
Dheter Dedeke

Das Mindener Sonntagsblatt 33—19
Fine bekenntnistreue, evangelısche Wochenschrift

1m Nationalsozialıiısmus

eiıma für die evangelische Bevölkerung 1m Wesergebiet
Mit einer Auflage VO 1er- his fünftausend Exemplaren erreichte das
„Sonntagsblatt für inden und das Wesergebiet” den 1930er Jahren
jede OC geschätzte Leser 1n und iınden.! Der Untertitel
„Evangelisches eiıma 1m Kirchenkreis Minden“ unterstrich die
redaktionellen 1ele der Wochenschrift ber das en der Gemeinden
1MmM TYTchenkrels berichten SOWI1eEe die Bevölkerung 1m Wesergebiet mıiıt
der evangelischen Weltanschauung und der Lage der evangelischen
T In Deutschland vertraut machen. Dieser doppelten ufgaben-
stellung, Intormationen ber die Gemeinden 1mM Kirchenkreis j1efern
und evangelisches Bewusstsein bel den Lesern stärken, entsprach der
breit gefächerte des Blattes Er beschränkte sich nicht auf (ottes-
dienstanzeiger un Nachrichten ber Amtshandlungen 1mM iırche  TEeIlsS
Als Heimatzeitschrift für die vorwiegend ländliche Bevölkerun: We-
sergebiet fanden uUu{fisatze ber lokale Geschichte un kulturelle re1g-
nısse ıIn der egion ebenso atz wWI1e Artikel ber Feldbestellung und
üngemittel. ine Art Wochenrückblick informierte ber wichtige politi-
sche Entwicklungen. Fın1 auf die der Kirchen 1mM In- und Aus-
and ehlte nicht DIie Andacht auf der ersten Seite führte eli Predigt-
text des folgenden Sonntags eın Erbauliche Erzählungen, oft Fortset-
y ollten die Leser nıiıcht Hr unterhalten, sondern diese auch
einer christlichen ebensführung nhalten 50 entsprach der iın jeder
wöchentlichen Ausgabe VO ZzwoOlf Seiten gebotene Inhalt des Mindener
Sonntagsblatts dem weiıt verbreiteten Erscheinungsbild evangelischer
Kirchenzeitschriften iın Deutschland.?

Mıt der Leserzahl wurde Eigenanzeigen des Mindener Sonntagsblatts (zitiert als
MS5SB) geworben. Die Auflage konnte VO)]  a TUN! 3.700 Exemplaren 1933 auf über
5.000 Exemplare 1938 gesteigert werden. Vgl üller, Andreas Das evangeli-
sche Sonntagsblatt für iınden un das Wesergebiet 1mM „Drıtten Reich“” JWKG 100
(2005) 420
Zum 1Iyp der evangelischen Sonntagsblätter in den 19530er ahren Stoll, (er-
hard Die evangelische Zeitschriftenpresse 1m Jahre 1933 Wiıtten 1965 49-53;
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Das Verbreitungsgebiet des Sonntagsblatts deckte sich mıit dem nörd-
iıch der ergkette VO jiehen- und Wesergebirge gelegenen Teil des
andkreises Dessen Bevölkerung VO rund 130.000 Menschen 1930
knapp davon lebten In der inden gehörte etwa 05
Prozent der evangelischen.an.> I Die Kirchengemeinden üudlich des
jiehen- und Wesergebirges Teil des Kirchenkreises Vlotho uch
dort wurde die kirchliche Zeitschrift ausgeliefert.*

Die Druckauflage des Sonntagsblatts VO  . durchsc  tliıch knapp
5.000 Exemplaren wöchentlich konnte mıiıt eıner politischen Heimatze1l-

w1e „Der ote der Weser / Mindener Land-Kreis-Bla  J die drei-
mal der OC erschien, durchaus mıthalten. [ dDıie beiden bürgerlichen
Tageszeitungen Ort, das „Mindener Tageblatt”“ und die „Mindener
eitung”, hatten Anfang der Dreifßiger elıne tägliche Auflage VO
rund 7.500 bzw. 5.000 Exemplaren. Das Sonntagsblatt WarTr er eın
wesentlicher Teil der Mindener Presselandschaft, die Urc eın eindeuti-
SCS Übergewicht der überparteilichen, nationalkonservativen Zeitungen
geprägt wWwar.° uch der Umfang VO zehn Textseıten un: Zzwel Seiten
erbe- un! Kleinanzeigen er Art entsprach dem damaligen Ersche!i-
nungsbild der Mindener 1agespresse.

[)as onntagsblatt un! die Mindener el  eeten se1t pri 19723
Verlag eonardy Co eine Vertriebs- und Anzeigengemeinschaft.®

Le Geschäftsführung für e1| Blätter lag den Händen VO Verlags-
leiter Hermann übking.” Der Verlag behielt die innahmen aus den
Abonnements, warbh auf eigene Rechnung die Anze1igen 1 Sonntagsblatt
e1ın, veranlasste den TUC der Wochenschrift un! besorgte die Zustel-
lung die Bezieher UrCcC Boten und ost Herausgeber des Sonntags-

Mehnert, Gottfried Evangelische Presse. Geschichte und Erscheinungsbild VO]  5 der
Reformation bis ZUrT Gegenwart. Bielefeld 1983 209-215 Mehnert geht VO  -

einem Bestand Anfang der 1930er Jahre VO!  - mehr als 1.761 evangelischen e1t-
schritten miıt eiıner Auflage VO]  3 rund Millionen Exemplaren auU:  n

Statistische Angaben ZU damaligen Landkreis Minden.
Der neugestaltete Kopf des MSB autete ab Januar 1937 „Heimatblatt für die Kır-
chenkreise Minden und Vlotho” Nach eiıner Auflagennotiz des Verlags Leonardy
der Mindener Zeıtung, 1in dem das Sonntagsblatt gedruckt wurde, handelte sich
allerdings L1UFTr TUuN! 100 Exemplare, die den Kirchenkreis Vliotho geliefert
wurden. Kommunalarchiv Minden 147 achlass Leonardy, betr. MSB)
Nordsiek, Marıanne: Fackelzüge überallDas Verbreitungsgebiet des Sonntagsblatts deckte sich mit dem nörd-  lich der Bergkette von Wiehen- und Wesergebirge gelegenen Teil des  Landkreises. Dessen Bevölkerung von rund 130.000 Menschen um 1930 —  knapp 29.000 davon lebten in der Stadt Minden — gehörte zu etwa 95  Prozent der evangelischen Kirche an.? Die Kirchengemeinden südlich des  Wiehen- und Wesergebirges waren Teil des Kirchenkreises Vlotho. Auch  dort wurde die kirchliche Zeitschrift ausgeliefert.*  Die Druckauflage des Sonntagsblatts von durchschnittlich knapp  5.000 Exemplaren wöchentlich konnte mit einer politischen Heimatzei-  tung wie „Der Bote an der Weser/Mindener Land-Kreis-Blatt“, die drei-  mal in der Woche erschien, durchaus mithalten. Die beiden bürgerlichen  Tageszeitungen am Ort, das „Mindener Tageblatt“” und die „Mindener  Zeitung“, hatten Anfang der Dreißiger Jahre eine tägliche Auflage von  rund 7.500 bzw. 5.000 Exemplaren. Das Sonntagsblatt war daher ein  wesentlicher Teil der Mindener Presselandschaft, die durch ein eindeuti-  ges Übergewicht der überparteilichen, nationalkonservativen Zeitungen  geprägt war.” Auch der Umfang von zehn Textseiten und zwei Seiten  Werbe- und Kleinanzeigen aller Art entsprach dem damaligen Erschei-  nungsbild der Mindener Tagespresse.  Das Sonntagsblatt und die Mindener Zeitung bildeten seit April 1923  im Verlag Leonardy & Co eine Vertriebs- und Anzeigengemeinschaft.®  Die Geschäftsführung für beide Blätter lag in den Händen von Verlags-  leiter Hermann Lübking.” Der Verlag behielt die Einnahmen aus den  Abonnements, warb auf eigene Rechnung die Anzeigen im Sonntagsblatt  ein, veranlasste den Druck der Wochenschrift und besorgte die Zustel-  lung an die Bezieher durch Boten und Post. Herausgeber des Sonntags-  Mehnert, Gottfried: Evangelische Presse. Geschichte und Erscheinungsbild von der  Reformation bis zur Gegenwart. Bielefeld 1983. S. 209-215. Mehnert geht von  einem Bestand Anfang der 1930er Jahre von mehr als 1.761 evangelischen Zeit-  schriften mit einer Auflage von rund 16 Millionen Exemplaren aus.  Statistische Angaben zum damaligen Landkreis Minden.  Der neugestaltete Kopf des MSB lautete ab Januar 1937: „Heimatblatt für die Kir-  chenkreise Minden und Vlotho“. Nach einer Auflagennotiz des Verlags Leonardy  der Mindener Zeitung, in dem das Sonntagsblatt gedruckt wurde, handelte es sich  allerdings nur um rund 100 Exemplare, die in den Kirchenkreis Vlotho geliefert  wurden. Kommunalarchiv Minden (KAM), W 147 (Nachlass Leonardy, betr. MSB).  Nordsiek, Marianne: Fackelzüge überall ... . Das Jahr 1933 in den Kreisen Minden  und Lübbecke. Bielefeld, Dortmund, Münster 1983. S. 103-105. Die Mindener Zei-  Verbot der sozialdemokratischen „Weser-Warte” erschien im Dezember 1933 das  tungen werden als „national-konservative Lokalpresse” charakterisiert. Nach dem  „NS-Volksblatt für Westfalen” als Mindener Lokalausgabe.  Über die Vereinbarung vgl. Müller (wie Anm. 1), S. 421 Anm. 12.  So laut Impressum MSB.  288Das Jahr 1933 1n den reisen inden
und Lübbecke. Bielefeld, Dortmund, Muünster 1983 103-10b IDie Mindener Ze1-

Verbot der sozialdemokratischen „Weser-Warte” erschien 1 Dezember 1933 das
werden als „national-konservative Lokalpresse” charakterisiert. Nach dem

„N>S-Volksblatt für Westfalen”“” als Mindener Lokalausgabe.
Über die Vereinbarung vgl uüller (wie Anm. 4721 Anm.
S50 aut Impressum MSB
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blatts die evangelischen Pastoren des Kirche  TEISES inden.? Bis
seinem Tod 1mM Januar 1935 WarTr Pfarrer Viktor VO  a der Stadtge-

meinde St Martıinıi, anschließen: Pfarrer Gerhard ebenfalls
VO der Martini-Gemeinde verantwortlicher edakteur der rchlichen
Wochenschrift Aus den innahmen des Verlags erhielt das Evangelische
Gemeindeamt des Kirchenkreises 1er Quartalsbeiträge Ööhe VO Je
45() Reichsmark als Aufwandsentschädigung für die redaktionelle Ar-
beit.11! Dem standen usgaben VO rund 1.600 Reichsmark Jahr für
Autorenhonorare, den Bezug VO Schriften un Pressediensten und für
Reisekosten der on gegenüber. Eventuelle Überschüsse dienten
ZUT Unterstützung der kirchlichen Arbeit

DIie p  3E  e Auslieferung des Sonntagsblatts die Abonnenten
den adt- und Dorfgemeinden WarTr für die on un den Verlag
des Sonntagsblatts besonders WIC.  g IDe Kirchenzeitschri WarTr sich
bewusst, für viele Leser die einz1ıge gedruckte Informationsquelle
se1n, Aaus der G1€ VO den Gesche  ssen 1ın der5un der Welt eI-
fuhren. DIie Berichte ber das Gemeindeleben den Dörtern, das der
übrigen Mindener Presse aum Beachtung fand, förderten die Leserbin-
dung mıiıt der evangelischen Landbevölkerung. el spielten die WO-
chentlichen Familiennachrichten VO Taufen, Eheschließungen und ET
desfällen der Nachbarschaft eiNe besondere Die Zeitschrift WarTr

zugleich‘Spiegel un! Wortführer der evangelischen Bevölkerun: der
Weser. Selbstanzeigen wI1es stolz auf se1ne Tadıllon hin, se1it 1875
die einz1ge P en herausgegebene YTchAlıche Wochenschrift
se1n. !$

DE für OC brachte das Sonntagsblatt seinen Lesern ZWEeI1-
spaltiger u  achung eine ausführliche Andacht Z.UI Einstimmung auf
den (Gottesdienst Sonntag. Es folgten Artikel relig1ösen Fragen,
geschichtlichen Ereignissen und Entwicklungen der evangelischen

S0 das Impressum MSB bis Frühjahr 1934 Danach heißt lediglich: ”  erantwort-
ıch für den Textteil”.
Bauks, Friedrich Wilhelm: Iie evangelischen Pfarrer Westfalen VO]  j der Refor-
matiıonszeıt bis 1945 Bielefeld 1980 Nr. 4800

10 A.a.Q., Nr 1176
11 Abrechnung der Sonntagsblattkasse 1./.1935 KA  Z Nachlass Pleis/ Dedeke)
12

Sammlung MSB
Be1 eschlagnahmen konnte die Mindener Polizeıl oft L1IUT einen kleinen Teil der 1im
Verlag verbliebenen Auflage einziehen, da die me1ılsten Exemplare für die Bezieher
bereits perI Post der Zustellboten ausgeliefert worden Vgl Berichte der
Mindener Polizei, 26.4.1934 un 3.9.1935 KA  Z 1L, 9727
Anzeigen 1M MSB, Zr Beispiel Jg Nr. 9 inden erschien aufiserdem
der unregelmäßig herausgegebene „Monatsbote” der reformierten Petri-Gemeinde
VE (Gottes Ehre” Das Blatt mıiıt durchschnittlich vier Textseiten wurde 1936 nach
einem Verbot eingestellt. 1L, 927
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Ü R8 I ie Rubrik „Aus Kirche, Schule un en  LL nthielt Nachrichten
ber politische un! kirchliche ntwicklungen 1m Bildungsbereich un
1mM Sozialwesen. Kurze Berichte und Ankündigungen Aaus dem (seme1in-
deleben 1 Kirchenkreis üullten die Spalte „Aus unNnseTeN Gemeinden“”.
Eine Wochenchronik „Aus eıt und Welt“ kommentierte innen- und
aufßenpolitische Ereignisse. Hinweise auf ITchlıche Veranstaltungen,
Termine VO  - Gottesdiensten und Treffen VO: Gruppen 1n den (eme1ln-
den Uten die beiden etzten Textseıten.

ach dem illen der Herausgeber sollte das als wöchentlicher
rufs der Kirchengemeinde „Quelle der Ta des evangelischen lau-
ens harter eit  44 se1n, „VOILL amp. und Sieg des vangeliums 1
deutschen Land un! der elt“ berichten, AT eilnahme „ amnı Leben
und der Arbeit Deiner Kirchengemeinde” ermuntern und einem
„klaren Urteil Kampf die heiligsten (suter“ verhelfen.14 Der über-
reich verzlierte Titel spiegelte den Geist moralischer Erbauungsschriften
des ausgehenden Jahrhunderts wider, die ZUT christlichen Lebensfüh-
run und protestantischen Weltanschauung aufrieten. DIe Bibelstelle

Kapitel, Vers 20, der Offenbarung des Johannes ber dem Wappen der
en lautet: „Siehe, ich stehe VOT der IUr und opfe 50 JE

mand meılıne Stimme hören wird und die ]{uUur auftun, dem werde ich

eingehen und das Abendmahl mıt ihm halten un! mıt

S< M
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MSB Jg Nr 48, Aufruf des Verbandes der Deutschen Evangeli-
schen nntagspresse (VDES) anlässlich der Werbewoche für die kirchliche Presse.
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Sehr beliebt bei den Abonnenten War die monatliche Beilage „Bilderbote
für das evangelische Haus“ .15 Diese aufwändig gemachte evangelische
Ilustrierte mıt Fotos, Kuns  TuUucCKen und Taiıken gab der Evangelische
Presseverband für Deutschland Berlin heraus. Sie erreichte als leife-
rung für die evangelischen Gemeinde- unı Sonntagsblätter eiINe hohe
Auflage und bewies die Effizienz der damaligen rchlichen Pressearbeit
1mM Umgang mıiıt ublikumswirksamen edien. Eine ebenbürtige Bildbei-
lage WäarTr 1n der Mindener un:! regionalen Tagespresse nicht en.

Januar 1935 erschien als monatliche Beilage ZU Sonntagsblatt die
qualitativ vergleichbare Ilustrierte „Evangelische elt” e1INe Publika-
tion des Evangelischen Presseverbands für Westfalen un! Lippe Wit-
ten.16 Verlag und Herausgeber des Sonntagsblatts hatten sich für den
Wechsel entschieden, weil der 1ıttener Presseverband der westfälischen
Provinzialkirche näher stand.!7
er den wöchentlichen achten, Grundsatzartikeln der a

gungsberichten tellte der verantwortliche edakteur die aktuellen Ru-
briken CIn die mıiıt Eigenberichten der eldungen aus ande-
TeN kirchlichen Zeitschriften, Pressediensten und aus der Tagespresse

Seine Auswahl der Informationen, die Art ihrer redaktionellen
Bearbeitung und Kommentierung verrieten die persönliche Handschrift
des verantwortlichen Herausgebers. Diese Art der Nachrichtenauswahl
und Kommentierung gab dem Mindener Sonntagsblatt SsSeINeEe besondere,
bald auch auffällige Stimme 1mM Chor der zunehmend gleichgeschalteten
Tagespresse 1ıM esergebiet.

„Kırche 1m ampf”“ Auseinandersetzung mıt Deutschen Christen

Mıt Zurückhaltung und einer eher skeptischen gegenüber den
Nationalsozialisten verfolgte das Mindener Sonntagsblatt die Ereignisse
ach der Ernennung Hitlers DE Reichskanzler Januar 1933.15 DDas

15 Zum „Bilderboten”“ vgl Höckele, S5Simone: ugus Hinderer. Weg und Wirken

16
eines Pioniers evangelischer Publizistik. Erlangen 2001 119-121
Puschmann, Claudia/Riewe, Wolfgang: Evangelische Publizistik hat Perspektive.
100 Jahre Evangelischer Presseverband für Westfalen und Lippe. Bieletfeld 2007

Präses arl och War se1it 1933 Vorsitzender des Evangelischen Presseverbands für
Westfalen und Lippe Im Angebot für den Verlag der Mindener Zeıitung
(MZ) hie{fs CD, dass die „Evangelische Welt“ SallZ besonders auf die Bedürfnisse der
rheinischen und westfälischen Provinzialkirchen eingestellt E1 Geschäftsführer
Niyhuis Mindener Zeitung, KA  = 14 /
MSB Jg Nr 6, 5.2.1933, der Rubrik „Aus eıt und Welt“ schreibt Plefs ZUrTr

Kegilerung der „Nationalen Front‘  09 aus Konservatıven un Nationalsozialisten: „Es
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Auftreten der wurde als revolutionär un gewalttätig empfun-
den. Anfängliches Vertrauen den mäfßigenden Einfluss der konserva-
tiven politischen Kräfte Reichspräsident Hindenburg verflog schon
bald.!9 Erstaunt, fast resignierend registrierte der Herausgeber der Kır-
chenzeitung, WI1e den Mac  abern gelang, einen ach dem
andern ihrer Koalitionspartner entmachten der vereinnahmen.?®©

Die Folgen der Machtergreifung vermerkte das Sonntagsblatt mıiıt
orge. inem Aufruf des preufsischen Kultusministers Bernhard ust
die rche, sich dem amp der Parte1 den Bolschewismus anız

schließen, entgegnete dasanicht der politische amp E1 die ufga-
be der rche, denn S1IE suche die „irrenden Menschen“ gewinnen.*!
DIie Ernennung Görings ZU. preußischen Ministerpräsidenten bedeute
den Begınn VO  > scharten Ma{isnahmen auf kulturellem Gebiet und eine
Bedrohung der Le  TeE1LINE1L den Universitäten des Landes.? Dıie VO

der S-Partei angezettelten Ausschreitungen Angehörige der
Linksparteien un! jüdische itbürger ach der Reichstagswahl VO

März 1933 kritisierte das Sonntagsblatt mıiıt der a  ung, „staatliches
Amt darf sich nicht mıiıt persönlicher Willkür vermengen” . Unter der
Überschrift „Juda verrecke!“ veröffentlichte Plefs eiINe fingierte oder tat-
sächliche Zuschrift eiınes „deutschen Christen”, der hie{fs „Wir WI1S-
SET1 nicht, wWwI1e der Ruf zuerst entstanden ist, un:! WeT Zzuerst utbrach-
te; der sittlichen Rohheit willen aber, die sich ausspricht, sollte

1ä{st sich allerdings nicht verkennen, da{s die einzelnen Persönlichkeiten der
Kegierung War ein1g sSind in ihrem nationalen Wollen, ber über den Weg dahin
sehr verschieden denken. Hat die Not der eit hier Brücken geschlagen, MU:

19
die ukunft erweisen, ob S1e uch tragfähig sind.“
MSB Jg. Nr. 1 J 241933 Die Eröffnung des Reichstags 1n Potsdam unı
Hitlers ede ZUTI Begründung des Ermächtigungsgesetzes beschrieb Plefs als „kon-
sequente önung der gemeinsamen Willensrichtung” der nationalen Keglerung.
„Hier haben sich wirklich Männer aus den verschiedensten Denk- un! Lebensge-
bieten zusammengefunden ıner eintach erstaunlichen Gleichrichtung der Idee
VO]  - aa und Volk.“ och bereits wel Wochen späater iıst die Ilusion der Geme1in-
samkeit un! des Gleichgewichts der nationalen Kräfte verflogen. nter dem Titel
„Gleichschaltung” registrierte Plefs die Unterordnung der Länder uınter die Reichs-
reglerung, die Entmachtung der Länderparlamente, das Aufgehen deutsch-natio-
naler UOrganisationen 1n der DAP, die Unterdrückung VO  - Gewerkschaften
ter nationalsozialistische Führung. „Auf kulturpolitischem Gebiet iıst bemerkens-
wert der Versuch, uch die Kirchen dem Staate gleichzuschalten”. DIie konservatı-
Vel Kräfte der nationalen TON! hätten versaumt, sich gegenüber den „revolu-
tionären“ der Nationalsozialisten gebührend ZU!T Geltung bringen. „Aber dafür
dürfte jetz spat se1n, zumal auf der nicht nationalsozialistischen Seite
einer ganz starken politischen Führung tehlt.“ MSB Jg Nr. 1 'g 6.4.1933,
MSB Jg Nr. 19, F5.1933 7%.

mı MSB Jg 56 Nr. Ö, 9.2.1933;
MSB Jg Nr. 1 / 9.4.1933,
MSB Jg NrT. 14, 2.4.1933, .
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allgemein verboten werden. DIie Urc die Judenfrage dem deutschen
gestellten ToODleme mMmussen durch die Gesetzgebung des

Deutschland gelöst werden. Rohe Entgleisungen chaden nur. 24
empo un! 11C der als „nationale Erhebung” proklamierten

Machtergreifun IF die Nationalsozialisten Stellten das er
der evangelischen ICZ Staat auf die Probe.?> Die innere Distanz
WI1eEe auch offene Gegnerschaft vieler protestantischer eologen CN-
ber der Weıi1marer epublı machten einer allgemeinen Zustimmung
ZU ıtler-Staat atz Die Zusicherungen des Reichskanzlers, die Kon-
fessionen selen die wichtigsten Faktoren ZUT Erhaltung des olkstums,
die Volkserneuerung gründe sich auf eine tiefe Einkehr religiösen Le-
bens, die Rechte der Kirchen würden nicht geschmälert, überzeugten VO

der otwendigkeit eıner posıtıven Mitarbeit der Christen 1mM Staat.26
ber Ziel un! Grenze dieser posıtıven Mitarbeit umstrıtten. der
usgabe VO pri 1933 noterte Herausgeber Ple4fs der Rubrik
„Aus eit un! Welt“ „Die eue Gesellschaftsordnung, die sich anbahnt,
ist zunächst rIrc eın Ausscheiden der ‚Artfremden’‘ bedingt. Das ist
wohlil das wesentlichste Ergebnis des der etzten OC durchgeführ-
ten Boykotts”.?7 Den rassistischen Ausschreitungen begegnete Plefs mi1t
ebensogroßer Skepsis WI1e€e der sich abzeichnenden Unterordnung der
evangelischen Fc unter die Machtpolitik der Nationalsozialisten.
„Die nationalsozialistisch orlienterte ‚Glaubensbewegung der Deutschen
Christen‘ plan für den evangelischen Volksteil eine deutsche eichskır-
che Es ware 1ın der Tat kein Unglück, WE die vielen kleinen und
kleinsten Landeskirchen verschwänden un dafür eINe große einheitliche
evangelische Reichskirche 1ın Erscheinung Tate ber e5 geht nıcht .
da{fs diese rche, WI1e einıge radikale Reformer wollen, sich bedin-
gungslos dem Staat auslietert” .28

Miıt der Berufung VO Militärpfarrer Ludwig üller Z „Vertrau-
ensmann“ Hiıtlers 1in Kirchenfragen prL 1933 erhielt das Pro-
STamım der nationalsozialistisch oriıentierten Glaubensbewegung Deut-
sche Christen, eine einheitliche evangelische Reichskirche uınter ihrer
Führung urchzusetzen, Auftrieb.?9 Gleichzeitig fanden erhalb
des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, ın dem alle 28 evangeli-

MSB Jg Nr. 1 / 26.3.1933,
25 MSB Jg Nr. 18, 30.4.1933, „Die LEUE eıt und die Kirche“.

MSB 56 Nr 1 / 3933 7: „Unsere Aufgabe 1mM Deutschland”. Vgl
EF

Stoll (wie Anm. 105f£.
28 Ebd „Aus eıt und Welt“”

MSB Jg Nr 1 '/ 6.4.1933,
29

München 19972 35-41
Meier, urt Kreuz und Hakenkreuz I Dıie evangelische Kirche 1mM Dritten Reich.
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schen Landeskirchen vertreten Beratungen ber eiINe organısato-
rische Neuordnung der Kirchenleitung STa DIie orderung ach einer
zentral geführten Reichskirche fand breite Zustimmung, doch die Vel-

schiedenen Grupplerungen den Landeskirchen sich cht ein1g
den Zielen un der Durchsetzung einer Kirchenreform. egen die

Vorstellungen der Deutschen Christen, einen Reichsbischof aus ihren
Reihen Urc rwahl des evangelischen Kirchenvolks wählen lassen
und eine Reichskirche schaffen, die den NS-Staat „Aaus Glauben“
erkenne und Aaus „Christen arischer Rasse“ bestehen solle, richtete sich
der Anfang Maı 1933 veröffentlichte Aufruf der „Jungreformatorischen
Bewe  g 3  M4 Er sprach sich für die Neugestaltung der evangelischen
TC 11 die beauftragten kirchlichen Amtsträger „An voller reihelı
VO  a er politischen Beeinflussun:  S aus, Urwahlen ebenso WI1e
den Ausschluss VO Nichtariern aus der TG ah und forderte, die Ent-
scheidungen //a  eın Aaus dem Wesen derTheraus treffen .31

och überwog der UnsSC achel der evangelischen IC
die verschiedenen Auffassungen der kirchenpolitischen Gruppen ber
den Weg, WI1e das Ziel erreicht werden konnte SO bemühte sich der Her-
ausgeber des Sonntagsblatts, die gegensätzlichen Standp  e dieser
rage wiederzugeben.*? IDie Nominierung des Leıiters der etheler An
stalten, Pastor Friedrich VO Bodelschwingh, Maı 1933 für das 1mM
Gesetz ZUrTrC Neuordnung der evangelischen IC vorgesehene Amt
e1INEes Reichsbischofs®® bedeutete den Wendepunkt der Berichterstat-

des Sonntagsblatts ber die unterschiedlichen Positionen der
Kirchenfrage. Plefs begrüßte 1ın seliner Kolumne „Aus Zeıt und lt// die
Wahl, die „AM fast en evangelischen Kreisen, besonders des Westfalen-
landes, Freude ausgelöst hat“' .54 Hr würdigte die bisherige kirchliche
Arbeit VO Bodelschwinghs un! sah ihm einen (‚aranten der „Einı-

er evangelischen Deutschen“ ber die verschiedenen protestanti-
schen Bekenntnisse hinweg. ach zahlreichen Zustimmungserklärungen
aus Arbeitskreisen und Gruppen des rchlichen ens werde erwartert,
„dafs die Glaubensbewegung der deutschen Christen erkennung

A3aO:, 41 MSB Jg 56 Nr. 24 21.5.1933) A Thesen der jungreformatori1-
31

schen Bewegung“.
äerselben Ausgabe veröffentlichte Plefs eın Interview miıt Wehrkreispfarrer

Ludwig Müller über dessen ane TT Neuordnung der evangelischen Kirche;
MSB Jg Nr 21 21.:5.1933; 5f.

33 Hey, Bernd Die Kirchenprovinz WestfalenS Bielefeld 1974 35f. S
Friedrich VO!  5 Bodelschwingh vgl Bauks (wie Anm. 9 / Nr. 71
MSB Jg Nr. 2 / 4.6.1933, derselben Ausgabe 5f.) das „Wort des
Reichsbischofs vion Bodelschwingh die evangelische Christenheit Deutsch-
ands  98-
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der überragenden Persönlichkeit Bodelschwinghs ihre Mre TEe1S-
pfarrer üuüller geäußerten Bedenken fallen äfst und der Berufung Bo-
delschwinghs Z Reichsbischof ihre Zustimmung geben wird.”®> Iie
folgende Ausgabe des Sonntagsblatts meldete, ass die Deutschen Chris-
ten dieer VO Bodelschwinghs protestierten und Ludwig
üller als Reichsbischof durchsetzen wollten Es E1 ZTUC mıt den
Deutschen Christen gekommen, er ”  D 1mM amp ist das Ergeb-
nıs  L Statt ein1g se1n, gebe es den „inneren amp gegeneinander” .°

I dhie Tagung der eissynode inden Junıi 1933 Windheim,
ber die das Sonntagsblatt in der nächsten Ausgabe berichtete, zeigte,
ass Pfarrer und Gemeindevertreter 1m Kirchenkreis geschlossen die
andidatur VO Bodelschwinghs unterstutzten und politische Forderun-
SCmH der Deutschen Christen ZUT Reform der evangelischen TC ab-
enDrei Resolutionen wurden einstimm1g aNngeENOMUNEN. Mıt dem
ersten Entschluss stimmte die ynode dem Bericht des Superintendenten
Heinrich hummes®® ZUT Lage der Kirche Z dem hiefs, ‚„dafs die
Evangelische Kirche ihre oroße gegenwärtige Aufgabe ıIn uUunNnseTeNl deut-
schen L11IUT dann erifullilen änn, WE S1e ungehindert HTe andere
ächte das Wort Gottes lauter und reıin jedermann verkündigen
darf.“39 Im 7zwelıten Beschluss tellte sich der Kirchenkreis enhinter
die Nominierung VO Bodelschwinghs für das Amt des Reichsbischofs.
Die dritte, wiederum einstimmi1ge Entschliefßsung der ynode oriff das
ema der Wiedereintritte die T auf )as „starke Zurückfluten
VO Dissidenten 1n die rche  44 SO cht als reine Formsache betrachtet
werden. Die ynode empfahl, den Antragstellern „eıne etwa halbjährige
Probezeit aufzuerlegen, die A mindesten eifßigem Gottesdienstbe-
such sich auswirken müsste. 40

Z  S Tage ach der Mindener Kreissynode erreichte der Konflikt
die esetzung der führenden Amter der Deutschen Evangelischen
PE seinen ersten Höhepunkt. Unter dem Vorwand einer Verletzung
des Staatsvertrages zwischen dem Land Preuisen und der Evangelischen
TC der altpreufischen Unıion setzte der preußische Kultusminister
Bernhard Kust einen Staatskommissar, ugus ager, für die evangeli-

A.a.OQ., Entschlieisung der Marien-Gemeinde, 1in der gefordert wurde, dass
Bodelschwingh „Von allen ihrer Kirche verbundenen evangelischen Christen muit
vollem Vertrauen begrüfst un:! allseitig als Führer uNnseTIel Deutschen Evangeli-
schen Kirche anerkannt wird.”
MSB Jg 56 Nr 2 J 161933
MSB Jg Nr Z 8.6.1933, S „lagung der Kreissynode Minden“”
Bauks (wie Anm. Nr 6401

4()
MSB Jg Nr. 2 J 8.6.1933,
Ebd DIie Einstimmigkeıit der Beschlüsse ist bedeutsam, da wel deutschchristliche
Pfarrer un mehrere DC-Gemeindevertreter Z Synode gehörten.
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schen Provinzialkirchen Preufen C11141 br löste mıt sofortiger irkung
die rchlichen Vertretungen auf, beurlaubte fast alle bisherigen Inhaber
er kirchlicher Amter und setzte Bevollmächtigte deren Stelle Der
für das Amt des Reichsbischofs designierte VO Bodelschwingh trat
rück. BIs hinunter auf die ene der Kirchenkreise wurden urchweg
Angehörige der laubensbewegung eutsche Christen (DC) für Le1i-
tungsaufgaben ernann: zZu ihnen gehörte Pfarrer TUNO Adler%® AdQus
Weslarn KreIls Soest Er WarTr SEe1ITt Dezember 1932 Leıiter des E jäus
Westfalen-Süd Als Bevollmächtigter übernahm er die Cl  g der EeVal-

gelischen K der Provınz Westfalen und ernannte SEeINEersSEITS Be-
vollmächtigte aus den Reihen der Deutschen Christen die rtchen-
kreise

Ihe Leser des Sonntagsblatts erfuhren der AusgabeZ Juli 1933
VO  m diesem orgehen promınenter Stelle lasen S1€ die Bekanntma-
chung VO Pfarrer (Jtto echthold45 aus ensta! der gleichzeitig den
Posten e1lles Untergauführers der Deutschen Christen innehatte46 und
ZU Bevollmächtigten für den Kirchenkreis inden ernannt worden
WarTr

I/1 Durch alle Ma{fsna  en des Staates werden un! Bekenntnis,
Gottesdienst un:! Wortverkündigung nicht angetastet Das kirchliche
en wird vielmehr Urc S1e befreit VO dem unseligen Streit der
Vergangenheit
Dieser Streit 1st L11U1M endgültig beendet Wer ihn wieder aufnimmt muıt
dem Rute, die Kirche ist Gefahr muf die Folgen tragen Er macht
sich lächerlich der Grundlosigkeit Befürchtungen und
handelt verantwortungslos, indem eue Nru. un! Verwirrung

uUunliseTe Gemeinden bringt
Sobald Ruh!:  (D un Ordnung der Kirche wiederhergestellt ist SiC!]
werden die Kommıissare zurückgezogen werden, liegt also In-
eresse der Kirche, Ruhe un Besonnenheit sich en Anordnungen

ügen

41 Meier (wie Anm 29
4° Hey (wie Anm 33),

Bauks (wie 9 / Nr
Niemöller Wilhelm Bekennende Kirche in Westfalen Bielefeld 19572 50f
Bauks (wıe Anm Nr 3()7/
Müller, Andreas: Vielfältig gleichgeschaltet. DIie Deutschen Christen Minden.
Mitteilungen der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Kirchliche Zeıtge-
schichte (2005) Zum Erlass der Bevollmächtigten für die westfälische
Provinzialkirche Junı 1933 vgl Niemöller (wie Anm. 44),
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Zur Fortführung der rchlichen Geschäfte sind Gemeindeausschüsse
ernannt. Be1l der bald erwartenden Neuerrichtung der kirchllichen|
Körperschaften bleibt unls eın Wahlkampf erspart.“” *

Pfarrer Ple{fs informierte seinem Rückblick auf die Ekreignisse aus
ich ber die Neubesetzungen kirchlicher Amter und der Leiıtung EVall-

gelischer Verbände, die 1in der kirchlichen Arbeit 1mM Kirchenkreis beson-
ere Bedeutung hatten. Dazu gehörten der Zentralausschuss für Innere
1SS10N, dessen Geschäftsführung kommissarische Bevollmächtigte
übernommen hatten, und die Urganisatiıon der evangelischen Arbeit-
nehmerverbände, die der nationalsozialistischen Deutschen Arbeits-
front aufgegangen Zur Charakterisierung der „entscheidungs-
schweren Umwiälzungen, die sich | innerhalb der preufischen Lan-
deskirche vollzogen haben“”, zıitierte Aaus der Pressemitteilung der
kommissarischen Geschäftsführung des Evangelischen Presseverbandes

Berlin „Es geht die restlose, VO  - uNnserTeNlll rer Hitler
gerade der etzten Zeıit MNeu geforderte el VO olk und Staat
cht zuletzt auch 1n der evangelischen TC. die hier ach den
Vorkommnissen der etzten OC L11UI1 unvermeidliche Ma{isnahme
betreffend die IC als irdische Urganısatıon und völkische (seme1ln-
schaft. 48 Der staatliche Eingriff hatte auch unmittelbare Folgen für das
Mindener Sonntagsblatt. Kın FErlass der kommissarischen Leıtung des
Evangelischen Oberkirchenrats für die preußsischen Landes- und Provın-
Z1a  ırchen besagte: „Wir machen darauf aufmerksam, da{s kirchenpoliti-
sche Betätigung _s_owohl VO der anze herunter als 1ın den (Gemeinden
oder sonstigen Offentlichkeit der damıt unter Umständen Vel-

bundenen Kritik staatlicher Ma{isnahmen die efahr strafgerichtlicher
erfolgung besonders auf TUN! der etzten scharfen Notverordnungen
mıiıt sich ring Wır empfehlen er en Geistlichen, VO olcher kIir-
chenpolitischen etätiıgung Abstand nehmen.“ *9 Diese unverhüllte
Strafandrohung der obersten preufßfischen Kirchenbehörde krıt1-
sche kirchenpolitische Veröffentlichungen veranlasste Pledfs, se1INe Rubrik
„Aus Z/eıt und 1t” vorläufig inzustellen: ”  urc den TIa sieht
sich die Schriftleitung genötigt, nıicht Aaus persönlichen Gründen, sondern

die Existenz des Sonntagsblattes nıicht gefährden, his auf welteres
die Rubrik Aus Zeıt und Welt, die teils zustimmend, teils aber auch kr1i-

477
48

MSB Jg. Nr. 2 J 9.7/.1933, Dr
MSB Jg Nr. 28

Berlin durch LDCO/-Kommı
1933,

un: Z Hausarrest des Direktors ugus Hın-
Zur Besetzunä des Evangelischen Presseverbands

derer vgl Höckele (wie Anm. 153} 291-302
MSB Jg Nr. 2 / 97 1933 „Einm Stück Zeitgeschichte”.
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tisch das Zeitgeschehen beleuchten pflegte ausfallen lassen /5 Die
Ausgabe des Sonntagsblatts für den folgenden Sonntag stand och SANZ

Zeichen der VO  z den Bevollmächtigten betriebenen Neubesetzung der
kirchlichen Amter und Vertretungen. kın Artikel rechtfertigte die kir-
chenpolitischen Ma{isnahmen während des Staatskommissariats. DIie
Freiheit der C S51 nicht durch den nationalsozialistischen Staat
efahr gebrac worden, „sondern VO denen die den Staat ZUT Not-
wehr rTrohende Zerspaltung der Bewegung S!  un en  44 51

derselben Ausgabe erhielt der neben Pfarrer Bechthold den Deutschen
Christen Kirchenkreis iınden angehörende Pastor Wiıilhelm Patze>2
aus Petershagen Gelegenheit SEC1INE Auffassung VO der Kirche ach
deutsch-christlicher Vorstellung darzustellen Jesus wurde als „Führer
und err der rche  LA bezeichnet DIie TC bestehe Aaus der uUun-
sichtbaren Glaubensgemeinschaft un! sichtbaren äaufßeren Urganisation
Die äußere T  ung der TC entsprechend der nationalen
Bewegung geändert und verbessert werden

DIie Versuche der Deutschen Christen, die el  < der westfälischen
Provinzialkirche ihre and bringen scheiterten den Protesten
der Mehrheit VO Pfarrern und Gemeindevertretungen Ebenso rugen
die Uneinigkeit der Deutschen Christen und widersprüchliche Anord-

Z.UTC Durchsetzung ihres kirchenpolitischen Kurses azu bel, ass
ihre Pläne ZUT Übernahme der kirchlichen Amter nicht verwirklicht WeI-
den konnten Proteste und Hilfeersuchen der bisher führenden Kır-
chenmänner Preuflsen erreichten Reichspräsident VO Hindenburg, der
die Reichsregierung bewegen konnte, Verhandlungen ber die Reform
der evangelischeneherbeizuführen und den staatlichen INZT.
die preufßsischen Provinzialkirchen beenden 56 Am Juli 1933 wurde
die Verfassung der Deutschen Evangelischen T Urc ein

Reichsgesetz estätigt Darın zugleic Kirchenwahlen der Vertre-
ter der evangelischen Kirchengemeinden für den 23 Juli vorgesehen
Aufgrund der Wahlergebnisse für die Gemeindeverordneten ollten

MSB J 56 Nr 9.7.1933
51 e Nr 29 6.7/.1933 4f

Bauks (wıe Anm 9 / Nr 467/7 Müller (wıe Anm 46), 59-65
MSB Jg Nr 29 6.7.1933
Hey (wie Anm 33) 38f Niemöller (wie Anm 44) 51
DIie Beratungen über 1Ne 1IEC UE Verfassung der evangelischen Kirche wurden
wieder aufgenommen. Staatskommissar äger und die beauftragten Bevollmächtig-
ten wurden zurückgezogen. Pfarrer er War bereits vorher dem Bevollmächtig-
ten für die evangelische Kirche der Rheinprovinz unterstellt worden. Siehe (

39f.
Niemöller (wıe Anm 44) Meier (wie Anm 29) 43f

5/ A.a.O S. 44
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spater mittelbaren ahlen die weılteren Stutfen der rchlichen Vertre-
die Presbyterien, Krels- un Provinzial- bzw Landessynoden,

schliefßlich das oberste Kirchenparlament, die Reichssynode, die den
evangelischen Reichsbischof wählen sollte bestimmt werden.

ithilfe massıver Wahlunterstützung für die Deutschen Christen
Urec und staatliche Stellen his hinauf Z Reichskanzler g-

die Deutschen Christen eine Mehrheit VO rund /() Prozent der
gewählten (GGemeindevertreter. Iieses Ergebnis traf auch für die ahlen
der Gemeindeverordneten den Kirchengemeinden der westfälischen
Provinzialkirche Z11.°8 erdings verhinderten die besonderen Bestim-

der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung, ass sich die
deutsch-christliche ehrnel1 der Gemeindeverordneten be1 der /7usam-
mensetzung VOIL Presbyterien und Kirchenparlamenten ihrem Stimman-
teil entsprechend auf Kre1ls- un Provinzebene auswirken konnte Auf
diese Weilise kam die Umkehrung des Ergebnisses der Kirchenwahl VO

23 Juli 1933 ın den ahlen Z westfälischen Provinzialsynode
stande. DIie Deutschen TYısten dort muıt 6() Stimmen ın der Miın-
derheit gegenüber S() Vertretern der Gruppe „Evangelium un Kirche“.°”

Im Kirchenkreis en hatten sich die Deutschen Christen nıcht
durchsetzen können. Sie ussten sich mıt rund 4() Prozent der Stimmen
zufriedengeben.® den Zzwel städtischen Kirchengemeinden St Marıen
und St Martını War 5 einer Kampfabstimmung gekommen zwischen
der Liste der Deutschen Christen, die sich auch als „Evangelische Natıo-
nalsozialisten“” bezeichneten, un den Kandidaten der Gruppe „Evange-
lium und Kirche“, die den kirchenpolitischen Kurs der ZUI Unter-
ordnung der evangelischen W uıunte Staat und -Parte1 en.

den anderen innerstädtischen und ländlichen Kirchengemeinden
ren FEinheitslisten muıt Vertretern aus beiden Gruppen zusammengestellt
worden.

Proteste aus den Reihen der Deutschen Christen inden veranlass-
ten Pfarrer Dedeke, der 1n Abwesenheit se1ines ollegen Plefs die 1ın
der Martini-Gemeinde vorbereıtet hatte, einer ausführlichen Stellung-
ahme 1 Sonntagsblatt.®' Sowohl 1n der Marıen- WI1e€e 1in der Martınıi-
Gemeinde hätten die Presbyterien der In inden 1IEU entstandenen
Glaubensbewegung Deutsche Christen“ angeboten, ihre Vertreter auf
eitslisten berücksichtigen. Es E1 aber nicht möglıch ZEWESCIL, ihre
sprüche befriedigen. uch hätten viele Gemeindeglieder VO der

zurückgewlesen werden mussen, weil S1Ee sich nicht 1n die ähler-

Aa
Hey (wie Anm. 33); 43-46

61
Mindener Zeitung, 247 19393; Nordsiek (wie Anm. 5 / 97£.
MSB Jg Nr SE 30.7.1933, 5f. Z den Wahlen iın Minden“”.
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liste eingetragen hätten. Kirchenwahlen selen etwas wesentlich Anderes
als politische ahlen Denn das kirchliche Wahlrecht, das aM ıntra-

die Wählerliste erlangt werde, OoNnne LLUT der ausüben, „welcher
die IC bejaht und bereit ist, Se1INn ahirec ZUIN der C
auszuüben“”. och einem anderen unterschieden sich kirchliche
und politische Wahlen „Die kirchlichen ahlen L kennen keinen
en der Mehrheit der rche  L Sie hätten zr Ziel, gee1ignete Ver-
eter auszuwählen, die JIn der Gemeinde denenGottes AT e  e
bringen sollen”, un! es sSEe1 „eiıne grauenhafte Irrlehre”, WenNn behauptetwerde, „der der Mehrheit E1 auch der Gottes“. Am Ende
SeINESsS TUukKels wandte sich Pfarrer Dedeke deutlich eiıne politische
Verfälschung der Ergebnisse der Kirchenwahl „Gerade weil WITr VO
dem Unterschied zwischen den kirchlichen un parlamentarischen Wah-
len wI1ssen, hätten Wr lieber nicht oft das Wort Mehrheit gehört, wel-
ches doch 1ın der Kirche keinen atz en darf. Und hat mich sehr
gewundert, da{fs dieses Wort Mehrheit gerade VO  - einer Glaubensbewe-

bei den rchlichen ahlen geltend gemacht worden ist, die iın
un ihres Programms klar und eutlic erklärt hat IDie Zeit des Par-
lamentarismus hat sich uDerle auch 1n der Kirche”.62

Westfalen schien ach den Kirchenwahlen VO Juli 1933 eiINe
gemeinsame Arbeit mıt den Deutschen Christen och möglıich sSe1n.
1ele Pfarrer und Lalen, die 7A1 Gruppe „Evangelium und Kirche“ g-hörten, bereit, sich mıiıt den gemäfßsigten Kräften der westfäli-
schen Gruppe der Deutschen Christen arrangıleren.®® Dazu rug auch
eın des Generalsuperintendenten 1iılhelm Weirich®* und des
Konsistoriums 1n Münster bei, die kirchenpolitischen Auseinanderset-

nicht fortzusetzen.® uch die auiserordentliche Tagung der
Mindener eissynode ugus 1933, auf der die Vertreter des
Kirche  e1ses für die bevorstehende Westfälische ProvinzilalsynodeSoest VO TT DE ugus gewählt wurden, verlief ohne Kampfabstim-
IU oder charfe Auseinandersetzungen.® einem hnlichen Geist
der sachlichen Zusammenarbeit agte die Soester ersammlung, der
der bisherige Präses arl Koch6®7 miıt den Stimmen der für die nächs-
ten acht Jahre wiedergewählt wurde. uch die ahlen Z esetzung

62

63
MSB Jg Nr SE 30.7.1933,

64
Hey (wie Anm. 33); 50f.
Bauks (wie Anm. 9 / Nr 6753
MSRB Jg Nr 33 135.1933; Das Blatt meldete, dass die westfälische
Landesgruppe Interesse des „Burgfriedens“ Ööffentliche Versammlungen bis auf

66
Weiteres verboten habe

67
MSB Jg Nr 34, 20.8.1933,
Bauks (wie Anm. 9 / Nr. 332()
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des Provinzialkirchenrats und der Vertreter für die Generalsynode der
altpreufsischen Provinzialkirchen fanden entsprechend dem vorher VO

beiden Gruppen vereinbarten Verfahren statt.©$
(3anz anders verlief die Anfang eptember 1933 1n Berlin tagende

Generalsynode der Evangelischen IC der altpreufischen Unıion.
diesem Kirchenparlament der ogrößsten evangelischen Landeskirche hat-
ten die Deutschen Christen mıiıt mehr als Zzwel T1ıtLtelIn der Stimmen eine
Mehrheit, miıt der S1e ihren kirchenpolitischen Kurs uneingeschränkt
durchsetzen konnten.®? „Das nutzten S1€e restlos aus  LL schrieb das Sonn-
tagsblatt, wobei den deutlichen Gegensatz Zu Ablauf der westfäli-
schen Provinzialsynode Zzwel ochen vorher betonte.”9 DIe preufßische
Generalsynode illigte ohne Aussprache das Programm der Deutschen
Christen ZUuU radikalenau der IC Preußen. Sie verabschiede-
te eın Gesetz ber die Einsetzung eines evangelischen Landesbischoftfs
Z.UT Leitung der preußischen E und die Einrichtung evangelischer
Bıstumer in den Provinzialkirchen. Weiter setzte S1e eın Kirchengesetz
Utch; das den Arierparagraphen für Geistliche und Kirchenbeamte
einführte Darın wurde auch geregelt, ass kirchliche Amtsträger, die
„nicht die Gewähr aiur bieten, da{fs S1e jederzeit rückhaltlos für den
nationalen Staat un! die Deutsche Evangelische TC eintreten”, den
Ruhestand Versetz werden konnten./! Be1 der Entscheidung ber diese
Gesetzesvorlagen hatte die Gruppe „Evangelium und che  44 bereıts die
Tagung 1M Preufßischen Herrenhaus verlassen. Y”räses Koch, der für die
Abstimmung die Anwendung der Verhältniswahl gefordert hatte und
die Einführung des Arierparagraphen cht mıt dem Glaubensbekennt-
NnıSs vereinbar hielt, wurde mıiıt dem Ruf „Kaus, Raus!“ niedergeschrieen.
Darauf verlie{fs die Gruppe den Saal Der rücksichtslose Durchmarsch der
Deutschen Christen ZUTC Besetzung der Spitzenämter der Deutschen
Evangelischen D wurde auf der Nationalsynode September
1933 1ın Wittenberg vollendet Pfarrer Ludwig üller wurde einstimm1g
ZReichsbischof der Deutschen Evangelischen {Ye gewählt.

Bericht 1M MSB Jg Nr. 36, 3.9.1933; D Vgl Hey (wie Anm. 33} AU: Nıe-
möller (wie Anm. 44), 64-66

70
Hey (wie Anm. 33),; 50f.; Niemöller (wie Anm 4)/ 67%.
MSB Jg Nr. 38, 731933 D „Generalsynode 19337

71 A.a.O., „Kirchengesetz betreffend die Rechtsverhältnisse der Geistlichen un!
Kirchenbeamten“.
Meiler (wie Anm. 29), 47-49 Das MSB veröffentlichte in se1iner Ausgabe Nr. 41,
8.10.1933, die Kundgebung des Reichsbischofs un! t+ellte die KI1r-
chenführer VO  s Gleichzeitig setzte sich miıt den Anschauungen der ause1n-
ander. der Ausgabe MSB Jg Nr. 43, 3f;; veröffentlichte das
>Sonntagsblatt unter der Überschrift „Neues Testament und Rassenfrage“ die Stel-
lungnahme VO  } Professoren und VDozenten der Theologie für die Nationalsynode.
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Iie Anwendung des Gesetzes ber die rrichtung eiINes andesD1-
schofsamtes FABR el  ® der altpreufsischen Kirche un! Z Schaffung
evangelischer Bischotssitze in den Provinzialkirchen sHe{fs 1mM einland
und Westfalen auf Widerstand Präses och tellte die Gültigkeit der
vorgesehenen Regelung unter den Vorbehalt, ass S1e mit der überliefer-
ten presbyterial-synodalen Ordnung und dem Bekenntnis ang
stehen musse./$ Aufgrund dieser Bedenken, die VO vielen westfälischen
Pfarrern geteilt wurden,”* bezeichnete Ple4f 1MmM Sonntagsblatt die Ernen-
LLUL)} des ers der Deutschen Christen Westfalen und früheren
Bevollmächtigten des Staatskommissars, Pfarrer er, für das eue Amt
eINes 1SCNOIS VO Münster als „voreuig”, rundlage sSelner ot1z War
eın Bericht des Informationsdienstes aus dem Presseverband für estfa-
len und Lippe. der Ausgabe VO November hie{fs „Wenn auch
der atsache nicht weiteln ist, da{fs Pfarrer er westfälischer Bi-
Gn wird, ist sSeINe Ernennung doch erst Anfang November CI -

warten; bisher ist LLUT das Plazet des Staates eingegangen, aber die letzte
Instanz der Kirchensenat hat och cht gesprochen.””> Die Formulie-
run erregte das Missfallen des 1SCNOTIS er verlangte eine ichtig-
stellung, da bereits Oktober VO Kirchensenat ernannt worden
Se1 und sSe1InNn Amt Münster November angetreten habe An-
spielung auf se1ine glücklose ätigkeit als Bevollmächtigter des Staats-
kommissars für die westfälische TC schriebh „Wenn ich als ITräger
der Glaubensbewegung und der Staatsgewalt oya und brüderlich (zu
meinem chaden SCWESECNMN bin, habe ich als Iräger der kirchlichen
erwaltung nicht die geringste Absicht, mich weıter, auch LLUT Kan-
de, mißachten lassen, wenigsten Urc die TITCALiche Presse.”76
der folgenden Ausgabe des Sonntagsblatts tellte Ple{s die Angelegenheit
rn  g und veröffentlichte einen Lebenslauf Bischof dlers SOWI1Ee die
Würdigung des Scheidenden westfälischen Generalsuperintendenten

Die Eingabe VO] 23.9.1933 wandte sich 1n Punkten das judenfeindliche
Programm der Darın hie{s unter anderem, dass „für die Zugehörigkeit ZUTL
christlichen Gemeinde allein Glaube unı Taufe mafisgebend” selen. „Nach dem
Neuen lTestament Sind kirchlichen mtsträgern Juden und Heiden 1n grund-

73
sätzlich gleicher Weise geeignet“.
Hey (wie Anm. 33), STE; Niemöller (wie Anm. 44 / 68f£.
A.a.OQ.,
MSB Jg Nr 4 J 9111933 „Vom westfälischen Evangelischen Bischof”
er Plefds, 5.11.1933 Slg MSB Plefs tellte eiINe Abschrift der Korre-
spondenz mıiıt Adler zusammen .unter der Überschrift: „Betrifft Bischof Adler unı
das Mindener Sonntagsblatt”. Adler WarTr offenkundig über die Reaktion des MSB
besonders veräargert, weil CNSEC berufliche unı amiliäre Verbindungen mıiıt Miın-
den hatte ort hatte als iıkar gearbeitet, se1ne Frau kennengelernt und geheira-
tet.
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Wilhelm Weirich,”77 dessen Tätigkeit P das LeU geschaffene Bi-
schofsamt erledigt war.’®8 DiIie kurze eldung 1mM Sonntagsblatt ber die
Amtseinführung Adlers un die UÜbernahme des Vorsitzes 1m Konsisto-
r1um Münster,”” des Kirchenamts der westfälischen Provinzialkirche,
zeıigte, ass Ple{fs als Herausgeber die Fakten registrierte, ohne auf die
Rechtmäkßsigkeit des Amtes und die kirchenpolitischen Absichten des
Irägers welter einzugehen. Hınzu kam, ass dieser Zeıt die Aufmerk-
samkeit der kirc  en Presse auf die alles beherrschende Propaganda-
kampagne der Nationalsozialisten gerichtet Wäaäl, die Hitlers TUC. mit
dem Völkerbund und den Austrıitt aus den Abrüstungsverhandlungen
mıt den Westmächten mıit einem Volksentscheid und der Reichstagswahl

November 1933 verband, die gab eiINe wählende Par-
tel, die den geschlossenen Rückhalt der Bevölkerung für die
nationalsozialistische Führung emonstrıeren sollte DIie Ausgabe des
Mindener Sonntagsblatts AA November stand er gallZ 1M Ze1-
chen der Wahlaufrufe mıt einem Ziel „Das groise ]'al/ en Aufforde-

VO Reichsbischof üller und Bischof er ZUT posıtıven
Stimmabgabe „SO will es uUuLsei Führer, erfordert Christenpflicht“

veröffentlichte das Sonntagsblatt auch einen Aufruf des westfälischen
Evangelischen Elternbundes, der bezeichnender Weise auf den TUC. mıit
der bisherigen parteipolitischen Neutralität kirchlicher Urganisationen
hinwies. Niemals G1 die Elternvertre  g 1 alten Partej:enstaat mit PaL-
teipolitischen Wahlaufruten hervorgetreten. Die eue Lage aber rforde-

die Zustimmung den ührern.®
Der irreparable ruc des Sonntagsblatts miıt den Deutschen Christen

kam mıt der Tagung der Berliner DC-Gauleitung November 1933
Sportpalast. der Veranstaltung hatten en! kepräsentanten

XC  er eNorden teilgenommen, ass die enund Forderungen
der Tagung als kirchenpolitisches Programm der Deutschen Christen
verstanden wurden.?! er Berliner Gauobmann Reinhold Krause als
auptredner forderte, „die völkische Sendung Martın Luthers MUSSE
eliner zweıten deutschen Reformatiıon vollendet werden. Das Ergebnis
uUur{ife cht eiINe autorıtäare Pastorenkirche miıt bekenntnismäßigen Bın-
ungen se1n, sondern eiInNe deutsche Volkskirche. 82 Eıne Volkskirche

Bauks (wie 9 / Nr. 6/53
MSB )g. Nr. 4 'J „Vom westfälischen Führertum“”. Vgl Hey (wıie
Anm. 33), 53f.

/9 MSB Jg NrT. 4 J „Amtsübernahme des westfälischen Bischofs”.

l
MSB Nr. 46,
Meiıler (wie Anm. 49-52
MSB Jg Nr. 45, 26.11.193 f 4f AF kirchlichen Lage”. Der Bericht 1mM MSB ist
ohne ennung des Verfassers VO]  - eine Teilnehmer der Tagung wahrscheinlich
VO  5 einem Korrespondenten des Evangelischen Presseverbands für Westfalen un
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MUSSE es „Undeutsche“” 1n Gottesdienst und Bekenntnis usMeTrzZe:
auf das Ite Testament mıit seinen „Viehhändler- und Zuhältergeschich-
ten  LO verzichten, „abergläubische Berichte“” Aaus dem Neuen Testament
streichen und die „Sündenbock- un! Minderwertigkeitstheologie des
Rabbiners Paulus”“ entternen. DIie „heldische Gestalt” Jesu, die sich miıt
den Zielen des Nationalsozialismus ecke, habe als rundlage der Ver-
ündigung gelten.

Der Verfasser des erichts 1 Sonntagsblatt drückte se1ine Empörung
miıt den Worten au  N „  urc. eiıne Entschuldigung un! Beschönigung ist
der Tatbestand Aaus der Welt schaffen, da{fs uınter der Autoriıität des
1SCNOIS Hossentelder, des stellvertretenden Landesbischofs 1n Preufßen
und Kirchenministers der deutschen Gesamtkirche, un Anwesenheit
zahlreicher kirchenregimentlicher Persönlichkeiten eiıne kirchliche Mas-
senversammlung der 1n derT jetzt herrschenden Parte1 stattgefun-
den hat, der die auf die gemeinste Weise beschimpft, das Kruz1-
fix bekämpft und die Bekenntnisgrundlage der TC angegriffen W OI-

den ist Keıiner der 1n der ersammlung anwesenden Männer, die jetzt
die *C regleren, ist aufgestanden und hat einem olchen ugen-
1 eın Zeugnis für Christus un! die abgelegt. ”® Der richt
schlie{st mıt der Aufforderung, den „Einbruch der christusfeindlichen
heidnischen Religiosität die Glaubensbewegung eutsche Christen“
UrcCc Proteste er Körperschaften der rche, insbesondere der westfä-
ischen Kirchenversammlung],|] zurückzuweisen. I die Provinzialsynode
MUSSE alle Glieder der IC „VOI die Entscheidung tellen, ob S1e sich
Z Bekenntnis un! der T'  ung UunNnseTeTt reformatorischenYhal-
ten wollen der nicht Darum mufs der Ruf ach der Provinzialsyn-
ode, die Autorität den Fragen der Lehre und el  e uUunNseIeTr Kır-
che spricht, der Ruf er evangelischen Westfalen werden. “ %4

Mit diesem Artikel setzte das Mindener Sonntagsblatt einen deutli-
chen Trennungsstric ımnter alle bisherigen Bemühungen, mıt den Deut-
schen Christen einem Einvernehmen 1n Fragen der Urganisatiıon der
westfälischen Provinzialkirche und der Besetzung kirchlicher Amter
kommen. Die orderung ach klarer Distanzıerung VO  - den Deutschen
Christen beherrschte auch die folgenden usgaben der Kirchenzeitung.

Lippe verfasst worden. Vgl Meier (wie Anm. 29), 50f£., der die ede nach

83
einem stenographischen Bericht zusammentfasst.
MSB Jg Nr. 4 '/ 4Af.
Awa.O.; derselben Nummer WIT über ine Protestveranstalmng VO:  > Pfar-
TeTr un emeindeverordneten in Dortmund berichtet, die unter anderem die
Irennung des Reichsbischofs VO  5 den Deutschen Christen und die Einberufung
der Provinzialsynode verlangten mıiıt der Absicht, „eine einheitliche unı verbindlı-
che Stellungnahme der westtälischen Kirche Bekenntnis und Neuordnung der
Cherbeizuführen“”
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einem die Altesten und Verordneten der westfälischen ( JE
meinden wurde die Irennung VO den Deutschen Yısten gefordert, da
ınter ihrer el  e „die Garantie für die icherung der Bekenntnis-
grundlage”“ nıicht gegeben sEe1.°> Der westfälische Pfarrernotbund und der
Bekenntnisbund „Evangelium und Kirche“ oriffen einer VO 400 Pfar-
rermn unterschriebenen Erklärung Bischof er „Zum Schaden NS!
LEI westfälischen TC ist dieser tunde VO ihm eın wahrhaft bi-
schöfliches Wort gesprochen worden”, hiefs 5 1M Sonntagsblatt.®

I Die Tagung der westfälischen Provinzialsynode Dortmund VO

bis Dezember 1933 stand 1 Zeichen einer die ane der
Deutschen Christen gerichteten Vorlage des Provinzialkirchenrats AT

euor  ung der iıchen Befugnisse Westf£alen arın wurde g-
gChHh Bischof er die el  e der Provinzialkirche Präses och ZUSC-
sprochen. In elıner kurzen Meldung brachte das Sonntagsblatt die Orla-
C auf den un „Das Amt eines Landesbischofs ist darin nicht 5C-
sehen“' .87 Um die nnahme der Vorlage verhindern, die mindestens
Zzwel Drittel der Stimmen erforderte, verliefßen die Vertreter der Deut-
schen Christen das Kirchenparlament. Es kam keiner Entscheidung,
der Gegensatz zwischen der ruppe Evangelium und FC un den
Deutschen Christen War unüberbrückbar geworden.®?

Evangelische Zeitschriftten uniter NS-Pressegesetzen
Die Auseinandersetzungen zwischen Deutschen Christen un den
kirchlicher TIradition un! Evangelium orientierten a  en in der CVaNSC-
ischene erreichten ber die Presse eine breıite Offentlichkeit Die
Berichterstattung der zahlreichen herkömmlichen evangelischen e1t-
schriften ug azu bei, ass die charfe Kontroverse die Neuorganı-
satıon der evangelischen TC und ihre 1 Staat eine Fachfrage
für Kirchenrechtler und Theologen 1e uch 1rcCAllCc nicht gebunde-

Kreise der Bevölkerung zeigten 1933 großes Interesse Nachrichten
ber die Vorgänge 1n der evangelischen Kirche I die vielen traditionellen
kirchlichen Zeitschriften verhalfen dem ema einer landesweiten

85 MSB Jg Nr. 4 / 31241933 4 Der Aufruf stammte VO: Direktor des Evangeli-
schen Presseverbandes für Westfalen und Lippe Paul Winckler: „An die

un C
Altesten und Verordneten der evangelischen Gemeinden VO! uUuNnseTeTr Kirche Bes-

MSB Jg Nr. 49, 5: Niemöller (wie Anm. 44), 7 J Hey (wie Anm. 33),
MSB Jg Nr f
Hey (wie Anm. 33% 56f.
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Beachtung.® Demgegenüber hatten die Deutschen Christen der
Machtergreifung wen1ge Zeitschriften, die sich mıt der Verbreitung der
traditionsreichen evangelischen Blätter IN1ESSEIN konnten.?®9 Sie
abgesehen VO den CcCAlıchen Machtzentren der Deutschen Christen
Berlin un! einigen Landeskirchen auf die publizistische Unterstützung
der nationalsozialistischen Blätter angewlesen, die in ländlichen Keg10-
LE WIEe 1mM Krels inden erst ach und ach entstanden.

Auf 7zwel egen versuchten die Deutschen Christen, die ehlende
Präsenz ihrer Publikationen der Fläche beheben DIie VO ihnen
geführten Kirchenleitungen unterwarten die rchlichen Zeitschriften
ihrem Amtsbereic ihrer organisatorischen und informationspolitischen
Kontrolle /Zum andern bauten S1e ach dem Scheitern der UÜbernahme
der nationalen und regionalen evangelischen Pressediensteender
kurzen Herrschaft der staatlichen Bevollmächtigten Preußen eigene
Pressestellen mit Korrespondenzdiensten und einen Zentralverlag für
Informationsschriften auf.92 Ihe kirchenpolitischen erhältnisse 1n West-
alen, die Deutschen Christen wichtigen kirchlichen Körperschaf-
ten 1n der Minderheit geblieben verhinderten eiıine publizistische
Verbreitun ihres rchlichen Machtanspruchs. Bischof er musste
se1Ine Ohnmacht gegenüber der traditionellen Kirchenpresse der Pro-
V1INZ eingestehen. Auft die Beschwerde eines Pfarrers und Pressewarts der
Deutschen C’hristen Westfalen'‘ ber die negatıve Einstellung des
Mindener Sonntagsblatts und die Aufforderung, dagegen etwas
ternehmen, reaglerte er hilflos Nur dann onne er mtlich einschre!li-
ten, WE „Fälle VO Entstellung der Wahrheit der VO offenbarer ( 46
hässigkeit vorgetragen würden“. Die Belegexemplare des Mindener
Sonntagsblatts gäben olchen Vorwürtfen keinen ass LU eiINer
allgemeinen Anweılısung die westfälischen Schriftleiter evangelischer
Sonntagsblätter, sich 1ın den Ihenst der Glaubensbewegung stellen,
Sind WITr rechtlich nicht efug und auch aus grundsätzlichen rwägun-
sCchHh nicht 1n der Kage

\()
ehnert (wıe Anm. 2/ DE
7u den neugegründeten deutschchristlichen Zeitschriften zählten „Christenkreuz
und Hake:  euzZ ,  &E „Deutsche Volkskirche”, „Deutsches Evangelisches onntags-
blatt”, Evangelium 1 Drıitten Reich”, „Unsere Volkskirche” Vgl Stoll(wie Anm.
2 / 259-262

Yl A:a.O.,, 174-176; Mehnert (wie Anm. 238
9° (wie Anm. Z 176
93 Pfarrer arl Alberts aus Waltrop. Vgl Müller (wie Anm. 1 / 4372%.
94 Adler Alberts, Durchschrift Superintendent Thummes.

Slg MSB
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DIie tatsächlichen der versuchten Übergriffe der Deutschen Yısten
auf die evangelische Presse?> hatten AL Teil sichtbare Folgen für die
inhaltliche estaltung vieler Sonntagsblätter. Die Drohungen deutsch-
christlicher Kirchenleitungen mıiıt einem Verbot VO Publikationen, mıiıt
Entlassung der Beurlaubung aus dem Amt der als Herausgeber kirchli-
cher Zeitschriften verantwortlichen Pfarrer oder Sar strafrechtlicher Ver*
olgung aufgrund der Verordnun des Reichspräsidenten VO Februar
1933 A Schutz VO: olk und Staat hatten cht LLUT Ple4fs verunsichert,
der Aaus Vorsicht se1iNe wöchentlichen Kommentare ZenPolitik
einstellte.%6

Die VO Propagandaministerium unter oe  els 1mM Herbst 1933
eingeleiteten gesetzlichen Matisnahmen Z Kontrolle und e  ung der
Presse betrafen auch die rchlichen Publikationen Die mıiıt dem Reichs-
kulturkammergesetz VO September 1933 geschaffene Reichspresse-
kammer WarTr die Pflichtorganisation für alle, die muıt Druckmedien tun
hatten, VO erleger ber die redaktionellen Mitarbeiter bis Vertre-
tern der Anzeigenwirtschaft und des Zeitungshandels. Sie unterstand
Max Amann, der als Reichsleiter für die Presse der auch für die
wirtschaftlichen nternehmungen der Parteipresse zuständig Wa  — Dem
Reichsve  'hand der Deutschen Presse der Reichspressekammer I1LUSS-

ten alle redaktionellen und freien journalistischen Mitarbeiter angehören.
Für S1€e galt das Schriftleitergesetz VO Oktober 1935 das die Voraus-
setzungen für eine journalistische ätigkeit ach nationalsozialistischen
Vorstellungen festschrieb. Demnach musste der Schriftleiter unte: ande-
Te die eutsche Staatsangehörigkeit besitzen, arischer stammung
Se1ın un keine FEhe mıiıt eiıner nichtarischen Person führen 7Zu den Bedin-
gunNngen gehörte auch der Nachweis eiıner mindestens einjährigen Journa-
listischen Ausbildung und VO Eigenschaften, „die Aufgabe der gelS-
tigen inwirkung auf die Offentlichkeit”“ eriullen können.?/

Diese gesetzlichen Regelungen hatten zunächst eine unmittelbare
Auswirkun auf die kirchliche Yresse. Der Direktor des Evangelischen
Presseverbands Deutschland, ugus Hinderer, nutzte das amalige
Interesse der nationalsozialistischen Führung geregelten Beziehungen

den christlichen rchen DIie Zusammenarbeit der rchen mıiıt dem

Über den Versuch, die Arbeit des Evangelischen Pressverbandes für Westfalen un
Lippe unter der Leitung VO  - Paul inckler beenden un! dessen 1ne kir-
chenamtliche Pressestelle der Westfalen einzurichten vgl Roland Kosen-
stock: Evangelische Presse 1 lahrhundert,_ Stuttgart 2002, 108-110; Pusch-
mann/Riewe (wie Anm. 16), 48-50

96 Von M5SB, Jg Nr. 2 / 9.7.:1933, bis MSB, Jg Nr. 5 J
Y9'/ Eine Übersicht über die gesetzlichen un organisatorischen Grundlagen der natlo0-

nalsozialistischen Presselenkung in urt Koszyk: Deutsche PresseeBer-
lin 1972, 363-366
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NS-Staat War innen- und aufßsenpolitisch wichtiger als die Unterordnung
der Kirchenpresse unter die staatlich gelenkte Propaganda. uliserdem
gng die NSDAP-Führung diesem Zeitpunkt davon aus, ass die
Deutschen Christen mıiıt ihrer Politik der Gleichschaltung der evangeli-
schen TC und ihrer Presse Erfolg en würden. Der VO Hinderer
gegründete Reichsverband der Evangelischen Presse wurde
13 Dezember 1933 die Reichspressekammer als Fachverband der
kirchlich-konfessionellen Presse eingegliedert.?? Dem Reichsverband
gehörte als korporatives itglie der Verband der Deutschen vangeli-
schen Sonntagspresse (VDES) aXl, 1ın dem fast alle erkömmlichen CEVa

gelischen Wochenblätter vertreten Ihie Zugehörigkeit ZUuU

Reichsverband der Evangelischen Presse bedeutete für die meılsten Sonn-
tagsblätter die Mitgliedschaft in der Reichspressekammer un! amıt die
offizielle Bestätigung ihrer publizistischen Tätigkeit.!°

Mıiıt der inordnung 1in die Reichspressekammer zahlreiche
organisatorische und achlıche Fragen lösen. Regelungsbedarf bestand
VOT em be1i der Anwendung des Schriftleitergesetzes. I )he me1lsten
evangelischen Wochensc  iften wurden VO Pfarrern ohne journalisti-
sche Ausbildung herausgegeben. I e strikte nwendung des geforder-
ten Ausbildungsnachweises ätte das Ende ihrer redaktionellen ätigkeit
edeute Darüber hinaus WarTr e  C  en, ass die Übereinstimmung
muıt den propagandistischen orgaben für die Presse un! die politische
Einstellung der Pfarrer für ihre publizistische Arbeit entscheidend se1n
könnten.191 Verhandlungen mıiıt dem ropagandamıinisterium erreichte
Hinderer eiıne Sonderregelung für die kirchliche Presse, ber die der

98 Focko Lüpsen: Der Weg der kirchlichen Pressearbeit VO: 31 Kirchliches
Jahrbuch (1949) T 425-4728 Zur Gründung des VEP durch Hinderer
ausführlich Höckele (wie Anm. 15), 326-331 Mehnert (wie Anm. 2 / 240-2472
VEP Information, Landeskirchliches Archiv der Evangelischen
C VO  5 Westfalen Bielefeld Bestand 348 (Nachlass Dedeke); dort

100
3 48-1 (Rundschreiben).
Stoll (wie Anm. 2/ 188%.

101 Eiıner der ersten Herausgeber, dem eine redaktionelle Tätigkeit nach dem Schrift-
leitergesetz un wurde, Warlr Pfarrer Joseph Gauger, Wuppertal-Elberfeld. Er
wurde Ende Dezember 1933 VO zuständigen Presseverband aus der Beruftsliste
der Schriftleiter gestrichen. Ie Redaktion der Publikationen „Licht und en  00
und „Gotthardt-Briefe”, die sich die kirchlichen Ma{isnahmen der wehr-
ten, musste einstellen. Durch Vermittlung VO! Mitgliedern des Pfarrernotbun-
des 1ın Berlin wurde das Verbot 1m Frühjahr 1934 wieder aufgehoben. In einem
Brief den Herausgeber der Zeitschrift „Junge Kirche”, die dem Pfarrernotbund
und der spateren Bekennenden Kirche nahestand, warnte Gauger: „Ich gylaube, WIT
mussen unbedingt darauf hinaus, da{fs WITr ine für u11ls gyünstige, grundsätzlıiche Ent-
scheidung erwirken, da{fs nämlich die kirchlichen Blätter keine politischen eit-
schriften sind und Iso nicht unter das Schriftleitergesetz fallen.“” Gauger T1TZ
Söhlmann, 25.3.1934 LKAWEB 8-10
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RVEP se1INe Mitglieder In einer Information VO 71 Dezember 1933 uUu11-

terrichtete.102 Danach wurden „die 1MmM amtlichen kirchlichen Auftrag
herausgegebenen Blätter, die ZUT Veröffentlichung der kirchenamtlichen
und der sonstigen, die geistliche el  e der Gläubigen betreffenden
Verfügungen bestimmt SiNnd“; VO der Anwendung des (Gesetzese

Zu den 1M amtlichen rchlichen Auftrag herausgegebenen
attern gehörten danach „Gemeindeblätter, sofern S1e VO  a Pfarrämtern
besorgt werden und sofern S1e einen Teil aufweisen, 1n dem Ankündi-
ZSunNngen pfarramtlichen Charakters, also VO  > Gottesdiensten, Amtshand-
lungen der überhaupt das APC en der Gemeinde betreffenden
Nac  ichten) enthalten sind”

Pfarrer Ple{fs beantragte die Eintragung die Berufsliste als Schriftlei-
ter Der zuständige Landesverband der Rheinisch-Westfälischen Presse
1e die Eintragung für unnötig, da eiıne Anmeldepflicht ach dem
Schriftleitergesetz bestehe dem Bescheid hiefß e weıter: „Sie können
er auch ohne diese Eintragung Ihre redaktionelle Tätigkeit für das
VO  a Ihnen geleitete kirchenamtliche fortsetzen ” .105 Im Februar 1934
sandte Ple4fs Belegexemplare des Sonntagsblatts den Landesverband
miı1t der erneuten Bıtte Klarstellung. Die Antwort War diesmal hinhal-
tend ach Durchsicht der eingesandten Exemplare SEe1 111a der Ansicht,
ass die Zeitschri vorläufig nicht uınter das Schriftleitergesetz a  e

Mit Begınn des ahres unternahm die deutsch-christliche Kir-
chenlei  GE unter Reichsbischof üuller eıinen erneuten Versuch, die 1N-
nerkirchliche posıtion mundtot machen. Am Januar 1934 gab
üller den sogenannten „Maulkorberlas:  44 heraus, der Pfarrern und
anderen kirchlichen Amtstragern die öffentliche und damiıit auch die
publizistische 101 deutsch-christlichen Kirchenregiment unter-
sagte. *> Er drohte anderntfalls mıiıt Amtsenthebung und Disziplinar-
vertahren. Die nordnung der Reichskirchenleitung verfehlte ihre Wiır-
kung auf Plefs Bestärkt HC die Zugehörigkeit AA Reichsverband der
evangelischen Presse und Urc. die erkennung se1iner ätigkeit als
SC  iftleiter, verschärtfte Gegenteil die Öffentliche Auseinander-
Setzung muıt den Deutschen Christen 1mM Sonntagsblatt. der ersten

Ausgabe des Jahres 1934 erschien se1ne Kommentarspalte „AUus Zeit und
elt” 1n der orm eines iıktiven Briefs die Leser er Briefschreiber
unterzeichnete muıt „Dein Martinus”.106 Im Dialog mıt den Lesern führte

102 VEP Information, LKAW 3 48—1
103 Verband der Rheinisch-Westfälischen Yresse (VRWP), Essen, K  Z

MSB
104 RWP 28.2.1934 Slg MSB.
105 Meier (wie Anm. 29),
106 MSB Jg Nr. 1I 7.1.1934;,
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Ple4fs eiIne eutlıche Sprache das deutsch-christliche Kirchenre-
gıiment Der erste Martinus-Brief berichtete ber die Thesen des Bonner
Theologie-Professors arl Barth, die scharf mıiıt der „Irrlehre”* der Deut-
schen Christen, ihrer Vergöttlichun: des deutschen Volkes und der Un-
rechtmäßigkeit ihres Kirchenregiments abrechneten. Miıt 1C auf die
deutsch-christlichen Pfarrer 1ın der westfälischenTformulierte Ple{s
„Wer einem dieser Punkte anderer Ansicht ist, gehört selber den
Deutschen Christen un! sollte eine ernsthafte kirchliche position nicht
länger storen dürftfen‘.107 Im 7zweıten T1e' antwortete Ple{fs auf die rage,
ob die Deutschen Christen die Verbreitung nationalsozialistischer (Se-
en evangelischen Kirchenvolk nıicht eher ehinderten als förder-
ten! SE1 nicht LLUTr für die rche, sondern auch für den Staat eın egen,
WE diese Bewegung restlos verschwinden würde.108

Unter polizeilicher Beobachtun
Anfang 1934 wI1es der preufßische Ministerpräsident Öring die 13185

terstehende Geheime Staatspolizei d}  J die egner der Deutschen hris-
ten der ihnen unterstellten anti-nationalsozialistischen ätigkeit

beobachten.1%9 der evangelischen rche, hiefs es ın dem Rund-
schreiben, hätten „Kräfte und Gruppen ausgesprochen reaktionärer Fın-
stellung 1n Oorm des Pfarrernotbundes und der angeschlossenen
Laien-Notbewegung eine Front gebildet”, die sich cht auf die wehr
VO  - Angriffen auf die Dogmen der TC beschränken wollte Es ande-
le sich U aktive Kampfgruppen, die unter dem eckmantel gelst1g-
kirc  ıcher Auseinandersetzungen einen 117C diese Tarnung besonders
gefährlichen politischen OTE Staat un! Bewegung auf breiter
Front röffnet en  L Göring betonte, ass se1ne Auffassung VO der
Gefährlichkeit dieser Urganisationen VO  z den zuständigen Zentralstellen
des Reichs („namentlich auch dem Herrn Reichskanzler”) geteilt würden.
Unter Beachtung der Richtlinie Hitlers, ass der Staat nicht reıin theo-

107 MSB Jg NrT. 1I 7.1.1934, Zur Begründung schrieb Plefs, da die 1ageszeıtun-
geCn wenig über die kirchliche Lage berichteten, werde dieser Rubrik die vle-
len Anfragen beantworten.

108 MSB Jg. Nr R 4.1.1934 dieser Ausgabe druckte das MSB auf die Kan-
zelabkündigung VO:  S 6.000 Notbundpfarrern die Verordnung Müllers und
die Strafandrohung oppositionelle Pfarrer ab

109 Preuftsischer inıste räsident Runderlass 29.1.1934 1n Abschrift Staatspolizeistelle
Stapo) Bieleteld 5.2 1934 ZA17T Weitergabe die Landräte 1 Bezirk.

2714 Der Zuständigkeitsbereich der Stapo Bielefeld ımfasste den Keglerungs-
bezirk Minden SOWI1e ah 1935 uch die Länder Lippe un Schaumburg-Lippe.
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logische Auseinandersetzungen eingreifen solle,110 habe die Polizei muit
en ıtteln atfur SOTSCHIL, ass „alle offenen oder versteckten Angrif-
fe auf den Staat un die Grundsätze der nationalsozialistischen EWEe-
ZUNS, namentlich das erprinzlip, die assenlehre,
Symbole des nationalsozialistischen Staates verhindert, unterdrückt der
geahndet werden“. Göring mahnte die Staatspolizeistellen, die eventuel-
len polizeilichen ittel wohlüberlegt einzusetzen, weder oroße
Langmut och scharfes ingreifen anzuwenden und die politische
Schutzhaft Geistliche LLIUTr mıt seliner vorherigen Zustimmung
verhängen.

Der für die Polizel 1m anı  €e1Ss en zuständige Landrat TIC
Petersen gab die Anweılsung Görings die Ortspolizeistellen miıt dem
Vermerk welıter: „Unter anderem liegt MI1r auch daran, informiert
werden, wWI1e sich die Bevölkerun: dem Kirchenstreit verhält, welche
besonderen Vorkommnisse sich ereignet aben, und ob efahr besteht,
ass sich reaktionäre Kreise erbel betätigen“.!!! DIie kirchlichen Zeıt-
schriften ollten ımnter die Lupe ZeENOMUNEN und vorgelegt
werden, soweıt S1€e „aufreizende Artı enthielten.

DiIie Mindener Ortspolizei hatte mıt der Beobachtung der Kirchen-
PICSSC eiıne ungewohnte Aufgabe erhalten. Entsprechend unbestimmt fiel
der Bericht aus, den Bürgermeister Ernst Althaus als hef der städtischen
Polizei vertasste. Hr tellte fest, ass 7wel Nummern des Sonntags-
blatts das Reichskirchenregiment und Bischof dlier angegriffen worden
selen. Aa der Reichsbischof sowohl wI1e der Landesbischof gane des
nationalsozialistischen Staates sSind, mMuUuUussen die Angriffe als den
Staat, insbesondere das Führerprinzıp gerichtet angesehen WEeTlI-

den  “ cChrieb Ithaus.112 Auf der Grundlage der Verordnungen des
Reichspräsidenten VO Februar 1933 OonNNe das eingeschrit-
ten werden. Andererseılts SO der Staat 1ın rein kirchliche Angelegenhei-
ten nicht eingreifen. „Diese Zurückhaltung urife aber cht azu führen,
da{s offene der versteckte Angriffe auf den Staat und die Grundsätze
der nationalsozialistischen Bewegung geduldet würden.

110 Der Reichsminister des Innern (RMI) Wilhelm Frick, hatte mıit Schnellbrief VO

die Landesreglierungen über die Entscheidung Hitlers informiert, VO  5

aufsen nıcht 1n den innerkirchlichen Meinungsstreıt einzugreifen, insbesondere je“
des polizeiliche Eingreifen w1e Schutzhaft, Postbeschlagnahme und anderes uUun-

terlassen. Zur Wahrung der Ordnung selen Ma{fisnahmen insoweiıit zulässig, „als S1e
nıicht den Charakter eines Eingriffs 1n den innerkirchlichen Meinungskampf ha-
ben‘  “ 3 J 374 MSB Jg 58 Nr 7/ 8.2.1934, Beilage 2/ berichtete über
die Anweıisung des

111 Landrat Petersen Ortspolize1 Minden, 27721934 IL, 927
112 Bürgermeister Althaus d Landrat Petersen, 731934 IL, 9727
113 Ebd
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IDie westfälische Provinzregjierung üunster befolgte zunächst die
Richtlinie des Innenmiministers und sah keine Notwendigkeit, Ma{isnahmen

die kirchliche position un! ihre TITchlıche Presse ergreifen.
uch gegenüber dem Drängen der führenden Deutschen Christen 1n
Westfalen bewahrte Oberpräsident Ferdinand Freiherr VO  - Lüninck die
staatliche Neutralität 1ın den kirchenpolitischen Auseinandersetzungen.*!*
Über die Mindener Bezirksregierung 1efs die Polizeibehörden 1ın meh-

Bescheiden wI1ssen, ass sich bei den Auseinandersetzungen
der Presse „ Un rein kirchliche Differenzen”“ handele, die keinen Anlass

irgendwelchen polizeilichen Ma{isnahmen gäben. 1! Ende Maärz 1934
allerdings rückte die Provinzregierung VO ihrer bisherigen Haltung ab
Oberpräsident VO UunNnınc vertrat 11U. die Auffassung, „dass jene Aus-
einandersetzungen allmählich einen Charakter annehmen, welcher die
Interessen der Staatsgewalt Mitleidenschaft zieht insofern, als eiıne
Störung VO Ruh:  ar und UOrdnung allmählich efürchten steht“”.116 Die
Behörde wI1es den Mindener Bürgermeıister den Herausgeber des
Sonntagsblatts 1ın persönlicher Aussprache vermahnen. [ Dies geschah
1n eiıner Besprechun: April, der Bürgermeıister Althaus, Pfarrer
Ple4s, der Prokurist des Verlags der Mindener el  o Hermann Lüb-
king, un! der Leıter der Druckerel, Frıtz Knapp, teilnahmen.1!7 Althaus
OoOrderte VO den Beteiligten, sich beli der Veröffentlichung VO Berichten
ber Auseinandersetzungen der evangelischen TC zurückzuhal-
ten

Inzwischen die Fronten 1mM Kontflikt die T  ung der
evangelischen TC verhärtet, ass Appelle ZUT publizistischen MAÄä-
isigung nichts bewirkten. eım Zusammentreffen Hitlers mıiıt den CVANSC-
ischen Kirchenführern Januar 1934 hatte Göring mıiıt seinen Ver-
dächtigungen den Pfarrernotbund die iıchen RKepräsentanten
sOweılt verunsichert, ass S1€e Ööffentlich ihre Bereitschaft ZULI /usammen-
arbeit muit Reichsbischof üller und ZUT Festigung seiner Autorität der
evangelischen TC erklärten.118 uüller un! der VO ihm berufene
„Rechtswalter” für die DEK, der frühere Staatskommissar ager, sahen
darın eine Blankovoll  cht. ihre uneingeschränkte aC der Reichs-
kirche durchzusetzen, die kirchliche position auszuschalten und die

114
115

Hey (wie Anm. 33), 2491., 256
Erlasse Oberpräsident Regierungspräsidenten, 9.3.1934, 4.3.1934 un 24.3.1934

IL, 9727
116 Landrat Petersen Althaus, 28.3.1934 IL, 927
1L Vermerk Althaus’ über die Besprechung mıiıt Pleds, Lübking und Knapp, 6.4.1934

iL, 9727
118 Meiler (wie Anm. 29), 60f. Im Martinus-Brief, MSB Jg Nr. 12 8.3.1934, 8f£.,

berichtete Pleis über das Ergebnis der Besprechung: ÖMg WarT gleichbedeutend mıit
iınem völligen Umilfall der Landeskirchenführer“”.
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er Verfassung der Deutschen Evangelischen c zugesicherte
Eigenständigkeit der Landeskirchen abzuschaffen.11 Anfang Maärz 1934
hatte üller sSeINeEe Befugnisse als Landesbischof der altpreufsischen Kır-
che auf die Deutsche Evangelische TC übertragen und damit die
Gleichschaltung der orößten evangelischen Landeskirche mıit der Reichs-
kirche vollzogen. DiIie Kirchenparlamente 1n den Provinzialkirchen WUT-

den auf der rundlage des Gesetzes ber die Eingliederung der altpreu-
{sSischen Tn die Reichskirche MAaSsSS1ıv unter TIAaC gesetZt, jegliche
kirchliche position auszuschalten. Der Leıiter der westfälischen Pro-
vinzialkirche, Bischof er, besetzte die ynode mıiıt den VO aus-

gewählten Vertretern aus den Reihen der Deutschen Christen. 1209
LDheses orgehen des Reichsbischofs stief auf entschiedenen 1der-

stand bei Pfarrern und Gemeinden, die nicht den Deutschen Christen
gehörten. Besonders die Gemeinden 1n Westfalen un! Rheinland
protestierten, weil S1€e ihre uUrc ec und TadılL on begründete Mıt-
wirkung der Ordnung und Leıtung der Kirche verletzt sahen. Sie
verurteilten die Amtsenthebungen VO  5 Superintendenten, die Umset-
ZUIN VO  - Pfarrern und die Maisregelungen VO: kirchlichen Amtsträ-
gemn.* Auf der 16 März 1934 Dortmund einberutenen westfäli-
schen Provinzialsynode, die sich dem deutschchristlichen Kirchenre-
gıment Adlers uınterwerfen sollte, kam ATmıt den Deutschen
Christen. Präses och 1n selner Eröffnungsrede als Vorsitzender
der ynode die Kirchengesetze und damit die Selbstauflösung der g-
wählten Kirchenvertretung ab, worauf er muiıt selnen Anhängern die
ynode verlieds, die anschliefßsend VO der Gestapo aufgelöst wurde.122
Am selben Tag konstituerte sich die ehrhe1 der aufgelösten Versamm-
lung ZUT ersten Westfälischen Bekenntnissynode, wählte och ihrem
Präses, berief einen Bruderrat mıt och als Vorsitzendem und rief alle

119 Zu dieser Phase des Kirchenkampfs vgl Meiler (wie 29), 59-62
120 Über die Eingliederung der altpreufßischen Landeskirche ın die Reichskirche un:!

den Weg der oppositionellen Pfarrer 1n Westfalen A Bekenntnissynode vgl
Kampmann, Jürgen: Die westfälische Bekenntnissynode In Dortmund ONnzep-

121
t10n, Vorbereitung un Durchführung JWKG 88 (1994), 277-409, dort 23221-342
Im MSB Jg Nr 11; 8.3.1934, S berichtete Ple4fs: „Im (GGanzen sind bis Z

Stunde Eetw. 100 Superintendenten un Pfarrer ihres mtes enthoben worden, VOT

wenigen Tagen ja uch der Superintendent unNnseTes Kirchenkreises, Superintendent
Thummes-Petershagen.” derselben Ausgabe wurde iıne Erklärung PE mts-

enthebung VO  - Thummes veröffentlicht. Die Maßregelung habe große nruhe 1n
die (Gemeinden und Stimmen das irchenregımen iın Westfalen
aufgebracht. Die Bildung „freier Gemeinden“ wurde gefordert. | ıe Erklärung hat-
ten herausgegeben „die Vertreter der freien synodalen Arbeitsgemeinschaft”. Nie-
möller (wie Anm. 44), 88{.; Kampmann (wıe Anm. 120), 342-345

1:°272 MSB Jg Nr. 1 Y 25.3.1934, Dr „Die wegstfälische Provinzialsynode und ihre
Folgen”
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Gemeinden auf, sich der geistlichen Leiıtung der Bekenntnissynode
unterstellen.12$

Bischof er auf der anderen Seite nahm alle Vollmachten als Leıter
der westfälischen Provinzialkirche iın Anspruch, die ihm ÜITC die KUr>-
chengesetze VO nfang März 1934 ZUTr Verfügung standen.1?4 Er
te die Mitglieder einer Provinzialsynode, die L1IUTLr Aaus Deutschen
Christen bestand, un! übernahm als Präses den Vorsıitz. Als Leıiter der
Kirchenbehörde 1ın Münster, des Konsistor1iums, unterstanden die westfä-
ischen Pfarrer und kirchlichen Mitarbeiter selinen Weıisungen. Präses
och wurde 1in den estan! Versetz Das gleiche cNAıcksa. traf eiINe
el VO Superintendenten. egen unliebsame Pfarrer gıng Bischof
er mıiıt Versetzungen 1n andere Pfarrstellen oder den Ruhestand
VO  — idhie Betroffenen ochten die Ma{isnahmen der deutschchristlichen
Kirchenleitung gerichtlich d boykottierten S1e der ignorlerten S1e auf-
grund VO Empfehlungen des Westfälischen Bruderrats. Bereıts wenige
ochen ach Konstitulerung der westfälischen Bekenntnissynode und
der Bildung elnes Bruderrats hatten sich schon 150 (Gemeinden ihrer
el unterstellt.12> Die Auseinandersetzung die Führung der
evangelischen C Westfalen wurde 1ın er Offentlichkeit SC-
tragen. Bekenntnisgemeinden veranstalteten CGottesdienste und Geme1in-
deversammlungen, ihre aCcC vertreten und die alsnah-
IEenNn der Deutschen Christen protestheren.*® Das Kirchenregimen VO  -

Bischof er konnte Aaus eigener Kraft diesem Widerstand se1Ne
Verfügungen wen1g entgegensetzen. Es verliefs sich auf polizeiliche Ver-
bote VO Bekenntnisversammlungen und auf Unterstützung durch Be-
hörden und dieNS

der aufgeheizten Atmosphäre intervenlerte die Provinzregierung
Westfalens auf Drängen der Deutschen Christen, die eine amtliche Zen-

123
124

Hey (wie Anm. 33), 59; Kampmann (wie 120), 2356-364
Hey (wıe 33), 61-66
Aa 6 / Niemöller (wie Anm. 44), 106, schreibt, dass 1mM April 1934 be-
reıits über 200 Bekenntnisgemeinden gab

126 Beispiele an 103-1
127 MSB Jg. Nr 1 f 25.3.1934, berichtet VO: Verbot der Versammlung „Bekennende

CGemeinde 1mM Kampf” 19.3 1ın der Mindener Martini-Kirche. \DETS Verbot wurde
mıiıt der „Gefährdung der öffentlichen Ordnung” begründet. uch ıne ersammı-
lung ıIn der Marien-Kirche selben lag wurde untersagt und die Presbyterien
angewlesen, die Kirchentüren VO  = abends 7 .30 Uhr geschlossen halten, „Uum

verhindern, da{fs durch das unbefugte etreten der Kirchenräume die öffentliche
Ordnung gestort wird” Ahnliche Beispiele bei Niemöller (wıe Anm. 110€.
Auf Anordnung der Gestapostelle Bielefeld erlie{fs Landrat Petersen 22.3.1934
die Weisung alle Bürgermeıister des Kreises, sämtliche Ööffentliche Veranstaltun-
SCH ZU Kirchenstreit uch geschlossenen Käumen verbieten. IL,

9773
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SUFT der kirchlichen Presse forderten.128 Oberpräsident Freiherr VO L41-
ninck lud Vertreter der Kirchenpresse einer Besprechung April
1934 ach unster e1n. Ebenso die Bezirksregierungen VO Mın-
den und Arnsberg und die DAP-Gauleitungen VO  > Westfalen-Nord
und -Süd beteiligt. DIie evangelischen Zeitschriften Westfalen wurden
vertreten durch Paul Winckler, Direktor des Evangelischen Pressever-
bandes VO  > Westfalen un! Lippe 1ın Wıiıtten, Pfarrer TI OL, Her-
ausgeber des Westfälischen Sonntagsblatts für und Land, Bielefeld,
un! Missionsinspektor ('urt Ronicke, der Publikationen der Inneren
1Ss1ıon aus Bethel, unter anderem den auflagestarken „Boten VO Be-

herausgab.!?? Oberpräsident VO Uunınc un! se1in eieren Her-
I1a Meyer-Nieberg erklärten, der Staat identifiziere sich in keiner We!l1-

mıt einer der bestehenden Richtungen. Er MUSSE aber darauf achten,
ass die Auseinandersetzungen der evangelischen C cht das
Interesse des Staates un! der wegung Einigkeit un Geschlossen-
heit 1n der Bevölkerung gefährdeten. Um den Kirchenstreit Aaus der Of-
fentlic  el herauszuhalten, sollte sich die kirchliche Presse verpflichten,
nicht mehr darüber berichten. Vor em könnten aufhetzende Flug-
blätter beider Seiten nicht gedulde werden. DIie anwesenden Vertreter
der DAP-Gauleitungen bekräftigten, ass die Parte1i sich Aaus dem
Meinungsstreit heraushalten werde. CGauleiter Stürtz (Westfalen-SUüd)
versicherte, jedem Parteitunktionär sSe1 untersagt, 1n einer der beiden
rchlichen Grupplerungen tätıg sSe1N. Für die Vertreter der rchen-
PTesse begrüßte Winckler die Zusicherung der Gauleiter, die Gleichset-
ZULIL VO und Deutschen Christen aufzugeben. (Gestützt auf ihre
Übereinstimmung muıt der NS-Bewegung, hätten die Deutschen Christen
den anderen Kirchengruppen Landesverrat vorgeworfen. Erst WE

Staat und Bewegung sich VO jeder Einmischung freihielten, könnten
sich die Gemeindeglieder für diese der jene Gruppe entscheiden. FEın
Berichtsverbot ber die Auseinandersetzungen ın der Kirche ware

gleichbedeutend muıt elner erkennung des Status qUO, der für die BrO*
fsen Massen des evangelischen Kirchenvolkes Westfalen nıcht tragbar
sSe1 „Wır mMmussen bitten, ass uns Freiheit gegeben wird, ber die Auffas-
SUurn der oroßen ehrhe1 der evangelischen völkerung, ber die Auf-

128 Hey (wie Anm. 33), 756f.
129 3 Winckler Bauks (wıe Anm. 9 / NrT. 6995, Vonhof a;a©),; Nr. 6595;

Ronicke a.a.O.; Nr 5155 Ronicke verfasste ıne ausführliche Niederschrift der
Besprechung, di Winckler INeEeIN mıiıt seiner Korrespondenz muıt dem ber-
präsidenten als hektographiertes Rundschreiben die Schriftleiter der westftäli-
schen Sonntagsblätter ersamndte. KA  Z Slg MSB Ekine Zusammenfassung der
Besprechung wurde VO:  - einem Vertreter des Regierungspräsidenten 1n Minden CT-

stellt; Kopile 1n LKAW K 1452 B 40-45
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fassung VO Gerichtsurteilen, ber sachliche, tatsächliche orgänge, ber
Bekenntnisfragen ber Bildung VO  = ekenntnisgemeinden nunmehr
ohne Einschränkung berichten können Das espräc spıtzte sich

welteren Verlauf auf die rage A ob die evangelischen Blätter
e1NeN eiwilligen erzıic auf Veröffentlichungen ber ihre Posiıtionen

Kirchenkamp bereit Der Oberpräsident versicherte, die VeOeI-

langte Zurückhaltung werde sowochl VO den Deutschen Christen WIeE
auch VO ihren kirchlichen Gegnern erwarte Der Vertreter des C Sarla
ters Westfalen-Nord betonte, die offizielle Verpflichtung der Parte1ı
völliger Neutralität Kirchenstreit stelle e11le Erschwernis für die Deut-
schen Christen dar Demgegenüber erklärten und Winckler, ass
51 den Lesern gegenüber ZUrT!r Berichterstattung verpflichtet „Die
Presse der Bekenntniskreise ZU. Schweigen bringen efle e1INE

Schutzstellung einnehmen die Man onne verlangen, 1Tfamıle-
rungen Verhetzungen und Aufregungen der Presse vermeiden,
aber ber die entscheidenden Vorgänge die kirchliche Presse be-
richten Er onNnne er die gewünschte Erklärung eiwilligen
erzZ1ıic auf Veröffentlichungen für die kirchliche Presse nicht abgeben
sagte Winckler Darauf erwiderte Oberpräsident VO Lüninck „Wenn Sie
eiıne ausdrückliche Erklärung abgeben wollen die Auseinandersetzung

der rchlichen Presse unterlassen, bhitte ich dringend T
tens auf 161 ochen VO  e Erörterungen der kirchlichen Presse AB-
stand nehmen Er werde e1INEeN entsprechenden Aufruf erlassen, ass
„alle e1lle für l1er ochen sich völlige Zurüc  altung auferlegen 131

Am 23 pri 1934 erfolgte die „Aufforderung” des ÜUberpräsidenten
die Presse, insbesondere die rchlichen Sonntagsblätter, - sich ZUT

efriedung der erhältnisse der evangelischen T vorläufig auf
die Dauer VO ochen der Erörterung und Wiedergabe kirchenpoliti-
scher inge enthalten”“ 132 [ ie verordnete Berichtssperre hatte ZW al

die irkung, ass die Lokalpresse die Propagandaveranstaltungen der
Deutschen Christen Bielefeld un! inden miıt Schweigen überging 133

ber die kirchliche Presse Westfalen, die sich eindeutig das

130 Ronicke, Niederschrift Slg MSB
131 FEhbhd In der Aufzeichnung des Regierungspräsidiums inden heifst C>D, der ber-

präsident wünsche der Presse „auch keine sachlichen Auseinandersetzungen
sondern 111e zeitlang aDbsolute RKRuhe“” LKA E

132 Die Anordnung wurde Pleis nächsten Tag VO:  5 der Mindener Ortspolizei aus-

133
gehändigt. KA  e Slg MSB
Eın Beispiel jeferte die Mindener Zeitung mıiıt cht Zeilen-Meldung

1934 Zu kurzen Besuch Reichsbischof Müller und Landesbischof
Adler O:  ag Minden BCeWESECN Müller S11 ast des Regierungspräsidenten
SCWESCIL, während der Landesbischof Hotel gewohnt habe Jg Nr
95 Bi.?2

316



Kirchenregiment Adlers und für unabhängige ekenntnisgemeinden
aussprach, wollte dem Schweigegebot Zr kirchenpolitischen Auselman-
dersetzung lange eine olge leisten, wI1e die Deutschen Christen ihre
Angriffe die FC  IC position in der Offentlichkeit fortsetz-
ten.1°4 kın es Opfer des Verbots VO Veröffentlichungen AA Kır-
chenstreit wurde das Mindener Sonntagsblatt.

Die erste Beschlagnahme
Nachdem die Anordnung des Oberpräsidenten Plefs mitgeteilt worden
war,!$ versuchte der Herausgeber, Zeıt gewinnen. Er habe das Schrei-
ben spat erhalten, die Ausgabe für den nächsten Sonntag och
andern können. uliserdem 1ef1s den Bürgermeister wI1ssen, ass CI,
sollte das Verhalten der Deutschen Christen ihn azu zwıngen, sich cht

die Nachrichtensperre halten onne „Sollten diese iın der Se-
schriebenen 1er wöchentlichen sic!] Karenzzeıt mıt Flugblättern, Vor-
tragen die Offentlichkeit treten wird nämlich davon gesprochen
b dann 1L11USS5 ich auch öffentlich azu Stellung nehmen. 196 Fkiınen Jag
später verlangte Ple{fs einem chreıiben den Oberpräsidenten unter
Hınwels auf die fortdauernde Agitatıon der Deutschen Christen 1im Re-
gierungsbezirk Minden!$7 eın inschreiten deren OiIfentüuıche Kund-

134 DIie Anordnung des Oberpräsidenten stie{fs auf heftige Kritik führender Deutscher
Christen und des Regierungspräsidenten In Minden. Winckler hatte sich in einem
Schreiben den Oberpräsidenten über die Fortsetzung der kirchenpolitischen
Kampagne 1n der - TrTesse un! über einen Artikel VO:  5 Schulrat Prof. eNtzZz 1m
Regierungspräsidium beschwert. In seiner bestätigte Oberpräsident VO:  >

Lüninck: „Meın Aufruf richtet sich 1ın gleicher Weise die Tagespresse un! die
Sonntagspresse beider Richtungen l IDie kirchenpolitischzLage gerade
hier 1n Westfalen erheischt ıne besondere Zurückhaltung der Presse, auf die ich
nach w1e VOT den orößten Wert 162e Schulrat entz erhielt einen Tadel für seinen
Autsatz Lüninck Winckler, 274.1934 KA  Z Slg MSB Hey (wie Anm. 33}

253f. Neben den kirchenpolitischen Ma{isnahmen der VOT allem
die Unterstellungen antinationalsozialistischer Gesinnung, die sich die Kır-
chenpresse ZUXT Wehr setzte Fın Artikel 1m MSB Jg Nr. 1 p 25.3.1934, 5f.; wIı1ıes
die Behauptungen der zurück, die Upposiıtion VO  . Bekenntnispfarrern gesche-
he „  ‚UI aus politischer Unzuverlässigkeit”. Dagegen lehnte der uUutor die „als
nationalsozialistische Lehrmeister“ ab DIie beiden deutschchristlichen Pfarrer 1
Kirchenkreis Minden, Wilhelm atze iın Petershagen unı tto Bechthold
Ovenstädt, beendeten die Zusammenarbeit mıit dem Sonnta sblatt, das S1ie als
„Kampfblatt des Pfarrernotbundes” bezeichneten. atze Ple 7.4.1934 KA  Z

MSB
135 Althaus Plefs, 2441934 1L, 927; 5ig MSB

137
Plefß Althaus, 24.4.1934 Slg MSB.
Eine Veranstaltung der mıiıt Reichsbischof Müller fand April 1934
Bieleteld sta Hey (wie Anm. 33), 257 | ıe Regierungspräsidenten VO:  - Miın-
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gebungen der die Aufhebung des Verbots kirchenpolitischer Bericht-
erstattung Er beklagte die einse1lıt1ge Wirkung des Berichtsverbots C
achnte1i der ekenntnisgemeinden und warnte VOT eililler Verletzung der
staatlichen Neutralität Kirchenstreit zugunsten der Deutschen hris-
ten ACH VeEIIMNAS dieses Verhalten der kirchenpolitischen Gruppe der
Deutschen Christen schlechterdings nicht MI1t obiger Verfügung Eın-
ang bringen die doch unmöglich gemeınt SeINn kann da{fs es
Was nicht deutsch-christlich 1st als kirchenpolitisch verdächtig mundtot
gemacht wird während 111a die Kirchenpolitik der Deutschen Christen
sanktioniert P b Ich hitte er LMaIilelNls sämtlicher evangelischer Pfarrer
der inden die auch der Zustimmung ihrer Gemeinden weithin
sicher sind entweder die Presseäufßerungen und ersammlungen der
Deutschen Christen ZUE 7Zwecke der kirchlichen efriedung für vorläu-
fig ochen verbieten| ban oder obige Verfügung ber Drosselung der
kirchlichen Presse aufzuheben. “ 138 In Antwort versicherte der
ÖOberpräsident Aufforderung die Presse der Provınz richte sich

beide Richtungen der evangelischen ;4O also auch die Deut-
schen Christen 139 olge des Aufrufs die Presse bisher eröf-
fentlichungen ber den Verlauf der undgebung der Deutschen Christen

Bielefeld 24 pri den Zeıtungen nicht gebrac worden Der
amp der evangelischen Kirche SO weder der Presse och auf
der ausgetragen werden, das liege Interesse des Staates, der
Bewegung und derT 7u Verbot der Versammlungen beider
Richtungen Sa der Uberpräsident eine Veranlassung er ussten
auch Aufrufe den Zeıtungen Z Besuch VO Versammlungen
lange zugelassen bleiben, WI1Ie die Versammlungen rlaubt Sonst
würde pra.  SC der Besuch der Versammlungen verhindert Das gelte
fürel Richtungen

Inzwischen hatte Bürgermeıister Althaus als Chef der Ortspolizei mıiıt
Rückendeckung HC den Regierungspräsidenten!+0 und den Landrat

den, Münster und Arnsberg sich CIMNLS darin, dass die 1116 grofßangeleg-
Offentlichkeitskampagne mıiıt Reichsbischof Müller und anderen führenden DE

Vertretern Minden-Ravensberg mıiıt Unterstützung der Behörden durchführen
sollten S1ie kritisierten daher das Stillhaltegebot des Oberpräsidenten für die Pres-

Vermerk des Regierungspräsidenten Minden, 3() 1934 Aufzeichnung
felder Kathaus 1934 VO 1934 LKAW 53
der Besprechung mi1t Reichsbischof Müller und führenden DC-Vertretern Biele-

138
139

Pleis Oberpräsident, 1934 Glo MSB
Überpräsident Plefs, 1934 MSB

140 Regierungspräsident VO  - Oeynhausen lehnte das für beide ıten geltende Veröf-
fentlichungsverbot ab, weil SE1INET Ansıcht nach ZU Fehlschlag der Tropagan-
daoffensive der Deutschen Tısten S1711 111 Amtsbezirk geführt hatte Hey (wie
Anm 335 257
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die Beschlagnahme des Mindener Sonntagsblatts angeordnet. elCc  £e1-
1g informierte Plefßs „In dem heute erschienenen Sonntagsblatt für
Minden und das Wesergebiet Nr 17 sSind auf Seite dem Artikel ‚Der
eister‘ un auf Seite der Beilage unter dem Abschnitt ‚Aus Zeıt und

der Anordnung des Herrn Oberpräsidenten für die Pro-
V1NZ Westfalen Ausführungen enthalten, die sich mıt kirchenpolitischen
ingen beschäftigen. ema der Verordnung des Herrn Reichspräsi-
denten Z Schutze des deutschen Volkes VO 4.) 1933 1ın Verbindung
mıt des Polizeiverwaltungsgesetzes ordne ich hiermit (ze-
ung der Ööffentlichen Sicherheit und nung die Beschlagnahme
des genannten Sonntagsblattes an.“ 141

Ple4fs protestierte umgehend. Er bestritt die Kompetenz der Mindener
Polizei Z.UI Beurteilung der beanstandeten Artikell42 un! rechtfertigte die
Veröffentlichung damiıt, ass der Artikel „Der eister“ JITrC amtliche
kirchliche Pressestellen verbreitet worden se1 Lie Stellungnahme
Vorgängen der Kirche gehöre den Aufgaben der kirchlichen Presse.
„Immerhin macht mich die Beanstandung dieses völlig kirchenunpoliti-
schen TU KEels stutz1ıg un! lässt die rage aufkommen: Was versteht die
dortige Dienststelle überhaupt unter Kirchenpolitik? Ist zZ|um Bl[eispiel]
eine Auseinandersetzung mıt der Deutschen Glaubensbewegung gestat-
tet? arf auf TUN! der Heiligen Schrift eın Wort Irrlehrer un
Schwärmer gesagt werden? ach Anweisung der OcNsten kirchlichen
Stellen hat die Sonntagspresse nicht etwa LLUTI erbauliche Artikel T1in-
SCIL, sondern Volksmission treiben; d{as leifst] S1e hat sich mıiıt den
geistigen Strömungen der Gegenwart auseinanderzusetzen. OlKsSm1Ss-
S10N ist aber keine Kirchenpolitik.” !® In se1ner Antwort rechtfertigte
Bürgermeister Althaus das orgehen der Polizeli und kündigte die VOr»
ZEe11SsUur des Blattes „Aus Ihren Ausführungen mu{fs entnommen WEel-

den, da{fßs Sie der Anordnung des Herrn Oberpräsidenten, kirchenpoliti-

141 Althaus Plefs, 26.4.1934 Slg MSB Im Verlag wurden bei eiıner Druck-
auflage VO über 4 000 Exemplaren 37() Stück un 1in den Postämtern 1.050 Xemp-
lare beschlagnahmt. 50 Vermerk Kriminalkommuissar Kemena, 26.4.1934 KA  Z
IL, 9727

1472 MSB Jg Nr 1 / 29.4.1934 Im Martinus-Brief, Beilage 2, informierte Ple1fs über
das Urteil des Berliner Landgerichts, das die Kirchengesetze des Reichsbischofs
VO Januar AA Eingliederung der altpreufßsischen Landeskirche in die Reichskir-
che für rechtswidrig erklärt hatte. DIie Rechtsprechung bestärkte Plefs In seiner Er-
wartung, dass der aa selinen Beıtrag ZUTI Befriedung der Verhältnisse 1in der
evangelischen Kirche nach dem Willen der Bekenntniskräfte eisten werde: „Der
staatliche Wille ZU Helfen und endlicher Befriedung steht aufßer 7Zweitel. Das
anzuerkennen, dürtfte das nliegen aller se1n, denen 1ine bekenntnismäßige
Neuordnung der Kirche 1n Verbindung mit dem posıtıven Aufbauwillen des nat1o0-
nalsozialistischen Staates ist.  .

143 Plefs Althaus, 26.4.1934 Sig. MSB
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sche Dinge auf die Dauer VO ochen nicht erortern, nıcht folgen
mussen gylauben. Ich ordne deshalb hiermit da{fs mıt der Ausgabe

des 1n dieser OC erscheinenden Sonntagsblattes die Bezieher nicht
eher begonnen werden darf, bevor mMI1r eın Abdruck desselben vorgele-

hat “ 144
Pfarrer Ple{ß jefßs die Anschuldigung cht auf sich sıtzen. Die Unter-

stellung, WO. der Anordnung nicht folgen, E1 nicht LLIUT völlig ab-
surd, sondern auch für als evangelischen Pfarrer ehrenrührig. „Ich
bın kein Saboteur”, schriebh emport Bürgermeister Ithaus.145 Arı
Bßerdem w1es darauf hin, ass die Mindener Sonntagsblatt ean-
standeten Artikel 1MmM Bielefelder Sonntagsblatt erscheinen konnten. Er
beschwerte sich bei der Provinzialregierung ber die schlagnahme
und beschuldigte den Mindener Bürgermelster, die innerkirchlichen
Auseinandersetzungen Urc seın ingreifen erst recht verschärtft
en /Äich kann LLUI betonen”, chrieb er dem Überpräsidenten, „dafs
diese Ma{isnahme des Bürgermeisters eiıne orofße Erregung unter der hie-
sıgen evangelischen Bevölkerung ausgelöst hat, zumal das Verbot eıner
Bekenntnisversammlung der hiesigen Martinikirche 4uIr7z VOTLF Ostern
och nicht vergessecn ist“ .146 Der Bürgermeister habe der kirchlichen Be-
friedung einen denkbar schlechten Dienst erwlesen. MC die Veröffent-
lichung 1m Mindener Sonntagsblatt, sondern die Beschlagnahme habe
Zn Beunruhigung der Öffentlichkeit beigetragen.

Der Herausgeber des Sonntagsblatts hatte auf die nachteilige Wiır-
kung der Beschlagnahme des Mindener Sonntagsblatts hingewiesen. Die
a  2 der Provinzialregierung, eın einselit1iges staatliches ingreifen
die innerkirchlichen Auseinandersetzungen vermeiden, wurde be-
kräftigt HrC die Rücknahme VO Strafverfahren des deutschchristli-
chen Kirchenregiments Z.UI Reglementierung der innerkirchlichen Uppo
sıtl1on. Der Innenminister gab darautfhin die eisung, „alle weitere{n|
Ma{isnahmen Z Beruhigung den rchlichen Stellen überlassen und
VO Seiten der Staatsgewalt es vermeiden, Was als eın Eingriff
den Kirchenstreit angesehen werden kann. ” 147 Der Uberpräsident West-
falens bestätigte einem chreıben Landrat Petersen sSe1INeE Empfeh-
lung Z.UEXE Zurückhaltung gegenüber der kirchlichen Presse. Idie kirchen-

1453
Althaus Plefs, 2.5.1934 Slg. MSB, und IL, 927
Plef Althaus, 35.1934 MSB

146 Plefs Oberpräsident VO  3 Lüninck, 7.5.1934 KA  e MSB Gemeint W ar die
Versammlung 9.3.1934 unter dem IThema „Bekennende Gemeinde 1mM
ampf”. Die Veranstaltung wurde VO  . der Polizei SCn möglicher Gefährdung
der öffentlichen Ordnung verboten; MSB Jg Nr. 1 p 25.3.1934,

147 Erlass Reichsministerium des Innern (RMI) die Landesregierungen, 6.4.1934,
1n Abschrift Stapo Bielefeld, 30.4.1934 30, 374
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politischen Erörterungen 1mM Sonntagsblatt OonNnnNne I1a nicht als rund
für eın Verbot ansehen.148 Die reigabe der kirchenpolitischen Veröffent-
lichungen Ende der vierwöchigen Berichtssperre kam aber nicht
stande. iıne OC VOT Ablauf seines ‚„  ufrufs” die Presse verlänger-
te der Öberpräsident sSeıin Verbot VO  - Veröffentlichungen Z.UT Situation
der evangelischen TC Da besonders Sonntagsblättern erichte ZUT
kirc  ıchen Lage In eıner den Interessen des Staates abträglichen orm  44
veröffentlich worden selen, verbiete mıiıt sofortiger irkung „die Er-
Orterung und Wiedergabe kirchenpolitischer inge der evangelischen
rche  e Ein Versto(dfs werde eın Verbot der Zeitschrift ach sich ziehen.149

„Veröffentlichungsrecht“ für die ekennende Kirche

Eine ungehinderte Berichterstattung ber die kirchenpolitische Entwick-
lung War der evangelischen Kirchenpresse Westfalens aum och
möglich. Seit Anfang Maı musste Pfarrer Plefs die ruckfahnen der für
den nächsten Sonntag bestimmten Ausgabe des Sonntagsblatts 1im Rat-
aus vorlegen.'!> Waren die Zensoren in der Beurteilung VO  > Artikeln
nicht sicher, wurden Beanstandungen die übergeordnete Behörde
Kreis, also den Landrat, gemeldet. ort erfuhr ihre Ablehnung den
me1lsten Fällen eine ausdrückliche stätigung. Vertretung des Land-
rats betätigte sich Kreisoberinspektor IC Seidel, der auch deutsch-
christliches itglie 1m Presbyterium VO'  a inden-$S Marıen WarTr und
spater Leiter der DC-OUrtsgruppe 1n inden wurde.l>1 Er nutzte sSEeINE
Stellung der für die Polizei zuständigen Kreisbehörde einer g-

ru der die gerichteten Artikel des Sonntagsblatts.
Immer wieder musste Pfarrer Plefs 1MmM Rathaus ber geplante erichte
ZU Kirchengeschehen verhandeln. Er beschwerte sich bei Landrat Pe-
tersen ber Seidel el wWI1Ies auf Seidels Parteilic  eit „als führender
Deutscher hrist“ hin.1°2 „Diese me1lne Ansicht“”, fuhr fort, „wird da-
Urc erhärtet, da{fs WI1e ich VOT wenıgen agen erfuhr eiINe VO Herrn

das hiesige Sonntagsblatt beantragte Madßisregelung die Billiıgung
des Herrn UOberpräsidenten cht gefunden hat.“ Plefs zeigte sich ber die

148 Von Lüninck über Regierungspräsident Landrat Petersen, 2.5.1934 KA  Z IL,
149

9027

150
Erlass VO]  3 Lüninck, 5.5.1934 3 / 374

151
Althaus Plefßß. 25.1934 Slg MSB; IL, 927
Vgl Mühller (wie Anm. 46), 6 / 80 Seidel wurde 1935 Leıiter der DC-OUrtsgruppe

152
INn Minden.
Plefs Petersen, 5.6.1934 Slg. Plefß schreibt hier „Sseydel‘ sta
„Seide
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unterschiedlichen Bewertungen der innerkirchlichen Auseinanderset-
ZUNSCHIHL auf Seiten der westfälischen Provinzbehörden gut informiert.
Oberpräsident VO  . UunNnınc hatte In vorher sSenin für welıltere Te1 MoO-
ate geltendes generelles Verbot kirchenpolitischer Berichterstattung
zurückgenommen. DIie eue Verfügung untersagte „ Zr Aufrechterhal-

des inneren Friedens und der Ööffentlichen Sicherheit und Ordnung
jede unsachliche Polemik bei der Erörterung un! Wiedergabe kirchenpo-
litischer Fragen ” Dies War eın Erfolg der oppositionellen Sonntags-
PTeESSEC Westfalen. Damiıt WarTr eine sachliche Berichterstattung ber den
utfbau der Bekennenden T wieder möglich geworden. ber den
örtlichen Zensurstellen der Polizei WarTr zugleich eın Ermessensspielraum
gegeben, unliebsame Artikel als polemisch und unsachlich beanstan-
den. der Praxıs der Pressezensur änderte sich wen1g, zumal Som-
11leTr 1934 die zentralen ehorden erlın das Innenministerium und
die Geheime Staatspolizei die Kontrolle und euerung der Ööffentlichen
Auseinandersetzungen die T'  ung der evangelischen FC
sich

Zeitgleich mıt der Tagung der Bekenntnissynode VO  B Barmen Ende
Maı 1934, die mıiıt der Theologischen Erklärung der evangelischen IC
eın klares undamen: gegeben hatte, INg der utbau der Bekennenden
a Westfalen züg1g voran.!>* Die Mehrheit der Pfarrer und (J6=
meinden erkannte die el  o der Bekenntnissynode ımter el  g Prä-
SsSCc$S5 O und des westfälischen Bruderrats als rechtmäßige Kirchenlei-
tung bewusster Ablehnung des deutschchristlichen Kirchenre-
gıments ınter er  e VO  5 Bischof TUNO er 1n unster und der
Reichskirchenleitung unter udwig üller S0 blieb auch dessen Ver-
such, die gesamte chliche Presse uınter seinen Einfluss zwingen,
ohne Erfolg. Unter der Überschrift „Normierung der evangelischen TES-
se?l/ berichtete inckler 1ın dem VO  = herausgegebenen Pressedienst,
ass ach dem illen Müllers die Informationen für die kirchlichen
Zeitschriften zentral VO  } einer Kirchenamtlichen Pressestelle verbreitet
werden sollten.! Sie beanspruche, Zukunft ZUSammen mıt den kır-

153 Von Lüninck Regierungspräsident, 2.6.1934 KA  Z 30, 374 amı folgte
dem Vorschlag der Vertreter der Kirchenpresse der Besprechung VO

154
9.4.1934
MSB Jg Nr. 2 J 17.6.1934, 3/ brachte einen längeren Aufsatz VO:  > Pfarrer JO-
seph Gauger, Wuppertal-Elberfeld, über die Barmer Synode. Im selben Heft S
ommenterte Winckler die Erklärung der 5Synode SC T: Rechtslage 1n der DEK (MSB
Jg NrT. 2 / 8./.1934, 1:, erläuterte die These der Barmer Theologischen Erklä-
rung über das Verhältnis VO]  D aa un Kirche. ahlen Z Autbau der westftäli-
schen vgl Hey (wıie Anm. 3)/ 67£.

155 Sonderdienst der Westdeutschen Eilkorrespondenz, 4.7.1934 der Amtlichen
Mitteilung der DEK Nr VO! 0.7.1934, die Winckler 1M Wortlaut übernahm,
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chenamtlichen Pressestellen den Ländern und Provinzen die
der evangelischen Presse vorzugeben. Das Juli 1934 erlassene Kir-
chengesetz ber die evangelische Presse sah deren Unterordnung unter
die Weisungen der Reichskirche VO  e Ihe Dienst der Deutschen van-
gelischen TC stehenden Geistlichen un Beamten enO  en danach
eiıne Genehmigung ihrer Kirchenbehörden für die Herausgabe VO Kir-
chenzeitungen. !°

Entscheiden für die welıtere ntwicklung WäarTr die Verfügung des
Reichsinnenministers 11 VO Juli 1934 Der Erlass verbot bis auf
Weiteres „ausnahmslos” alle den evangelischen Kirchenstreit etreifen-
den Erörterungen Ööffentlichen Versammlungen, der Presse, 1n Flug-
blättern un! Flugschriften. Nur amıtlıche Kundgebungen des ei1cAsD1-
schofs konnten veröffentlich: werden.!>7 Dieser Erlass rief den Protest
VO  > Herausgebern westfälischer und rheinischer Sonntagsblätter hervor.
Sie trafen sich Juli 1ın Essen, besprachen Schritte, WI1e S1e auf den
Erlass reagieren sollten,!>® und beschlossen, ass jeder Schriftleite eine
Eingabe den Reichsinnenminister machen sollte, der ZWaT cht
WOTriıCcC gleichlautend, aber dem Ziel ach einmütig das Verbot
irchenpolitischer tellungnahmen protestiert werden sollte Darüber
hinaus kamen S1e überein, sich für eın gemeinsames Handeln unter Aus-
chluss der Herausgeber VO DC-nahestehenden der neutralen SONNn-
tagsblättern zusammenzuschließen. uch Pfarrer Plefs protestierte
schriftlich das Verbot des Innenministers. Dadurch werde der
TCAIliche Friede nıicht wieder hergestellt, zumal die deutschchristlichen
Blätter der Anweisung nicht folgten. SC  iftleitung und Leserkreis,
Ple4{s in seiner Eingabe, hätten wohl verstanden, WEel1ll VO  > ben her

hei{t über die Absichten der DC-Kirchenleitung: „Die Atomisierung des Valı-

gelischen Pressewesens ist untragbar Der evangelische Volksteil, der mehr als
WwWwel Drittel der n deutschen Bevölkerung ausmacht, hat ınen Anspruch
darauf, der ihm zugeteilten evangelischen Presse, zuverlässig unterrichtet
werden.“ Slg MSB.

156 [)as Geheime Staatspolizeiamt (Gestapa Berlin flankierte das Kirchengesetz miıt
eiNner Weisung die Staatspolizeistellen, die Ende 1933 vereinbarte presserechtli-
che Sonderstellung der „im amtlichen kirchlichen Auftrag” herausgegebenen eit-
schriften überprüfen. Die Kirchenzeitungen, „n denen neben kirchlichen An-
zeigen überwiegend kirchenpolitische oder religiöse Artikel SOW1e oft zahlrei-
che /iıtate aus anderen Tageszeitungen über Ausserungen politischer Führer ent-
halten sind”, entsprächen nıicht dem Begriff eiınes kirchlichen Amtsblatts. Gestapa

Stapo Bielefeld, 8‘6.1934 3 / 3714
157 Abschrift des Erlasses, 9.7.1934 KA  Z 30, 374 Wortlaut der Verordnung 1n

158
MSB Jg Nr. 2 '/ 15.7/.1934,
Rundschreiben Gauger, 8.7.1934 KA  Z Slg. MSB DENR Treften fand iın den
Käumen des Evangelischen Presseverbandes VO:  S Westfalen und Lippe en
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alle unsachliche Polemik verboten worden WarTe Das generelle Verbot
jeder kirchenpolitischen Berichterstattung aber werde verhängnisvolle
Folgen zeıtıgen, denn gehe „nicht einen infachen Kirchenstreit
sondern das Wesen der Kirche un! ihre Bekenntnisgrundlagen”. Das
SC1 den Kirchengemeinden Westen bewusst. „Wird ihnen aber die
Erörterung der Offentlichkeit un! zumal der kirchlichen Presse
verboten, dann wird das Gefühl relig1ösen Unterdrückung wach-
SsSen Was olk und Staat gewif nicht ZU Segen dient“ 159

Die arnung VO  . Pfarrer Plefs VOT den Folgen des staatlichen ingrei-
fens die evangelische Kirchenpresse das der Bevölkerung als
kirchenfeindliche Politik der Nationalsozialisten verstanden werden
könne, ehrte den Protestschreiben anderer iılnehmer der Bespre-
chung Essen wieder 160 Der Kirchenstreit S11 eine politische gele-
genheit die die Interessen des Staates er sondern C111 ingen
das Wesen der rche, das sich der Staat nicht einmischen urie IIie
Berufung auf die die reformatorischen Bekenntnisse und das eCc
der andeskirchen S11 eine undgebung e1llleTr kirchenpolitischen Parteı,
sondern erkündung des Glaubens und der CcCNAlıchen Lehre Das Ver-
öffentlichungsverbot wurde als parteiliche Einmischung kritisiert da
LUr für die Presse der ekennenden Kirche gelte, während die Deutschen
Christen sich unter er auf die Bekanntmachungen der VO  5 ihnen
M  en Reichskirche nicht daran en brauchten In ihren Protest-
schreiben verlangten die Herausgeber der Sonntagsblätter, die Z Be-
kennenden IC gehörten die erkennung der Publikationsfreiheit
für ihre Zeitschriften Es gehöre den wesentlichen Aufgaben der Kır-
chenpresse ihre Leser ber grundsätzliche theologische und IchAlıche
Fragen unterrichten. Plefs führte den Lesern des Mindener Sonntags-

den staatlichen Angriff auf die publizistische Freiheit drastisch VOT

ugen. der Ausgabe ZU. Juli 1934161 erschien unter der Über-
schrift „Eine theologische Mahnung” @111 Mai herausgegebenes
Wort VO  e b Theologieprofessoren, die inspruc das orgehen
des deutsch-christlichen irchenregiments ZUTF euor  ung der DEK

159 Plefs Reichsinnenminister, 1934 5lg MSB Prokurist Lübking VO

Verlag Mindener Zeitung warnte Schreiben den Wirtschaftsminister
VOT den wirtschaftlichen Folgen Einschränkung der kirchlichen Presse „Nun
tatı
ber erscheint das gesamte evangelische Zeitschriftenwesen nicht LIUTr SEe1INEeT Be-

gsmöglichkeit sondern m Bestand auf das schwerste be-

160
dro und gefährdet Lübking Wirtschaftsministerium, 1934 147A
Kopien der Eingaben VO:  - Herausgebern der Sonntagsblätter ZU Beispiel VO  -

Gauger, 1934, VO  - Ronicke und Winckler, 21 1934, wurden VO inckler
die westfälischen Sonntagsblätter, die ZUT gehörten, versandt. Slg
MSB

161 = Nr 28
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einlegten. ach dem ersten Satz TaC die Wiedergabe ab Auf der ns
leeren Seite stand der In Fettschrift gedruckte Satz AIDET weıtere Text mufßfe ausfallen Ersatz (Dar der Kürze der Zeıt NIAC| mehr druckfertigmachen auf YUN: nachstehend abgedruckter Verordnung“”. Es folgte der
Erlass des Innenministers.

DIie Proteste das Verbot, öffentlich das Kirchenregimentdes Reichsbischofs ellung beziehen, trugen mıt azu bei, ass In-
nenminister Y1IC seinen Erlass ochen später abmilderte.162
t1g ollten UT alle unsachlichen, polemischen“ Auseinandersetzungenverboten se1n, autete selIne Anweisung die Behörden Ende Oktober
aber wurde das staatliche orgehen Veröffentlichungen der Be-
kennenden r wleder verschärft. Schriften ZUr Situation der Be-
kenntnisgemeinden wurden eschlagnahmt, eın Flugblattverbot ZUr
Kirchenfrage für den egilerungsbezirk en verhängt.!®3 Am un!

November 19  ® erlie{s Innenminister TI eın striktes Veröffentli-
chungsverbot VO Berichten Z1175 Lage der evangelischen Kirche, das
für die Tagespresse un für die kirchlichen Zeitschriften galt. €1 leg-
ten die staatlichen eNorden Wert darauf, das Verbot ohne öffentliches
ufifsehen mitzuteilen.164 Die Polizei wurde angewlesen, den Erlass den
Herausgebern persönlich überbringen. Pfarrer Ple{fs protestierte e1Im
bürgermeister die Anwendung des Verbots Er beklagte, ass die
kirchliche Wochenschrift der Deutschen Christen „Evangelium 1m Drit-
ten eich”“” sich nicht das Verbot a  © sondern Artikel veröffentliche

einem JLOM, der „nicht LLUT der Verhetzung, sondern der Verletzung
uter Sitten gleichkommt” .165 Ple41s tellte auch die Rechtsgültigkeit der
Verordnung des Innenministers 1ın rage. Es SEe1 einNne merkwürdige Jatsa-
che, ass der Erlass weder 1mM Reichsanzeiger och 1MmM Reichsgesetzblattoch 1MmM Reichsministerialblatt abgedruckt worden sel, wodurch erst
Gültigkeit erlangen würde. Er Se1 LLUT 1mM Gesetzbla der rC veröf-
fentlicht worden. Ple4fs forderte seiInem chreıben Althaus “Ach itte
daher orge tragen wollen, gegebenenfalls unter Weiterreichungdieses chreibens da{fs die mafisgebenden Stellen jenen Ministerialerladfs,

162
163

Reichsinnenministerium (RMI) Schnellbrief, 7.8.1934 30, 374
164

Stapo Bielefeld Petersen, 30, 374
hnellbrief VO 6./7.11.1934 Durch Funk gab das Gestapa den Stapo-Dienststellen die Anweisung, „Herausgeber kirchlicher un sonstiger Wochen-
schriften, Gemeindeblätter und Zeitschriften, die sich erfahrungsgemäfs mıit V all-
gelischen [l Kirchenkampf befassen, ın eeigneter Weise, jedoch vorläufig nicht
durch die Presse, auf Erlasse VO un:! 7.11.[19]34 hinzuweisen“. KA 3 / 374
Dem Mindener Sonntagsblatt wurde der Erlass des durch die
Landesstelle des Propagandaministeriums Westfalen-Nord in Münster schriftlich
mıiıt eteilt. KA  Z MSB

165 Ple Althaus, Slg MSB.
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WEel11ll juristisch eine Bedenken entgegenstehen, genere ZUrTrC Durch-
führung bringen|],] der da{fs die einschränkenden Bestimmungen für die
Presse der Bekenntnisfront sofort aufgehoben werden“”.

Fıiıne OC späater verlangte einer Stellungnahme gegenüber
dem Reichsinnenministerium die sofortige Aufhebung des Presseverbo-
tes 166 Hr begründete sSeINeEe orderung muiıt der „lebenswichtigen Bedeu-
l g„ der evangelischen SonNnNtagspresse, ihre Leser und Gemeindeglie-
der ber kirchliche orgänge unterrichten. „Die Leser rekrutieren sich
Aaus der (GGemeinde DIie (Gjemeinde ist die rundlage der IC Deshalb
mu{fs die Gemeinde wI1ssen, W as 1n der TC vorgeht. Sonst kommt

einer grofßen Erregung. Und die ist da Iie (Gemeinde weilßs, da{fs
grundlegende Veränderungen ZIUr Zleilt 1ın der TC VOT sich gehen.
ber Posiıtives erfährt S1e nicht, weil die Presse schweigen mMu Dadurch
ist Kaum für die wildesten Gerüchte. Wıe gefährlic solche eruchte sich
auswirken können, brauche ich nicht erst schildern Schliefslich,
Ple4s, genieße der Reichsbischof keinerlei Vertrauen mehr. „Vertrauen
genieft hierzulande eın die Führung der ekennenden rche, die WIT
als die rechtmäßigze Kirchenleitung anerkennen. Ihre amtlichen Erlasse
Sind uns eın ma{isgebend. Darum hıtten Wr dafür das Veröffentli-
chungsrecht!” 167

er Frick-Erlass beendete die Berichterstattung Mindener Sonn-
tagsblatt ber die dramatische Zuspitzung des Kampfes der evangeli-
schen Kirche 1MmM Sommer und Herbst 1934.168 Schriftleiter Ple{fs atte se1ine
Leser bıs dahıin regelmäfig ber die a  g und Stellungnahmen der
Bekennenden Kirche 1n Ablehnung der widerrechtlichen Machtpolitik
der Reichskirche uınter Reichsbischof üller informiert TOTZ mancher
VO  - der Zensur zusammengestrichenen Artikel und Leerstellen auf den
gedruckten Seiten. I Die ane der VO den Deutschen Christen beherrsch-
ten Nationalsynode, die eine Zwangseingliederung der evangelischen
Landeskirchen VO Bayern, Hannover und Württemberg 1ın die Reichs-
T vorsahen, wurden 1mMm ebenso angegriffen wI1e die setzung
des bayerischen und des württembergischen Landesbischofs.169 IDie AN-
ordnungen des Bruderrats der Bittgottesdiensten un! die erab-
schiedung des rchlichen Notrechts auf der Bekenntnissynode 1n Berlin-

166 Plefs If Slg MSB und 147
167 Ebd
165 Meiler (wiıe Anm 2%9); 69-77; Hey (wie Anm. 33), 99-101, über den Rücktritt

Adlers un! die UÜbernahme der Geistlichen Leitung der westfälischen Provinzial-
kirche durch Präses och. MSB ]g Nr. 46, 7E „Martinus-Brief”.

169 MSB Jg Nr 38, 23.9.1934, 6; Nr 4 / /.10.1934, 4; Nr 41, 3'/
Nr. 4 / bf.; Nr 43, 4£,;; Nr 44, 4.11.1934, 4I uın Nr. 45,

f „Der Kampf geht weiter“”.
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ahlem 170 fasste Plefß „Die Bekenntnissynode hat muit der
augenblicklichen deutschchristlichen Keichskirchenregierung restlos g-brochen und hat selbst die el  e der bekenntnismäßig gebundenen
evangelischenTübernommen.“171

Die auf das Verbot kirchenpolitischer Berichterstattung folgende Aus-
gabe des Sonntagsblatts meldete die Rückkehr der abgesetzten Landesbi-
schöfe VO©.  5 Bayern un Württemberg 1ın ihre Amter und das Ende der
kEingliederung ihrer Landeskirchen die VO Deutschen Christen be-
herrschte Reichskirche Sie brachte einen ausführlichen Kommentar
inckKlers mıt dem 1te „Der amp geht weiter” ‚172 der die g_
schwächte Stellung der Deutschen C’hristen unterstrich und ihr Ende ın
der kirchenpolitischen Auseinandersetzung bescheinigte, da ihnen
g die parteipolitischen Hilfsmittel fehlen würden un der Staat sich VO
ihnen zurückzöge.

Anfang Dezember 1934 beantwortete die Mindener Bezirksregierung
die Beschwerde VO Pfarrer Ple{s VO 223 November, der sich dar-
ber beklagt hatte, ass ihm jede kirchenpolitische Außerung 1mM Sonn-
tagsblatt verboten werde, während die Wochenschrift der Deutschen
Christen „Evangelium 1M Dritten Reich”“ ungehindert ihre Angriffe g-
SCn die ekennende TE verbreiten onne Der Regierungspräsident
bestätigte, ass die betreffende Ausgabe des C('-Blatts VO der Staatspo-
lizei eschlagnahmt worden SEe1 Er elt jedoch Ple{fs VO  Z „Sie en uUub-
rıgens INSO weniger Grund, sich ber die darin enthaltenen Auslassun-
SCH beklagen, als das VO Ihnen geleitete fast ständig die
zeıit1g bestehenden Bestimmungen verstossen Hät: sodass se1lt PrL die-
5CS5 ahres 1er Verwarnungen un Urzlıc eiINe Beschlagnahme erfor-
derlich geworden sSind ‘ .173 Mit dieser 11anz esta  e die Bezirksregie-
IUNg die eindeutige, entschlossene Redaktionsarbeit VO Pfarrer Viktor
Plefs, die dem Mindener Sonntagsblatt eın klares Proftfil die Deut-
schen TYısten und für die ekennende TC gegeben hatte

170 He (wie 33); 89-87/; Niemöller (wie 44 / 135-137
171 MSB Jg Nr. 4 n Beilage Ple{fs kommentierte das Scheitern einNner

VO  - eutschen Christen zentral gelenkten Reichskirche un! die Übernahme der
Leitung der evangelischen Kirche durch die mıiıt den Worten „Die SC  D
Liniıe einer verantwortlich andelnden Bekenntniskirche mıit einer volkskirchli-
chen, wirklich dem ANZEN Volke verbundenen altung vereinigen, erfordert
Meisterhände.”

172 MSB Jg Nr 45, 2 In dieser Ausgabe schrieb Plefs die Aus-
landspresse gerichtet, der Widerstand der die solle nıicht als Wider-

173
stand den NS-Staat gedeutet werden.
kegilerungspräsident VO: e Pledfs, 1:12 .1934. K A Slg. MSB. Be-
schlagnahmt wurde MSB Jg Nr 45, 2.12.1934; darin hatte Plefß unter anderem
die Leser aufgerufen, sich AduUusSs dem Kirchlichen Amtitsblatt über die Anerkennung
Kochs als Leiter der 1ın Westfalen informieren.
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Am Januar 1935 starb Plefs 1MmM er VO  > ahren den Folgen
einer Operation.'/*

egen eine „Religion aus Blut un! en  44

Der Wechsel der Redaktion des ndener Sonntagsblatts fiel
iNnEeN mıt dem Mac  erlust der Deutschen Christen 1n der evangelischen
Kirche.175 Reichsbischof uüller WarTr C  un  / die Gleichschaltung der
protestantischen Landes- und Provinzialkirchen un! die Unterordnung
VO Pfarrern und Gemeinden unter die deutschchristlich geführten Kır-
chenbehörden zurückzunehmen. üuüller behielt ZWaT das Amt des
Reichsbischofs, das aber U: ohne Autorität und Befugnisse Wa  — Auf der
anderen Seite hatte die 1m November 1934 gebildete Vorläufige Kirchen-
er  g ınter Vorsitz des lutherischen Landesbischofs VO Hannover,
ugus Marahrens, die Führung der Bekenntniskirchen übernommen.

Anspruch auf staatliche erkennung als rechtmäkfige Leıtung der
Deutschen Evangelischen Kirche blieb jedoch versagt.!/®

Im i1rche:  TE1IS inden hatte der letzte deutschchristliche Pastor,
Wilhelm Patze, Anfang Januar 1935 die Gemeinde Petershagen verlas-
sen.1/7 Nachdem bereits 1 Vorjahr Pfarrer (Jtto Bechthold sSeıin Amt 1n
()venstädt aufgegeben hatte, gehörten samıtliıche Pfarrer und der über-
wiegende Teil der (GGemeindevertreter ZUTI Bekennenden DE Unter
diesen günstigen Vorzeichen übernahm Pfarrer Gerhard Dedeke VO  b der
Martini-Gemeinde die on des Mindener Sonntagsblatts.!/8 Die
Wochenschrift 1e uınter dem Herausgeber die Stimme der Be-
kenntnisgemeinden und ihrer Pfarrer 1mM Kirchenkreis Minden och VO

einem kirchenpolitischen Erfolg, VO  a dem gelungenen Zurückdrängen
der Deutschen Christen aus wichtigen Leitungsfunktionen iın der CEVaANSE-
ischen Kirche 1mM Reich un Westfalen, VO dem Machtverlust Bischof
Adlers und der Wiedereinsetzung OC  S: der 1mMm Provinzialkirchenrat
und Bruderrat die el  e der westfälischen C übernommen
hatte, War 1M nichts lesen. einer der ersten usgaben unter

175
Nachruf auf Plefds, MSB Jg 58 Nr. %. 3.2.1935; ı
Meiler (wie 29), /2-76; Hey (wıe 33), .71

176 DIie Rundschreiben der Vorläufigen Kirchenleitung und Ööffentliche Veran-
staltungen ZUT Lage der Kirche wurden unter 1inwels auf den Frick-Erlass verbo-
ten. Gestapa, 3.12.1934 und 7.12.1934 30, 374 uch die Verlesung
einer Kanzelabkündigung der VKL wurde polizeilich verhindert. Althaus Plef4s,

MSB
177 Müller (wie Anm. 46), 59-66,
178

verantwortlich.
Dedeke WAarTr aut Impressum ah Februar 1935 (MSB Jg Nr für den Textteil
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redaktionellen erantwortung eklagte Dedeke, „natürlich kön-
NCI, solange och die diesbezüglichen Verbote bestehen, hier 1Ur die
Eaufgenommen werden die sich nicht MIt kirchenpolitischen
Auseinandersetzungen uUuLiseiIeTr JTage befassen“ 179 Das November
1934 erlassene Verbot jeglicher Berichterstattung ber die Verhä  1SS€E
der evangelischenT mıiıt Ausnahme der amtlichen Nachrichten des
Reichsbischofs galt welılter Um Ce11le Konfrontation muıiıt der örtlichen Zen-
SUr vermeiden beendete Pfarrer Dedeke die „Martinus-Briefe” 1580

denen Ple{fß offensiv und auf persönliche Art die Kirchenpolitik der eut-
schen Christen angegriffen hatte Dedeke entschärfte auch die Rubrik
„Aus Zeıt und Welt indem 6I auf eldungen ber ktuelle Entwick-
lungen der evangelischen C verzichtete ber cht allein die
unterdrückte Offentlıche Erörterung der kirchlichen Verhältnisse und die
offenkundige chwache der Deutschen Christen hrten eiNerTr deutli-
chen Veränderung des bisherigen Themenschwerpunkts Mindener
Sonntagsblatt An die Stelle des theologischen un! kirchenpolitischen
Streits mıiıt den Deutschen Christen trat 1UN die Auseinandersetzung MI1t
rassischen und völkischen Gruppen die e1iN! Verherrlichung eidnisch-
germanischer Vorstellungen und die Überlegenheit der arischen Rasse
propaglerten. Seit 1935 SCWaLNEN die verschiedenen rassisch-völkischen
Kreise mıiıt ihren Publikationen und een der Offentlichkeit zuneh-
mend oden, estar durch die antiısemitische un VOo  GE* ropa-
ganda der Nationalsozialisten 151

In eilleTr Erklärung Anfang März 1935 hatte die a  reußsische Be-
enntnissynode die „NCUEC Religion aus Blut und en  LO als Angriff auf
den christlichen Glauben bezeichnet. 152 I ie Aufgabe der FC SC CS, die
Gläubigen VOTr der Verbreitung olcher Gedanken ı der Offentlic  el
VOT allem ı der Jugenderziehung — bewahren Der Widerspruch rich-
tete sich nicht LLUT die ropaganda der Deutschen Glaubensbewe-
SUNg, sondern auch die Thesen Alfred Rosenbergs der SC1INEINNN
1930 erschienenen Buch „Der Mythus des 20 J  hunderts” C111 antı-
christliche und anti-jüdische Verherrlichung der germanischen Kasse
verbreitete un! 1934 VO Hıiıtler mıiıt der weltanschaulichen Erziehung
der eauftragt worden WarTr Um die Bekanntgabe der kirc  iıchen
rklärung verhindern, verlangte das preufische Innenmiinisterium
VO  aD} sämtlichen evangelischen Geistlichen E1 SC  C Erklärung,
ass 51 die „Kanzelabkündigung betreffend S euUue eligion dem

179 MSB Jg Nr 6/ 121935, Beila e5
180 Der letzte Martiınus-Brief VO]  A Plefßs WarTr MSB Jg 58 NrT. 1I 1935, erschienen.
181 Vgl den Überblick über die völkischen unı anti-christlichen Gruppen bei Meiler

(wie Anm. 29), 79-
182 Nıemöller (wie Anm 155 157/ Meiler (wıe Anm 29), 5 94f
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Kirchenvolk weder 1mM Gottesdienst och SONS wWwI1e mitteilen werden“.183
In Westfalen kam 1mM Gegensatz anderen Provinzialkirchen
Preufßen cht ZUT Verhaftung hunderter VO Pfarrern deren Wel-
TUNgs, die geforderte schriftliche Erklärung abzugeben. Dazu rug auch
bel, ass Uberpräsident VO  = UNnınc 1m unmittelbaren Kontakt mıiıt Prä-
SEeSs och eine Entschärfung des Konflikts erreichte.184 Diese erste Verhaf-
tungswelle des NS$S-Staates Bekenntnispfarrer fand 1m Mindener
Sonntagsblatt eın schwaches Echo Nur Andeutungen erfuhren die
Leser etwas VO  a den dramatischen orgängen. Nstelle der rklärung
der altpreufßsischen Bekenntnissynode veröffentlichte das Mindener
Sonntagsblatt eine Kundgebung der Vorläufigen Kirchenleitung VO
27 Februar 1935 die evangelische Offentlichkeit.185 Darın wurde VOTLT
einer „Aeur Religion” gewarnt, für die 1ın Presse und Publıi  ationen,
Schulen und Verbänden geworben werde. Der Aufruf endete mıt einem
Appell den Staat, den evangelischen rchen, ihren Bekenntnissen
und Kontessionsschulen den versprochenen Schutz geben.

Anfang prL nahm Dedeke aufgrund „recht temperamentvoller AA
fragen” Stellung, die Zeitschrift „über die Jüngsten, außer-
ordentlich bedeutsamen Ereignisse auf kirchlichem Gebie nıicht be-
richte.186 1lle Gesuche, chrieb CI, das se1it November des etzten ahres
geltende Veröffentlichungsverbot aufzuheben, selen gescheitert. Im (Ge-
gensatz ZUT katholischen rche, die Urc das ONKOrda mit dem Staat
die Möglichkeit AT Unterrichtung ihrer Gläubigen habe, E1 den Van-
gelischen diese Freiheit versag(t. Sie uUussten „hinter den Mauern des
CeIZWUNSCNEN Schweigens” ihren amp. Glauben und Bekenntnis
führen. Auf der Tagung der Bekenntnissynode des Kirche  e1ses Min-
den aln Maı 1935 wurde der gefangenen un! ausgewlesenen Pfarrer
und Presbyter gedacht und eiINe Erneuerung der Deutschen vangeli-
schen C verlangt. Im Zusammenhang mit Berichten ber den Ayıfa
bau der ekenntnisgemeinden 1 rchenkreis wurde auch die des
Sonntagsblatts hervorgehoben: S iıst eines der wenigen Sonntagsblätter

Westfalen, weilche ihre Leser ber die Lage UunNnseTer TC unterrich-
ten, SOoOweıt 1es bei der starken Einschränkung der Pressefreiheit 1M all-
gemeıinen, der Freiheit der evangelischen YPresse 1M besonderen heutzu-

1583 Althaus Dedeke, 6.3.1935 KA  Z Slg MSB Der Regierungspräsident 1n
Zeitungen selben Tag eiNe OT17 veröffentlichen lassen, 1n der das Berichtsver-
bot über kirchliche Angelegenheiten nach dem Frick-Erlass ausdrücklich bestätigtwurde. IL, 970

184 Niemöller (wie Anm. 44), 15/-159
185 MSB Jg. Nr. 12. 24.3.1935, 7t.
1586 MSB Jg Nr. 14, /.4.1935,
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tage überhaupt och möglich ist.““ 187 DIie Gemeindevertreter richteten
einen schriftlichen Appell Innenminister rick, der ekennenden Kır-
che un! ihrer Presse die Möglichkeit gveben, sich Ööffentlich Anrı-
oriffe wehren. IDIie abwartende, ach dem Scheitern der kirchenpoliti-
schen Jele der Deutschen TYısten unschlüssige a  g der staatlichen
ehorden kam 1mM Zusammenhang mıt der Bekenntnissynode der Deut-
schen Evangelischen IC 1n ugsburg 1m 1935 YABER e  S, als
die Freilassung der se1it März des ahres inhaftierten Pfarrer ekanntge-

eben und eın „Wort die Obrigkeit” die Einschränkungen des
kirc  iıchen Auftrags ure Rede-, Presse- und Versammlungsverbote
veröffentlich werden konnte.188 Innenminister TIC erteilte den Polizei-
tellen e1sung, nicht die Veröffentlichung der Erklärung Uu-

gehen.???
Die Auseinandersetzung mit den Angriffen der völkischen und

deutschgläubigen Kreise auf das Christentum und die rchen wurde
1935 Z Leitthema der öffentlichen Erklärungen und Schriften der Be-
kennenden IC Die wehr einer „Religion des Neuheidentums”“
wurde den bekenntnistreuen Gemeinden SA Aufgabe gemacht. uch im
Ichenkrels inden hatten aut Beschluss der Bekenntnissynode 1mM Maı
1935 die Pfarrer, Presbyter und Gemeindeglieder den Auftrag, die
ropaganda VO Gruppen wWI1e der Deutschen Glaubensbewegun: auf-
zuklären und der Verbreitung ihrer een In Schulen und der Jugend-
erziehung entgegenzuwirken.!”°

ach der UÜbernahme der Redaktion des Sonntagsblatts führte Pfarrer
Dedeke eine eCue Kolumne eın unter dem 1te „Aus der deutschen
Glaubensbewegung”.!?! Sie nthielt Zıtate, Redeausschnitte, otizen un
Kommentare, die den antichristlichen und antikirchlichen Geist der Vel-

schiedenen, olk und Kasse verherrlichenden Richtungen elegten.
sich eine „Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Glaubensbewe-

gung  44 unter Vorsitz des Religionswissenschaftlers und ologen
Wılhelm Hauer andelte der den Germanenkult des hemals kal-
serlichen Heerführers IIC Ludendorftf, der hinter dem VO den aHo0o-
nalsozialisten 1mM Herbst 1933 verbotenen „Tannenbergbund” stand un!
muıt der Zeitschrift //Am eiligen Quell deutscher Kraft“ Z amp

157 MSB Jg Nr. 2 p 2.6.1935, 3f.
158 MSB Ig Nr. 2 / 30.6.19395, 2
189 Das Verbot VO: Rundschreiben un! anderen Veröffentlichungen der wurde

vorübergehend ausgesetzt mıit der Anweılsung: uch W ] ie Verbreitung
geringem Umfang aufßerhalb der Kreise er Bekenntnisfront erfolgt”. Gestapa
apo Bielefeld, 1.7.1935 KA  Z 30, 374

190 MSB Jg Nr. 2 p 2:6.1935;
191 MSB Jg Nr. 6/ 0.2.:1935.

331



die rchen aufrief,1°2 die Leser des Sonntagsblatts erfuhren reich-
ich Beispiele aus dem en deutschgläubiger Rassefanatiker. Beson-
ere Aufmerksamkeit chenkte das den Thesen Alfred Kosenbergs.In biblischen Betrachtungen or1 Pfarrer Dedeke Rassenstolz und Ver-
aC  © fremder Rassen un! Völker an.193 Er widersprach der ıIn chrif-
ten, orträgen un! Theaterstücken verbreiteten ese, der christliche
Gilaube SE1 dem deutschen olk mıit Gewalt aufgezwungen und habe die
heldische Kämpfernatur der Germanen verweichlicht und verdorben.1%

einem Artikel „Gottesvolk un Deutsches Volk” warnte Dedeke VOT
dem Irrglauben elinerSVO Protessoren erfundenen Religion. Keine
Abgötterei SEe1 gefährlich WI1e die des Blutes, chrieb er.19> Das galtbesonders einer 1mM Landkreis inden aktiven Gruppe VO Anhängerndes Tannenberg-Bundes General Ludendorff. Irotz des Verbotes
öffentlicher Veranstaltungen der UOrganisation 1m Herbst 1933 hatten die
Ludendorff-Anhänger 1m Wesergebiet ihren usammenhalt EW
und pflegten ihren Ahnenkult auf einem Gelände tsrand des Dor-
fes Seelenfteld ewusstem Gegensatz ZU christlichen Glauben und
kirchlichen TIraditionen.196 egen der Übereinstimmung vieler ihrer

1972 Vgl Meier (wiıe Anm. 29), 103-1
193 MSB Jg Nr 10, 10.3.1935, ür „Das Gespräch Jakobsbrunnen“”. Darın

wehrt siıch Dedeke den „Rassestolz” der völkischen Ideologen. Ihie Vel-
schiedenen Völker un! Kassen hätten ihren gemeinsamen Ursprung In der gÖttli-hen Schöpfung. Die Idee, dass der christliche Glaube der deutschen Art angepasstwerden muüsse, sSEe1 e1in dem deutschen olk mıiıt Gewalt aufgezwungener Tremd-
ylaube.

194 Beispiele In MS Jg. 58 Nr . 3:2:19935; 5! Nr. Ö, 24.2.1935, 6/ Nr 1 f 24.3.1935,
6; darın Auszüge au der Erklärung der VKL VO 21.2.1935 Z.UT „NECUEN eli-

195
107 .  o

MSB Jg Nr. 1S, SL:
196 Ende der 1920er Jahre War das orf Seelenfeld 1mM Pfarrbezirk Windheim durch die

Tätigkeit des Dorfschullehrers Ludwig Peithmann ZU Sammelpunkt der Tannen-
berg-Bund-Anhänger 1mM Wesergebiet geworden. Der Lehrer mıiıt seiner entschie-
den antichristlichen und antikirchlichen Einstellung weigerte sich, evangelischenReligionsunterricht erteilen. Die SOoNS übliche Mitwirkung des Pastors bei Be-
gräbnissen und Feierlichkeiten wurde VO  n Tannenberg-Anhängern verhindert.
Zahlreiche Kirchenaustritte spalteten die Dorfbevölkerung. Der Höhepunkt der
Aktivitäten der Gruppe War 1ıne Kundgebung 2.6.1930 1n Seelenfteld mıiıt rund
2.000 Teilnehmern, auf der General Ludendortff und dessen Frau redeten. Nach der
Versetzung Peithmanns aQus dem Landkreis 1M Dezember 1930 Cn selner Wei-
SCTUNG, konfessionellen Keligionsunterricht erteilen, un! aufgrund VO]  5 Protes-
ten der kirchlich gebundenen Dortbewohner un des Superintendenten des Kır-
chenkreises iınden beruhigte sich die Lage. Nach der Machtergreifung der atlo-
nalsozialisten entschied der kKegilerungspräsident 1n Minden, dem Tannenberg-Bund für seine Veranstaltungen keine Schulräume ZUT Verfügung stellen:
„Auch der Gottlosenbewegung w1ıe allen Feinden des Christentums gilt der Kampfder kegierung”. Verfügung VO 24.4.1933 Staatsarchiv Detmold, Minden
(Landratsamt inden betr. Tannenberg-Bund). Die Verbreitung der Ideen des 1445
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een mıit den Thesen des Parteiideologen Rosenberg konnte die Gruppe
ungehindert ı der Offentlichkeit auftreten und ihre publizistischen An-
oriffe auf die Kirche fortsetzen.197 ine Vortragsveranstaltung ı inden

Oktober 1935 unter dem 1te „Kom Juda und die neueste legs-
hetze  44 Orderte Erwiderung heraus 198 Der Redner berief sich auf
e Stellungnahme der lutherischen Kirchenleitung ayern
en Kampagne radikaler Deutscher Christen, eiNe eutsche Nationalkir-
che unter Zusammenschluss VO  - Katholiken un! Protestanten
den Er sah darin den Bewels dafür ass sich die evangelische mıiıt der
katholischen E& @ zusammenschliefßen und unter der Führung Roms

das eUue Deutschland kämpfen WO. Auf ÜASC VO Mindener
emeindegliedern die den Vortrag gehört hatten, Orderte Pfarrer Wil-
helm Rahe!99 VO der Marien-Gemeinde den Schriftleiter auf die Position
der bayerischen Landeskirche richtigzustellen 200 der Ausgabe VO
10 November 1935 Pfarrer Dedeke auf die Vorwürtfe Gestützt
auf die tellungnahme der bayerischen Landeskirche und e1inen
des UurzZı11c berufenen Reichskirchenausschusses wWI1es die Behaup-

zurück un! betonte, ass die evangelische FC den r..
formatorischen Grundlagen festhalte 201 Die Auseinandersetzungen muiıt
dem Kreis Ludendortff dauerten bis weiıt das Jahr 1936 hinein Sie
brachten schlieflich den „Ludendortffs Verlag”“ 1115 pie. der VO Sonn-
tagsblatt e1ile Richtigstellung hinsichtlich ıUsSsChHen tikels ber
en Buch VO  - Mathilde Ludendortff mıiıt Angriffen auf den evangelischen
Religionsunterricht Orderte Stattdessen konnte das Blatt sich auf die
Erinnerungen VO  - Mitschülerinnen VO Tau Ludendorff berufen die
nwahrheit und tendenz1löse Diffamierung des amaligen Unterrichts
vorwartfen 202

DIie Veröffentlichung VO Auftfsätzen die Anschauungen NO-
senbergs und anderer völkisch-rassischer Ideologen konnte Sonn-
tagsblatt unbeanstandet VO der polizeilichen Aufsicht erfolgen DIe
Stellungnahmen AUs der evangelischen C die Verbreitung

dendortff-TrelIses wurde der Form VO  - Vortragsveranstaltungen des Ludendortff-
Verlags fortgesetzt.

197 Meier (wie Anm. 29), 89f., 103-106 Nach Unterredung Hitlers mıit General
Ludendorff ı März 1937 wurden die Beschränkungen für das Auftreten des Tan-

198
nenberg-Bundes aufgehoben.

199
Handschriftliche OT1Z über die Veranstaltung ohne Datierung, Slg MSB

200
Bauks (wıe Anm. Nr. 4917
Handschriftlicher Vermerk Rahes auf der Mitschrift MSB

201 MSSB Jg Nr 11 1935 D „Jst die evangelische Kirche auf dem Weg
nach Rom?”“

202 MSB Jg 59 Nr 1936 Ludendorff Verlag MSSB 1936 KA  Z
Slg MSSB
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völkischer een und Rassetheorien fielen nicht unter das Berichtsverbot
kirchenpolitischen Verhältnissen. Miıt Genugtuung gab das Mindener

Sonntagsblatt eiNne Information des Reichsverbands der EvangelischenPresse wieder. anac Artikel ber die Auseinandersetzung der
evangelischen 1TC mıiıt der Deutschen Glaubensbewegung nicht VO

Veröffentlichungsverbot des nNnenMmMinisters betroffen: „Hier handelt es
sich nicht Verhältnisse der evangelischen Kirche, sondern Welt-
anschauungsfragen”, tellte das fest.203

elt der Übernahme der Redaktion Urc Pfarrer Dedeke S1e-
ben onate verstrichen, denen die Zeitschrift ohne wesentliche ean-
standung Urc die örtliche Zensur erscheinen konnte Der Herausgeberhatte sich seinerseits mıit Berichten ber die Entwicklungen der EeVan-
gelischen TC zurückgehalten, eiıne polizeilichen Ma{fisnahmen
aufgrund des Frick-Erlasses provozleren. Völlig überraschend kam
er die itteilung des Mindener Bürgermeisters VO September1935, ass die Ausgabe Nr für den September auf Anordnung der
Staatspolizeistelle Bieletfeld beschlagnahmt worden S@1.204 Als rund
annte er einen Artikel ber eine Veranstaltung der Bekennenden Kirche
„Die eutsche Evangelische OC Hannover“”, der den rick-
Erlass versto{ise.205 Der Bericht ber die Evangelische OC WarTrT der
zweıte Teil einer VO  - Dedeke geschriebenen Zusammenfassung VO

orträgen und Andachten, die der etzten August-Woche Hannover
gehalten worden Der erste Teil War 1mM Sonntagsblatt eiINne OC

erschienen. Darın hatte Pfarrer Dedeke VO  - einer „gewaltigenHeerschau unllserer ekennenden Kirche”“ geschrieben. Dieser Teil, der
unter anderem ber den Vortrag des Leiters des Pfarrernotbundes, DPas-
tor Martin Niemöller, berichtet hatte, War VO  } der örtlichen Polizei nicht
beanstandet worden.20 Die Fortsetzung aber missfiel offensichtlich der

203 MSB Jg 58 Nr. 2 / S1935 „Aus Kirche, Schule und Leben“” Ende August19335 verbot die Gestapo der Deutschen Glaubensbewegung öffentliche undge-bungen und wl1es S1e d sich ZUT „Vermeidung öffentlicher Propaganda” auf g-schlossene Mitgliederversammlungen Z.u beschränken. Abschrift He drich Le1i-

3 / 374
ter der Deutschen Glaubensbewegung, 9.6.1935; Landrat Ortspolizei, 4.9.1935

204 Althaus Dedeke, 3.9.1935 Slg MSB Am selben Tag schrieb Prokurist
Lübking, dass die Auflage bis auf wenıge Exemplare bereits versandt worden Se1
un:! dass LUr einigen Dörtern die Zeitungspakete hätten beschlagnahmt werden
können. MSB

205 MSB Jg Nr. 3 / 15.9.1935, 2
206 MSB Jg Nr 3 g 8.9.1935, 2f. Die „Evangelischen Wochen“ regionaleKirchentage der Das Berichtsverbot der Gestapo Bielefeld ist eın frühes Bei-

spiel für die polizeilichen Verbote solcher Veranstaltungen. Im Januar 1937 erlie{
Reichskirchenminister Kerrl die Anweisung die Gestapo, Evangelische Wochen
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Aufsichtsbehörde der Mindener Polizei KreIls, die Absprache mıit
der Geheimen Staatspolizei die Urtspolizei A Einschreiten alı-
lasste.207 Hınter diesem orgehen stand Kreisoberinspektor Seidel, der
inzwischen Ortsgruppenleiter der Deutschen Christen geworden War
und der stellvertretend für den Landrat kirchenpolitischen un poli-
zeilichen Angelegenheiten andelte Di1ie Beschlagnahme hatte aller-
dings eın Nachspiel. einigen Dörtern 1 anı  e1s beschwerten sich
die Leser des Sonntagsblatts, weil mıiıt der eschlagnahmten Nummer
auch die populäre, aufwändig gemachte Bildbeilage „Die Evangelische
alt“ einbehalten worden war.209 kıne Antwort der eNorden 1e auU:  N
ber der übernächsten Ausgabe des Sonntagsblatts erschien eın aus-

führlicher, „nicht beanstandeter“ Bericht eines Korrespondenten des
Presseverbandes für Westfalen und Lippe ber die Veranstaltung.*!0
Darın wurde betont, das Kirchentreffen sSEe1 „keine Heerschau der
y[enannten] Bekenntnisfront”, sondern trotz der Teilnahme VO  D rchen-
führern aus skandinavischen Ländern und hochrangigen kepräsentanten
weltweit tätıger evangelischer UOrganisationen eine ersammlung LLIUT
VO und die Gläubigen ZSECWESCNH. Offentliche Veranstaltungsräume
selen nicht ZUTC Verfügung gestellt worden, eiıne politische el  e habe
darüber berichtet. er sSe1 die Evangelische OC eiINe rein T  1C
Veranstaltung SgeCWESCH und somıit der Öffentlichkeit verborgen geblie-
ben, schloss der Bericht

DiIie Kontroverse Mindener Sonntagsblatt mit kirchenfeindlichen
und antichristlichen AÄußerungen völkischer Ideologen rückte ZW aNgS-
äufig das er der evangelischen CZ Judentum den
Blickpunkt. uch erbei stand die Verteidigung christlicher Werte und
kirchlicher Lehre 1mMm Vordergrund. Der „NCUÜu erwachte Rassenstolz“”führe

einer artgemäßen Umdeutung des ılstTlıchen aubens, die verleug-
Il „dafs das eil VO  5 den en gekommen ist““. 211 Auf dem Hinter-
grund der Debatte ber den konfessionellen Religionsunterricht Schu-

verbieten: Rundschreiben apo Bielefeld, PE T OR KA  Z 30 374,
und KA  Z IL, 9723

207 Nach ıner Aktennotiz des Mindener Polizeibeamten Kemena hatte Kreisins ektor
Seidel die Beschlagnahme nach Abstimmung mi1t der Stapo Bielefeld tele onisch

150
angeordnet. Vermerk Kemena, 3.9.1935 Althaus Mindener Zeitung, 3.9.1935

208 Die Anweisungen bzw Stellungnahmen des Aandrats die Mindener Urtspolizei
209

wurden regelmäßig „ın Vertretung” durch Seidel ınterzeichnet.
Korrespondenz zwischen Landrat Petersen und Althaus, 9.9.1935 unı 21.9.1935

4} 927 Prokurist Lübking wandte sich 4.9.1935 den Zeitschrif-
tenverleger-Verband, die Freigabe der Bildbeilage erreichen. 150

210 MSB Jg Nr. 3 . 29.9.1935,
211 MSB Jg Nr. 1 / 0.3.1935,
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len wehrte sich die Wochenschrift die erunglimpfung der ( ie-
chichte des Volkes Israel der nationalsozialistischen Kampfpresse.?!?
Die Bewahrung der Leugnung des christlichen Glaubens WarTr für den
Herausgeber des Sonntagsblatts die ma{isgebliche Richtschnur ZUTLC Beur-
teilung VO Glaubensgemeinschaften und ihrer Ideologien. Der hristli-
che Glaube, formulierte einem Aufsatz für das Sonntagsblatt,2!$
habe sich bisher en ngriffenZ Irotz Deutschland erhnalten kön-
LE  S Jetzt hätten die Christen die alleinige Verantwortung afür, ass das
deutsche olk cht der Gottlosigkeit verfalle der evangelischen Kır-
che G€e1 das die Verpflichtung der ekennenden rche, nıicht aber der
Deutschen Christen, die Wahrheit L1LLUT eine politische Religionsge-
meinschaft mıit christlichen Bestandteilen eten.

FKın Artikel muiıt dem 1te „Wird der Jude ber siegen?4214 setzte
die Ablehnung der christlichen Otscha 1 jüdischen Glauben auf die
gleiche Stuf:  a mıiıt Angriffen völkischer Gruppen auf christliche Vorstel-
lungen und TIraditionen. Das Weihnachtsfes als Feier der Geburt Christi
werde nicht LUr VOen abgelehnt, sondern auch VO  > Kreisen, „denen
die Schulung des deutschen Volkes anvertraut ist  LO Wenn er „die
Feler der wieder aufsteigenden onne  44 das Weihnachtsfest verdränge,
WE der Jugend eingeprägt werde, sich als eutsche un! nicht mehr als
Christen bekennen, dann OoNnnNne nicht bestritten werden, ass 1MmM rit-
ten e1cCc die Lage für sSe1INe des Juden]| Weltanschauung och nıe
günstig E1 WI1e jetzt. Bürgermeister Althaus fand den Artikel „sehr d
gressS1V” und olgerte: „Danach hat das Judentum 1m deutschen
Staat und der jetzigen kegjierung se1ine stärkste Stütze, weil el
christenteindlich seien”. uch 1n anderen Stellen der Ausgabe sah
„gehässige Austfälle den Staat, se1ine Gesetzgebung und se1ine Be-
Öörde  LL Er kam dem rtie „dass der Verfasser darauf aus ist, staatli-
che Ma{isnahmen kritisieren und der heutigen eglerung e1ns Uu-
wischen“.215

[)as christlich-jüdische er wurde einem weiteren Artikel
eroOrtert, der seliner grundsätzlichen Bedeutung Zzwel Mal Sonn-
tagsblatt erschien.216 Unter dem 1te „Israel das auserwählte Volk?“”
erinnerte der nicht namentlich genannte Autor die Erwählung des
jüdischen Volkes und dessen besonderen Bund mıiıt C0 Dadurch
werde Israel aber auch besonders geprüft, da der Abftall VO: ott dop-

212
213

Beispiele MSB Jg Nr 1 / 5.5:19835; Nr. 2 / 21.7.1935; Nr. BL 5.9.1935,
MSB 59 Nr 1 J 3.5.1936, „Zur gegenwärtigen La
Bewe d 5' der deutsch-gläubigen

214

215
MSB Jg Nr. 5 P 3f.

216
Althaus Landrat und apo Bielefeld, IL, 927
MSB Jg 558 Nr 2 p 2.6.1935,; 3 und MSB Jg 58 Nr 34, 25.8.1935,
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pelt bestraft worden sSe1l Bıs heute MUSSE das jüdische olk er Zer-
streuung, Heimatlosigkeit, Verfolgung und erachtung erdulden Der
Verfasser üpfte aran die arnung, eın olk urie nicht aus FEitelkeit
der Stolz begehren, ber andere geste der ausgezeichnet se1N;
denn (‚ottes Zorn und uCcC strafe dessen Verfehlungen besonders hart

einem Bericht ber eiıne Bekenntnisversammlung inden
ugus 1935 wurde die rabiate anti-Jjüdische Hetze des

„Der Stürmer“ mıiıt den Worten abgelehnt, eine solche Darstellung der
Judenfrage OoOnNnnNne die Kirche ihrer selbst willen niemals mıtma-
chen.217 DDas Mindener Sonntagsblatt meldete, ass kirchliche Zeitschrif-
ten 1mM September 1935 verboten worden weil S1Ee Artikeln g-
SCHh die Diskriminierung der en, die ntrechtung der jüdischen
Bevölkerun 1mM itler-Staat eintraten.218 Andererseits vermied das Sonn-
tagsblatt eigene tellungnahmen ZUT antijüdischen Gesetzgebung der
ationalsozialisten auf dem Nürnberger Parteitag. ovember 1935
berichtete Pastor Hermann Berner*!? VO der Marien-Gemeinde einer
Serie ber e1igene Keiseerinnerungen Palästina.220 Er hatte 1 Auftrag
der evangelischen TC Ende eptember 1935 einer Orientfahrt teil-
S! eın Reisebericht beschrieb die biblischen Stätten. Er Zıng
auf die inwanderung VO en ach alastına e1ın, die erfolgreich ZUT

Kultivierung des Landes und se1lner landwirtschaftlichen ntwicklung
beigetragen hätten Berner die Siedlungsarbeit der strenggläubigen
uden, deren jedlungen sichtlich eifßiger un besser este selen als
die der Araber.221

Zur gleichen Zeıt veröffentlichte das Sonntagsblatt Artikel, die den
Berliner Hofprediger und evangelischen Sozilalpolitiker OeCKer
anlässlich se1ines 100 Geburtstags 13 Dezember 1935 erinnerten Der
Beıitrag des ın erlın herausgegebenen Evangelischen Pressedienstes, der
1mM Mindener Sonntagsblatt lesen wWar,222 rühmte Oecker afür, ass

den Antisemitismus ıIn die praktische Politik eingeführt habe Sein
„Kampf den Einfluss des jüdischen Geistes” habe heute die Staats-
führung selber üubernommen. er sEe1 oecker eın „Prophet des Drıitten
Reiches”. I hesem VO Chefredakteur des Evangelischen Pressedienstes,
OC Lüpsen, verfassten Artikel folgten den nächsten usgaben des
Sonntagsblatts weilitere Aufsätze, die mıt hnlichen Formulierungen die

217
218

MSB Jg Nr 3 J 2551955 „Aus eıit und Welt“
MSB Jg 58 Nr 41, „Aus Kirche, Schule und Leben“” Althaus

219
Dedeke, KA 150
Bauks (wie Anm. 9 / Nr 426

22
MSB Jg Nr. 4 / bis Nr 51

222
MSB Jg 58 Nr. 46,
MSB Jg 58 Nr. 4 / 12:1935. 3f.
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antisemitischen Aufßfßerungen Stoeckers rechtfertigten 223 Ihie Artikel rück-
ten die judenfeindliche Polemik Stoeckers den ittelp  t ass 516e
den INATrTUuC rchlichen Verständnisses für die antijüdische Poli-

NS Staat erweckten Als etzten Beitrag ZU ema oeCcker Velr-
Ööffentlichte das Mindener Sonntagsblatt den Aufruf des Centralaus-
schusses für Innere 1SsS10N und der Berliner Stadtmission,224 die Stoe-
cker gegründet hatte Darın wurde Ablehnung des Judentums als
Teil SC1I1EeT Angriffe Marxismus und Materialismus, die
„Mächte des Umsturzes” gedeute die CIMECINSAM Z Gottentfremdung
und Entchristlichung des deutschen Volkes beigetragen hätten uch
Stoecker, hiefs dem Aufsatz, habe Bestrebungen aANSEC-
kämpft, christliche ehren aus Schule und Offentlichkeit verdrängen,
die Kirchen aus Jugendorganisationen un! der Soz1ialarbeit auszuschal-
ten, christliche Traditionen und Werte Bewusstsein des Volkes aus-
zulöschen

I die usammenstellung VO Nachrichten der Ausgabe VO CM
tober 1935 hatte die Mindener Polizei gerugt weil S16 ng ihrer ufma-
chung eiNe unverkennbare Tendenz die nationalsozialistische
Bewegung und CHCnH en Persönlichkeiten des Staates Z Aus-
IC bringt” 225 Pfarrer Dedeke wurde „letztmalig verwarnt Sonn-
tagsblatt derartige usammenstellungen VO Nachrichten bringen,
„da e11le solche Veröffentlichung Verallgemeinerungen und
geeıgnet 1st die Ööffentliche Sicherheit und Ordnung gefährden Bür-
germeılster Althaus betonte ausdrücklich die Beanstandung geschehe
Ln Einvernehmen mıt der Autfsichtsbehörde” Es andelte sich Mel-
ungen der Rubrik „Aus Kirche, Schule und Leben”, die Aaus nahe-
stehenden Publikationen WI1e „Junge che“” und „Reformierte rchen-
ze1l  S  44 stammten und tikirchliche Außerungen VO  > Vertretern des
Staates und der Parte1 zıtlerten.226 Auffällig dieser Verwarnung WAäarL,
ass die Abmahnung nıicht aufgrund des rick-Erlasses erfolgte, sondern

der behaupteten politischen Einstellung des Blattes die NS-
Keglerung und Parte1 BT Von Beschlagnahme sah die Polizei

224
223 MSB Nr. 4 J 1935; Nr 5 / 1935

MSB Jg 58 NrT. 5U, 1935, 3 Aufruf des Central-Ausschusses der Inneren
Mission und der Berliner Stadtmission die (‚emeinden: „Wach auf, evangeli-
sches Volk”

225 Althaus Dedeke, 11 1935 MSB {{ 0727
226 DIie für die MSB Ausgabe Jg 58 Nr 41 1935 ausgesuchten sieben Kurznach-

ıchten wurden für den endgültigen ruck gestrichen
227 Am 1935 esta  e Stadtoberinspektor uhlen die Aufforderung Proku-

rıst Lübking, Artikel des Sonntagsblatts mi1t Angriffen auf Kegierung un Bewe-
nicht drucken Miıt der Auslieferung des MSB durfte TST nach der polizei-

lichen Kontrolle begonnen werden Vermerk Kuhlen KA  — 11 927 Das Vel-
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gCcmH der „derzeitigen Einigungsbestrebungen der Staatsregierung” ab
eın inwels auf die se1t Anfang (Oktober 1935 laufenden Bemühungen
des Reichsministers für chliche Angelegenheiten, Hanns Kerrl1,228
Urc Bildung eiInes Reichskirchenausschusses mıit Vertretern der Vel-

schiedenen kirchenpolitischen Grupplerungen die Spaltung der CVaANSEC-
iıschen Kirche überwinden.

Pfarrer Dedeke protestiertee die Beschuldigung. Er er1ın-
nerte daran, ass Zweiftelsfällen die Veröffentlichung VO  - Artikeln
1m Einvernehmen mıt dem Rathaus abgesprochen habe er fehle
jeder Anhalt für die Berechti  e „dieser mich beleidigenden Behaup-
tung 251e mufs er eiINeEe erartige Unterschiebung, die me1ılner poli-
tischen erzeugung nicht entspricht, auf das energischste zurückwe!li-
sen  b Be1 der usammenstellung der eldungen, die fast jedes evangeli-
sche Sonntagsblatt veröffentliche, handele sich Berichte, die
anderen Zeitschriften der Pressekorrespondenzen unbeanstandet Ce1I-

schienen selen. ADas VO  a MI1r geleitete Sonntagsblatt hat eiNZ1g un! allein
die Tendenz]|,| der Evangelischen Kirche dienen“”. Schlieflich recCc  er-
tigte Dedeke die Berichterstattung des Sonntagsblatts mıiıt dem Bedürfnis
der Leser ach Informationen aus der Kirche „Weit entfernt, da{fs solche
Mitteilungen gee1gnet se1n sollen, die OTfentlıiıche Sicherheit und Ordnung

gefährden, beruhigen S1Ee vielmehr die Bevölkerung, die eın dringen-
des Interesse daran hat, erfahren, Was der Evangelischen TE VOT

sich geht Meine Verpflichtung, die Glieder der rCc hierüber untier-
richten, dürfte aufßer 7Zweiftel Se1N. Wahrheitsgemäfße Aufklärung aber ist
immer besser, als Geheimen verbreitete unkontrollierbare Darstellun-
SCH und Gerüchte.‘250

Bürgermeıster Althaus eitete die Beschwerde Dedekes, die ze1g-
te, ass der Schriftleiter nicht gewillt sel, die Verwarnung efolgen,
den Regierungspräsidenten weıter, und Freiherr VO  - OQe recht-
fertigte ın einem chreıben Pfarrer Dedeke VO Oktober 1935 die
Beanstandung des Sonntagsblatts ”  urc die Zusammenstellung VO.

nicht kontrollierbaren Vortällen und Aaus dem Zusammenhang gerissener
ÄUSS€I‘UHgCI'I I1.USS der FEindruck erweckt werden, als WE die national-

schärtfte Zensurverfahren se1it Anfang Oktober 1935 bestand darın, dass der Verlag
die Druckfahnen der aktuellen Rubriken der Mindener Polize1 xab, die nach deren
Kontrolle dem Verlag mitteilte, welche eiträge unerwünscht LIie bean-
standeten Kurznachrichten wurden me1lst ohne Ersatz gestrichen. DIie „gerein1g-
ten‘'  I Seiten wurden mıiıt Textmaterial w1ıe Erzählungen in Fortsetzungen, mıit all-

KA  Z 150
gemeinen Artikeln der mıiıt Anzeigen aufgefüllt. Beispiele: MSSB Jg. 58 Nr. 41, Nr

228 Meiler (wie Anm. 29), 129f., 133
229 Dedeke Althaus, Slg MSB; K A  Z H1, 9027
230 Ebd
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sozialistische Bewegung sich die Bekenntniskirche der das Be-
kenntnis richte. Es ist €e1 unerheblich, ob einzelne angeführte JTatsa-
chen wahr sind der cht Es jegcht 1mM Interesse der notwendigen
religiösen Befriedigung sic!| des Deutschen olkes, WEel11ll Auferungen
Einzelner verallgemeinert werden un! dadurch nruhe erweckt wird.“
Be1l welterer Uneinsichtigkeit, drohte 61 werde y LÜ schärteren Mit-
teln” gegriffen.?>! Lheses Schreiben diente spater der Mindener Polizei als
amtlıche Verfügung des Regierungspräsidenten un als rundlage für
ihr selbständiges Eingreifen unerwünschte Artikel und eldun-
gCcnhn Sonntagsblatt.

Angesichts dieser Drohung verzichtete Dedeke In der etzten Dezem-
ber-Nummer 1935 und 1n den nachfolgenden usgaben auf die Rubrik
„Aus Zeıt und Welt” ‚292 die immer wieder VO  z der Polizei beanstandet
worden Wa  x Er verteidigte se1nNe redaktionelle Arbeit mıt dem Argu-
ment, die Mindener Zensur lege besonders strenge alsstabe d WenNn
S1€e die Übernahme VO Nachrichten verhindere, die anderen Publika-
tionen ohne eanstandung erschienen selen. Er beschuldigte die Polizei,
Artikel Sonntagsblatt W1  urlich un einselt1g unterdrücken, ob-
wohl die eldungen aus der Presse entimommMmen selen und er den
Tatsachen entsprächen. uliserdem beschäftigten sich deutschchristliche
Blätter ungehindert mıiıt Angelegenheiten der evangelischen Kirche Nur

iınden würden solche Artikel 1 Sonntagsblatt als Verstöfße
den Frick-Erlass untersagt. In se1lner Beschwerde Orderte VO Büur-
germeılster eine ärung darüber herbeizuführen, „Was als verbotene
Veröffentlichung ber die derzeitigen Verhä  1SSe der evangelischen
Kirche Deutschland angesehen wird, un W as nicht”.233

Bürgermeister Althaus erläuterte dann einem ausführlichen chrei-
ben den Schriftleiter die Grundsätze, die seın Amt bei der „r  ru  e  44
der Kirchenzeitschrift WI1e Nannte anwende.?°*4 Ausgehend VO  >
Nr 5() des Sonntagsblatts VO monıerte Althaus, ass Pfarrer
Dedeke sich ber die ungleiche ehandlung der kirchlichen Zeitschrift
gegenüber der JTagespresse beschwere: „Miıt dieser Bemerkung wird der
schein erweckt, als ob für die kirchliche Presse Sonderbestimmungen
beständen|,| un! ass 1eselbe einem stärkeren Zwange unterworfen sSEe1
als die Tageszeıtungen. Wie Ihnen dagegen jeder Zeitungsfachmann be-
stätıgen wird, stehen tatsächlich gerade dem VO Ihnen geleiteten
Sonntagsblatt wiederholt Dıinge, die 1ın einer Tageszeitung gänzlich ul

231 Regierungspräsident Dedeke, MSB; IL, 9027
MSB Nr. 53, dies WarTr die letzte Ausgabe mıiıt der Rubrik „Aus eıt
un elt“

234
Dedeke Althaus, 2.2.1936 Slg MSB; 1L, 927

Althaus Dedeke, 4.2.1936 SIg MSB; IL, GEFT:
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denkbar waren un! deren sofortiger Beschlagnahme geführt en
wuüuürden“”. Weiıter beanstandete elr iın derselben Ausgabe eiNne kritische
Notiz ber die Fortzahlung des en Gehalts Reichsbischof üller,
dessen Amt überflüssig geworden sSel Inha  IC werde INa der Mel-
dung „die Berechtigung cht Versagen, S1E edeute jedoch eiINne abfällige
Kritik einer staatlichen assnahme und WarTr insofern bedenkl
Schliefßlich 21Ng Althaus auf den Artikel „Wird der Jude ber S1e-
gent eın „Diese Kritik der staatlichen Judengesetzgebung ist inhalt-
iıch unvereinbar z|um Bleispiel] muıt der auf Seite der Nr 41 des Sonn-
tagsblatts wiedergegebenen Meiınungsäusserung, ass der hris das
harte chicksal, das die en trı cht mıiıt Hass, auch nicht mıt
Gleichgültigkeit ansehen dürfe I] hese beiden widersprechenden Stel-
lungnahmen ZULT Judenfrage en L1IUTL das eine gemeinsam, ass
beiden Fällen die staatliche Judengesetzgebung angegriffen wird.“ Das
Schreiben schlie{ft miıt der Aufforderung den Herausgeber, es
unterlassen, Was ass staatlichem Eingreifen geben könnte „Ich
möchte Ihnen cht verhehlen, ass ach den vielfachen Verwarnungen,
die vorausgegangsen sind, eın erneutes Einschreiten, es notwendig
werden ollte, nicht mehr 1ın einer blossen Verwarnung bestehen würde,
sondern ass S1ie mıiıt einer Beschlagnahme der ar miıt einem Verbot des
Sonntagsblattes einem olchen rechnen mMmussen I)ann würde
auch das örtlich vorhandene Bestreben weıtestem ntgegenkommen
nicht helfen können”. Bürgermeister Althaus bestätigte damıt die Hal-
tung des Regierungspräsidenten, die eın Eingreifen der Polizei das
Sonntagsblatt rechtfertigte, selbst WE 101 staatlichen Ma{fsnahmen
der Meinungsäufßerungen auf veröffentlichten Fakten beruhte

Das Sonntagsblatt als „politische* Zeitschrift

Die Fesseln für die inhaltliche estaltung des Mindener Kirchenblatts
damıit och ZEZOYCNH. Artikel ber Bestrebungen, die Kirche

aus ihren bisherigen Arbeitsfeldern der Jugend- und Sozialarbeit oder
1m Schulunterricht verdrängen, wurden als eleg einer antinational-
sozialistischen Einstellung gewerteL. IDITz Situation der Bekennenden
INhatte sich muıt Begınn der Tätigkeit des Reichskirchenministers Z.UI

Neuordnung der evangelischen Landeskirchen verändert. er Anspruch
der auf Führung und theologische Ausrichtung der rn wurde
VO staatlicher Seite zurückgewlesen. DIie insetzun VO Kirchenaus-
schüssen DA Regelung organisatorischer und finanzieller Fragen sollte
ach dem erklärten illen VO Reichskirchenminister eIr die eken-
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nende Kirche VO der Ausübung leitender Funktionen ausschalten.2°>
einer grundsätzlichen Stellungnahme wehrte sich der Bruderrat der Be-
kennenden TC 1n Preußen den staatlichen Zugriff auf die
evangelische Kirche.29 Der Staat ehme die kirchliche Verwaltung und
auch die geistliche Leıtung der Kirche die and Er rdne kirchliche
Angelege  eiten politischen Erwägungen unter Seine Ma{isnahmen ziel-
ten letztlich darauf, das Programm der Deutschen Christen SA Neuord-
NUN: der TC verwirklichen. „Der eigentliche der sStaats-
kirchlichen Befriedungsaktion ist der amp die Bekennende Kıir-
che  D Der ufru oriff das usammenwirken VO Kirchenministerium
un Gestapo d  J die Informations- und Offentlichkeitsarbeit der

behindern der verbieten.297 der rage einer Zusammenarbeit
mıiıt den staatlich eingesetzten Kirchenausschüssen WarTr sich die eken-
nende Kirche nicht ein1g Die Befürworter einer edingten Mitarbeit
den Ausschüssen elten die Durchsetzung VO grundsätzlichen Posiıtho0-
1nen der für möglich, zumal iın Westfalen die K-Vertreter 1mM wichti-
SCcmH Provinzialkirchenausschuss die Mehrheit hatten.?93 DIie Radikalen 1n
der lehnten Ma{isnahmen des Staates ZLE Leitung der TC grund-
Satzlıc. ab DIie Unsicherhei ber die Lage der evangelischen TC:
Anfang 1936 pragte auch die Berichterstattung des Mindener Sonntags-
a Dem Herausgeber des Mindener Sonntagsblatts UrC

235 Meier (wie 2)I 133-135 Hey (wie 33 115-120
236
237

„Eıin Wort ZUT kirchlichen Lage!” Januar 1936 LKAWTI 275
In der Veröffentlichung heifßt unter Punkt „Die Vorzensur über die Sonntags-blätter ist teils selbständig VO]  5 der Staatspolizei, teıils 1mM Auftrage des Ministers
verhängt worden.“ A.a.O., 275 Die Verfügung der apo Berlin VO!]
autete: „Auf Anordnung des Herrn Reichsministers für kirchliche Angelegenhei-
ten wird über sämtliche DA Verbreitung bestimmten Vervielfältigungen VO  >
Schriften und bildlichen Darstellungen die Vorzensur verhängt.” Auf Protest VO

DC-Kirchenleitungen iıne generelle Vorzensur VO: Veröffentlichungen, die
uch ihre Mitteilungen und Publikationen traf, wurde die Verfügung gezielt be-
schränkt auf „eıne weıtere staatspolitisch und kirchenpolitisch unerwünschte
Verbreitung VO  - Rundbriefen, Mitteilungs- und Informationsblättern der Bekennt-
nisfront, die sich 1mM Wesentlichen lediglich die Austragung des evangelischen Kir-
chenkampfes AT Aufgabe setzen Gestapa, Schnellbrief VO]
LKAW 1—-108, Eine Mitteilung VO: Yräses och VO] intormierte
über das Verbot, den regelmäfsigen Rundbrief für Mitglieder der ekenntnisge-
meinden herauszugeben. Zur Herausgabe des Informationsdienstes WarTr die Mit-
gliedschaft der Reichspressekammer erforderlich.

235 Hey (wie Anm. 33), 1.20-:122
239 MSB Jg 59 Nr. 1I 5.1.1936, wehrte sich unzutreffende Gerüchte der DC-Seite,

dass durch die Ma{isnahmen des Reichskirchenministers Bruderräte der aufge-Öst unı die VKL abgesetzt worden selen. MSB Jg Nr. 7I 6.2.1936, meldete,
dass Behauptungen der Presse VO Zertall des Pfarrernotbundes und VO Aus-
einanderbrechen der Bekenntnisfront nicht den Tatsachen entsprächen. Im MSSB Jg
59 Nr. 14, 5.4.1936, ä berichtete Dedeke unter der Überschrift „Die Arbeit der
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die /Zensur die an gebunden, dieser . Situation klärend und infor-
mierend Posıtion beziehen.240

Ein Vortall 1mM Frühjahr 1936 zeigte, WI1e das Mindener Sonn-
tagsblatt mit seiner a  g ZUTXC Kirchenpolitik Kerrls beobachtet wurde.

der Ausgabe ZU Maärz nahm die Wochenschrift eiıne verdeckte
Inttlatıve der Deutschen rısten aufs Korn, die mıt blauen Stimmkarten
Unterschriftten sammelten und amıt ihren Einfluss als kirchenpolitische
Gruppe unterstreichen wollten.241 DIie Unterschriften, hie{ CS, würden
VO Reichskirchenminister Z} Unterstützung der staatlichen Kirchen-
politik verlangt. enDar hatte die Kampagne auch bei Mitgliedern der
BekennendenCVerwirrung gestiftet.?*2 Dedeke übernahm Aaus dem
Hagener Sonntagsblatt eiINe Glosse, die 1n spielung auf die ar der
Stimmkarte die Überschrift „Fahrt 1Ns aue  44 rug und feststellte, han-
dele sich einen „dreisten Bauernfang der Deutschen Christen”“. Mehr
als Zzwel Monate ach Erscheinen des Artikels 1M Mindener Sonntags-

rhielt die Ortspolizel Anweıisung VO  > der Staatspolizeistelle l1ele-
feld, den verantwortlichen Schriftleiter vernehmen und al-

nen.24 I )he Veröffentlichung, die Begründung der Staatspolizel, habe
die Deutschen Christen „n gehässiger und höhnischer orm blofßge-

und sSe1 gyee1gnet, „das Befriedungswerk 1n der evangelischen Kır-
che empfindlich stören”. der Vernehmung rechtfertigte Dedeke den
Artikel damiut, ass der Beıtrag anderen Sonntagsblättern ungehindert
erschienen Wr Er versicherte, 1mM Sonntagsblatt für das staatliche Be-
friedungswerk der evangelischenCeingetreten se1n, während
deutschchristliche Blätter sich fortgesetzt mit kirchenpolitischen gele-
A  eiten auseinandersetzten un! die VO Staat eingesetzZ-
ten Kirchenausschüsse polemisieren dürften.244 Die Zeıt, die zwischen
der Veröffentlichung Miıtte Maärz un! der Beanstandung und Verneh-

Kirchenausschüsse”“” über die Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Sie E1
nicht staatlıche Ausschüsse überhaupt, sondern deren Besetzung,
„die keine Gewähr für ıne klare Lehre“ biete.

240 Von der Tagung der BK-Synode der IDDEK Ende Februar 1936 1n Bad Oeynhau-
SCIL, auf der die Gegensätze beider Lager innerhalb der nicht ausgeraumt WeTl-

den konnten, hie{ 1m MSB Jg Nr 9/ 1.3.1936, unter inwels auf den Frick-
Erlass: „UÜber Ergebnisse un! Beschlüsse können WITr hier leider nichts mitteilen.“
Eın Bericht dem Gemeindebrief der Mindener Petri-Gemeinde 1 Gottes Ehre“
führteZVerbot der Monatsschrift. . 927

241 MSB 59 Nr 1 J 5.3.1936, 3f „Eıine Fahrt Blaue  08 Niemöller (wie Anm.
44), 183

2472 In dem Artikel hiefß C5S5, dass uch „n unseTeT Gemeinde“” für die Unterschriften-
sammlung geworben worden sSe1

243 Stapo Bielefeld Ortspolizei Minden, 27.5.1936 IL, 027
244 Vernehmungsprotokoll VO! 9.6.1936, CZ Kriminalkommuissar Kemena. KA  Z 1L,

S
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MUNg Ende Maı verstrichen WAäl, brachte cht auf den Gedanken,
ass die Ma{isnahme VO  D einer höheren Stelle dUS)  C war.245 br WarTr
offensichtlich der einung, ass die Zensurmafsnahmen das Sonn-
tagsblatt VO'  . der UOrtspolizei verhängt wurden.246 Die UÜbernahme VO  a
Meldungen Aaus anderen Publikationen, VOT em auch VO /itaten VO  S
Parteiführern der Tagespresse sollte entsprechende Veröffentlichun-
SCn 1 Sonntagsblatt rechtfertigen. kine spätere Ausgabe der ochen-
chrift brachte auf den Rekord VO sieben beanstandeten Meldungender Rubrik „Aus rche, Schule unı Leben”, die gestrichen werden
mussten.247 FEB TE Böke,248 der A uSs  ung der Martini-
Gemeinde tatıg WAär, hatte die Ausgabe zusammengestellt. Die otizen
selen anderen eitungen veröffentlicht worden, verteidigte er sich. Es
onne cht wahr se1n, ass Deutschland die Presse mıit zweierlei Maf{fs

werde.249
Die unterschiedlichen Auffassungen der westfälischen Bekennen-

den Kirche der rage der Zusammenarbeit mıit den Kirchenausschüs-
SIN und der ätigkeit VO  3 Deutschen Christen irchlichen Leitungsor-

spiegelten siıch auch bei den Herausgebern der evangelischenSonntagsblätter der Proviınz wider. Der Ruf ach Zusamme un
Geschlossenheit der ZUT gehörenden Pfarrer un Gemeindevertreter
wurde aut Auf der Provinzialsynode Dortmund pri 1936
un! später auf der eissynode en 10 Juni 1936 trat die For-

245 Die Beanstandung der MSB-Ausgabe unı die Vernehmung Dedekes durch
die Landesstelle Westfalen-Nord des Propagandaministeriums in Münster alnlı-
lasst worden. In seinem Bericht VO 2.6.1936, der mıit dem Verneh-
mungsprotokoll die Stapo geschickt wurde, begründete Althaus die verschie-
denen Verwarnungen und Beschlagnahmen des >Sonntagsblatts, „weıil |Dedeke]Evangelischen Sonntagsblatt des Kirchenkreises Minden wiederhaolt Artikel g-bracht hat, die 1ın ihrer Aufmachung 1ine ablehnende Tendenz den Staat, VOT
allem 1ın kirchlichen Dingen, ZU Ausdruck gebracht aı Althaus erwähnte auch,

1L, :
dass 1mM Sonntagsblatt „durchaus staatsbejahende” Artikel gebracht worden selen.

246 Be1l einer erneuten Auseinandersetzung über einen Artikel 1MmM Sonntagsblatt be-
schwerte sich Dedeke über die „sehr kleinliche Zensur“” Minden: „Die anstö{fsi-
CNn Stellen würden Ja immer LUr VO  3 der Polizei gefunden”. Vermerk Kuhlen,
3.9.1936 unı 29.9.1936 KA  S IL, 981

247

1L, 981
MSR 59 Nr 3 / 6.8.1936 Althaus Dedeke, 3.8.1936 5 A  Z Slg MSB;

248
249

Böke War se1it Ende 1935 Vikar Minden Bauks (wie Anm. 9)/ Nr. 602
Vermerk Althaus’ über die Unterredung miıt Böke, 4.5.1926 KA  Z 1L, 927
Dabe1i drohte Böke, der als Student der Theologie dem NS-Studentenbund beige-

WAar, ıch bei der Partei beschweren.



erung ach der ”r  er der Kirche”250 den Vordergrund. Sie richtete
sich auch die bekenntnistreue westfälische Sonntagspresse, die dem
Bruderrat nanestan Die verantwortlichen Redakteure wurden einer
Besprechun ach Dortmund eingeladen.?>! einem Beschluss forderten
die Teilnehmer den Bruderrat auf, eine aC  ichtenstell der eINZU-
richten, die die Schriftleiter der Sonntagsblätter regelmäßig miıt ach-
richten ber die kirchlichen orgänge VErSOTSCH sollte Als Leiter wurde
Pfarrer Walther Kohlmann,?2 Dortmund, vorgeschlagen. Pressereferate
für hemenbereiche W1e deutsch-völkische Publikationen un ber die
('-Presse ollten VO  - Pfarrer ilhelm Reinecke? bzw. Pfarrer Her-
111a Bartels2>4 geleite werden. Mıt den Materiallieferungen der Presse-
referate sollte die aC  ichtenstelle eıinen wöchentlichen Informations-
dienst für die Herausgeber der K-Blätter zusammenstellen. Damuit oll-
ten sich die angesprochenen westfälischen Sonntagsblätter VO  - dem
Pressedienst des Evangelischen Presseverbands für Westfalen und Lippe
unabhängig machen. Von sSEe1 eiıne örderung dieser Arbeit e_

warten, hiefß es Bericht Va  ; Randenborghs ber die Besprechung.?°
Weiter wurde beschlossen, ass sich die Herausgeber der Sonntagsblät-
ter einer Arbeitsgemeinschaft unter der Leitung van Randenborghs
zusammenschliefßen ollten, die vorgesehene Offentlichkeitsarbeit

250 Titel der Ausführungen VO]  > Pfarrer CGiottfried Va  - Randenborgh, Iserlohn, Mitglied
des Westfälischen Bruderrats auf den BK-5Synoden. MSB Jg Nr 18, 3.5.1936;

251
Nr 23 7.6.1936 Niemöller (wie Anm. 44), 187-191
Einladung VO 8.6.1936 für das TIreftfen in Dortmund 2.6.1936 KA  Z Slg
MSB Teilnehmer der Besprechung die Pfarrer Hermann Bartels (Kirchlicher
Sonntagsgrufßs, Dortmund), Gerhard Dedeke (Mindener Sonntagsblatt), Paul Noelle
(Sonntagsblatt Hagen), ılhelm Reinecke (Kirchlicher Sonntagsgrufs, Dortmund),
Hans Rübesam (Gemeindeblatt, Lengerich), (jottfried Va  x Randenborgh (Sonn:
tagsblatt, Schwerte), Erich Vonhof (Westfälisches Sonntagsblatt für und
Land, Bielefeld). Bericht Va  > Randenborgh. 1LKAW 1A0 100 Vgl Niemöller
(wie Anm. 44), 199 Es ist bezeichnend, dass keıin ertreter des Evangelischen
Presseverbands ın Wıtten, der einen Inftormationsdienst für die Presse un VOeI-

schiedene Sonntagsblätter In Westfalen herausgab, der Besprechung teilnahm.
Zwischen Direktor Winckler und Präses och bestanden erhebliche Meıiınungsun-
terschiede über den Kurs der un! über die der kirchlichen Presse. Vgl

2572
Puschmann /Riewe (wıe Anm. 16), 54f.
Bauks (wie Anm. Nr 3391

253 A.a.O., NrT. 5001
254 Auı Nr 258
255 Bericht Va  - Randenborghs über die Zusammenkunft, Iserlohn 2.6.1936 LKAW

11101 Bl 100 „Es iıst überhaupt die Zweckbestimmung des EPVFEW |Evangeli-
scher Presseverband für Westfalen und Lippe] LEU überprüfen, da eın wichtiges
Arbeitsgebiet, die ersorgung der Tagespresse mıiıt ev[angelisch]-kirchllichem]
Stoff, durch die LTEUE Pressepolitik des Reiches fast völlig illusorisch geworden
ist. Seine Arbeit musste sich jetzt 1m Wesentlichen auf die Stoffdarbietung für die
evlangelische] Presse beschränken. DDarın hat ber bisher tast völlig versagt.”
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der unters  zen aber auch ihre Interessen un Forderungen
gegenüber dem Reichsverband der Evangelischen Presse (unter el  =
Hinderers) mit Nachdruck vertreten können „Der kompromissleri-
sche Kurs der dort ben bzw unten gesteuert wird ist e1N! cht SCINMSEC
Belastung unseTeTr Arbeitsfreudigkeit TOtZdem sind WIT diese Fach-
oschaft gebunden I1NUSSeN also mıt ihr auszukommen suchen“ 256

ährend verschärfte polizeiliche Kontrollen2>7 die Berichterstattung
der bekenntnistreuen onntagspresse einengten zielten die Auflagen

der kKeichspressekammer darauf ah die Kirchenzeitschriften entpoliti-
Sl1leTren Eine Anordnung des Kammerpräsidenten Max Amann VO

Juli 1935258 reduzierte den kontessioneller Zeitschriften auf das
Stoffangebot religiöser Taktate Unter dem Vorwand die Themen der
politischen Tagespresse VO  - denen der rchlichen Publikationen klar
ennen, sollte die Aufgabe der Kirchenpresse darın bestehen, „die Ange-
legenheiten der Bekenntnisse TE religiöser eziehung eNande
Politischen Charakter dürfen diese Blätter unter keinen Umständen tra-
H  gen Weiter hiefs „Die Behandlung politischer Fragen der die Stel-
lungn: azu 1sSt cht Aufgabe der kirchlich konfessionellen Presse
Aus diesem TUn hat S16 die Veröffentlichung derartiger eiträge auch
W e es sich Wochenübersichten der Kurzbeiträge handelt ah
fort unterlassen Ebenso die Beschäftigung muıiıt örtlichen ( z0-
schehnissen Aufsätzen der kurzen Zusammenstellungen uınterble1-
ben { Die VO der Reichspressekammer den erlegern angedrohten Sank-
onen 259 die Richtlinien nicht eachte würden eiI W1esen sich aller-
dings als S  pfe Waffe Denn die erleger der rchlichen Presse profi-
Herten VO CIMEINSAMEN Abonnenten- und Anzeigenmarkt mıiıt den
Sonntagsblättern der erhielten VO ihnen Druckaufträge uch

256 Für die Pressearbeit der wurde nntag, 1936 1Ne besondere (Cjottes-
dienstkollekte gesammelt Abkündigungstext hiefß „Der Kampf der Kirche

ihre Jugend die Schule das Kın die rechte Lehre I1USSEeN der
kirchlichen Presse gefördert werden IDhe Gheder der Kirche I1LUSSEIN wieder
durch kirchliche Zeitschriften un: Sonntagsblätter P —— unterrichtet werden über

257
Aufgaben und Kämpfe ihrer Kirche“. LKA 1—108
Seit der Einsetzung VO  - Kirchenausschüssen ordnete die Gestapo die verschärfte
Überwachung der Tagespresse und kirchlicher Zeitschriften Publikationen und
Druckschriften, die die staatliche Kirchenpolitik Stellung bezogen, sollten
beschlagnahmt werden nordnungen Stapo Bieleteld 4.10 1935 11 1935

1936 KA  e 374
258
259

Abgedruckt VEP Rundschreiben Nr 21 1935 LKAW
Die Anordnung ınter dem Titel „Behandlung V O]  5 politischen Fragen, Trtsnach-
richten und Anzeigen der kirchlich kontessionellen Presse drohte Verlegern
kirchlicher Zeitschriften bei Verstöfßen mı1t dem Ausschluss aus dem Pressever-
band das heißt mMit dem Verlust der kirchlichen Publikationen des Verlags
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S1€E cht für die inhaltliche Gestaltung der rchlichen Zeitschriften
ständig.

Diese Schwachstelle wurde schon bald VO Propagandaministerium
bereinigt. Mitte Februar 1936 verbreitete s ber das staatliche achrich-
tenbüro und NS-Zeitungen eine Erklärung oebbels die den rchlichen
Zeitschriften beider Konfessionen vorwarf, ihrem eigentlichen
7weck „über politische Dıinge berichten, alsnahmen der eglerung

glossieren Oder kritisieren und TIrc die Art der Veröffentlichung
verächtlich machen“ .260 Eın olcher „Missbrauch” sSEe1 cht länger
tragbar. Falls sich die kirc  ıchen Zeitschriften in ihrem Inhalt nicht auf
die „Veröffentlichung der kirchenamtlichen Anordnungen und sonstiger
amtlicher, die geistliche ıtung der Gläubigen betreffenden Verfügun-
44  gen eschränkten, selen S1€e als „politische Zeitschriften“ anzusehen
und damit würden die Bestimmungen des Schriftleitergesetzes auf S1e
angewandt. Erscheinen SEe1 11UT möglich, Wenn die verantwortlichen
edakteure ın die Berufsliste der Schriftleiter eingetragen selen.

Der Fachverband der kirchlichen Presse 1ın der Reichspressekammer
ZUS aus der Ankündigung des Propagandaministers den zutreffenden
Schluss „Das Entscheidende dieser Verlautbarung ist, da{fs nunmehr
voraussichtlich eın großer Teil der evangelischen Zeitschriften als politi-
sche Zeitschrift angesehen wird.” 261 Bisher habe eine „weitherzige usle-
gung  ‚44 2a71ı geführt, ass die dem Fachverband angeschlossenen Blätter
un ihre Schriftleiter VO den Bes  unge des Schriftleitergesetzes
ausgeNOMUMNECN worden selen. { )as gelte Zukunft LIUT och VO  a den
rchlichen Zeitschriften, die ach Prüfung der zuständigen Landespres-
severbände als 1 kirchenamtlichen Auftrag herausgegebene, das el
nicht-politische Blätter angesehen würden. Der Verband forderte die
verantwortlichen Schriftleiter der kirchlichen Presse auf, den zuständi-
gsCch Presseverbänden die Zeitschriften ZUT ruvorzulegen und VOI-

sorglic die Ekintragung die Berufsliste beantragen. e1 bestehe
allerdings die „Schwierigkeit”, das Rundschreiben, „dafs VO dem
orößten Teil der Schriftwalter der Nachweis der achmännischen Ausbil-
dung nicht erbracht werden kannn Eine Befreiung VO dieser Vorschrift
E1 für diejenigen Redaktionsleiter möglich, die ihr Blatt schon mindes-
tens eın Jahr VOTLT dem FErlass des Schriftleitergesetzes geleite hätten. Zeıt-
gleich mıt der Ankündigung des Propagandaministeri1ums, das Schrift-
leitergesetz auch auf die verantwortlichen edakteure der rchlichen
Zeitschriften anzuwenden, erneuerte Kammer-Präsident Amann die 1N-

260 Die entsprechende Agenturmeldung un Presseausschnuitte 1n IL, 9027
Vgl urt Koszyk, Deutsche Presse Berlin 1972, 411-413

261 VEP Rundschreiben Nr 2 / 1.3.1936 LKAW 3 45—1
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haltlichen Einschränkungen für die konfessionelle Presse.262 den An-
weısungen Z „Gestaltung der evangelischen Presse“ egte für ( z
meindeblätter fest „Sie dienen ausschlie{flich der Veröffentlichung des
Gottesdienstanzeigers, religiösen Sonntagsbetrachtungen, der Schrift-
auslegung 1n For  ung der Predigt, der Unterrichtung ber das rch-
IC en.  4 Sie hätten nicht die Aufgabe, „allgemein unterhaltenden
der allgemein elehrenden bieten”. Die geforderte inhaltliche
Einengung auf „Angelegenheiten des Bekenntnisses reiın religiöser
eziehung“ sollte eiINe „Vermischun mit den ufgaben der ages-
presse”“ vermeiden SOWIE die wirtschaftliche Stellung der Tagespresse
rCc Beeinträchtigung der eigenwerbung und Auflage der rchli-
chen Presse stärken.263

Der Reichsverband der evangelischen Presse QINg davon daUuUs, ass die
kirchlichen Zeitsc  en ihre bisherige inhaltliche estaltung beibehalten
könnten.264 Damit WarTr aber der Widerspruch zwischen der inordnung
der kirchlichen Zeitschriften 1n die politische Presse eınerseılits und der
VO der Reichspressekammer geforderten Beschränkung auf rein religi-
Öse, unpolitische iträge andererseits nıicht gelöst. Die Unsicherhei der
Herausgeber kam eliner Flut VO agen den Reichsverband der
evangelischen Presse und Bıtten Klarstellung zZu USATUC uch

262 Anordnung der Reichspressekammer, 7.2.1936 VEP Rundschreiben Nr 26,
263

1.3.1936 „Gestaltung der evangelischen Presse”. LKAW 3 451
Zweck der inhaltlichen Beschränkung kirchlicher Zeitschriften War laut Anord-
HUT des Kammer-Präsidenten die wirtschaftliche Unterstützung der politischen
Presse, der die Berichterstattung über und die Behandlung VO:  o allgemein interes-
sierenden Themen miıt Ausnahme relig1öser Inhalte vorbehalten Wa  R

264 Hinderer gab den Anweisungen Amanns „muıt Zustimmung der Reichspresse-
kammer“” 1ine posıtıve Ausdeutung. IDie me1lsten kirchlichen Blätter könnten nach
selıner ewertung ihren Charakter beibehalten. „Schriftauslegung In Fortführung
der sonntäglichen Predigt durch das geschriebene Wort ist die Anwendung ihrer
Grundsätze für das praktische en | z|um Bleispiel] 1n Volksgemeinschaft,
Beruf, Familie, Kindererziehung. Allgemein wird dabel die Pflege allgemein
verständlichen religiösen Denkens un! Fühlens durch Behandlung relig1iöser un
sittlicher Fragen einbezogen Se1n mıiıt der Maisgabe, da{fs der Inhalt seinen Aus-
gangspunkt VO Religiösen nımmt. Miıt dieser Einschränkung sind uch kurze Kr-
zählungen, religiöse Lebensbilder und Erinnerungsartikel, SOWI1E Berichte AUSs der
allgemeinen Kirchengeschichte un! aus der kirchlichen (Orts- und Heimatgeschich-
te zulässig”. VE?P Rundschreiben Nr 2 B 1.3.1936 LKAW 3 481

265 Aufgrund VO!  - „zahlreichen Anfragen” hielt der VEP 1m undschreiben Nr.
VO: 7.3.1936 politische Artıkel 1 iINnnNne des Nationalsozialismus In der kirchlich-
kontessionellen Presse als „Diens Volk” für zuläss1g. Mıt der Verordnung der
kKeichspressekammer solle nicht die „Freiheit der Entfaltung” für die kirchlichen
Zeitschriften angetastet werden: „Dies ilt 1MmM besonderen für die STOSSECN Feler-
un:! Gedenktage der atıon w1ıe überhaupt für alle Anlässe und Ereignisse, die das
Leben der gesamten atıon aufs tiefste berühren.“ LKAW 3 48—1 „Diens
Vqlk” WarTr die Formel evangelischer Presseverbände und kirchlicher Zeitschriften,
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Pfarrer Dedeke hatte Fragen Wie vernalte sich die erwähnte Unterrich-
ber das kirchliche en den Anordnungen des Innenministers

Frick? Weiıter wollte etr W15SSECN], ob für die evangelische Bekenntnisschule
geworben werden onne Und schliefßlich SS ihm darum, ob
deutschgläubige Auferungen etwa des Reichsjugendführers, VO Gaulei-
tern oder anderen Parteigenossen unter ennung ihrer Namen zurück-
WEelsen onne 266

Auf Tagung der erleger evangelischer Sonntagsblätter Ende
März 1936 erln wurden VOTL em Fragen esprochen, die sich aus
der Anwendung des Schriftleitergesetzes für die kirchliehen Zeitschrif-
ten, SOWEIT S1e als politische Presse eingestuft wurden ergaben 267 Die
Mithaftung des Verlegers für die Inhaltsgestaltung wurde ebenso 1SKU-
ert WIEC der Umfang und Inhalt des Inseratenteils Die erleger akzep-
l1erten den VO: der Reichspressekammer geforderten erzıic auf Un-
erhaltung den rchlichen Blättern, denn der Sinn kirchlicher Presse-
arbeıt S11 nıicht, die Leser unterhalten, sondern 561e erziehen. Sie
warnten VOT elillerTr kritischen Auseinandersetzung mıt antikirchlichen
Aufßfßerungen aus der -Partei der völkischen Gruppen. egen Mei-
nungsäufßerungen VO  H Privatpersonen könnten die kirchlichen Blätter
Stellung beziehen. ‚„  ern sich aber hrende Männer des Staates, der
Parte1i der ihrer Untergliederungen diesem Ihema, ist eile 4378
unerwünscht Die Antwort des Reichsverbandes der evangelischen
Presse auf die Anfrage VO Pfarrer Dedeke bestätigte ass die nhaltlı-
chen Einschränkungen ohne Ausnahme gelten würden. [ ie Unterrich-

ber das Ichlıche eben, hiefs dem Schreiben, onne LLUT
unter Berücksichtigung der Anordnungen Fricks geschehen.269 DIie da-
mals getroffenen Einschränkungen och cht aufgehoben. Der
Verband habe sich bisher vergeblich einheitliche Ric  inıen Z

Offentlichkeitsarbeit durch die edien betreiben, evangelische Weltan-
schauung verbreiten und die Rolle der Kirche der Gesellschaft TUL-
Z.©]  a Unter dem Einfluss der Propaganda diente das Schlagwort mehr und
mehr dazu, die Zustimmung der evangelischen Bevölkerung ZUT Außenpolitik
twa Z Austrıitt Aa us dem Völkerbund Z.UT Abstimmung Saarland und Z.UL

Wiederbesetzung des Rheinlands ZC1EHCN und bei innenpolitischen Anlässen
ZU Beispiel Volksabstimmungen un:! Hitler-Geburtstagen die Einigkeit der
Evangelischen miı1t der Mehrheit olk demonstrieren Höckele (wie Anm
15) 6164 320

266 Dedeke VEP 1936 MSB
267 Verband der Deutschen Evangelischen Sonntagspresse (VDES) Bericht über die

265
Verlegersitzung 1936 Berlin LKAW 48—

IDe Verleger bestritten die einung, „dass die Bestimmungen
der Reichspressekammer VO Aaus nicht tfreundlichen instellung ZU

269
kontessionellen Presse entstanden sind
VEP Dr Bartsch Dedeke 1936 Slg MSB
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Durchführung der Anordnungen em Für die evangelische Bekennt-
nisschule onne geworben werden, da 1eSs5 als Ee111| Fortsetzung der
sonntäglichen Predigt aufzufassen Se1l Eine tellungnahme deutsch-
gläubigen Außerungen aus der S-Partei SC1 dagegen untersagt
jedenfalls die Praxıs des Geheimen Staatspolizeiamts ı Berlin „Die e111-
zeliInen Schriftleitungen bleiben also abhängig VO  } der Auffassung der
örtlichen Zensurstelle”, autete der Rat des Presseverbandes.

Anfang pri 1936 erhielt Pfarrer Dedeke als Schriftleiter des inde-
1iel Sonntagsblatts e11 undschreiben des Landespresseverbands estfa-
len, das der Wochenschrift den bisherigen Status amtlichen Kr
chenblatts aberkannte Es tellte fest „Ihre Zeitschrift nthält erartige
kirchenamtliche Anordnungen und Verfügungen ZWarTr aber Sie veröf-
fentlichen auch Aufsätze anderer Art Dementsprechend ist Ihre Zeıt-
schrift „Sonntagsblatt”“ als politische Zeitschrift erklären un! braucht
e1INeEeN für die redaktionelle estaltung Sinne des Schriftleitergesetzes
verantwortlichen Hauptschriftleiter der die Berufsliste der Schriftlei-
ter eingetragen werden I11.USS Dedeke beantragte SCe111€6€ Eintragung
die Berufsliste als verantwortlicher Schriftleiter und SE111€e€ Befreiung VO
der geforderten achmännischen Ausbildung?”! mı1t der Begründung,
habe Se1t 1928 Vertretung des früheren Schriftleiters das Sonntagsblatt
redaktionell betreut un! pri 1936 Presselehrgang des
Reichsverbands der Evangelischen Presse teilgenommen 22 Der westfäli-
sche Presseverband 1ef1s sich dann tast 1in eıit ber den Antrag
entscheiden Ende März 1937 teilte der eCU«C Leıiter des Landespressever-
bandes miı1t ass e1Ne efreiung VO  - der gesetzlich vorgeschriebenen
journalistischen Ausbildung nıicht gewährt werden onne 273 er lägen
die V oraussetzungen für die Eintragung die Berulfsliste als Schriftleiter
nıicht VOT egen die Entscheidung ONNe erwaltungsbeschwerde eım
Leıiter des Reichsverbands der Deutschen Presse eingelegt werden Pfar-
LEL Dedeke wandte sich 1U den Evangelischen Presseverband
erln mıi1t der dringenden Bıtte, sich für berufliche erkennung
als Schriftleiter einzusetzen ETr sah andernfalls die Existenz des Sonn-
tagsblatts bedroht „Wenn ich nicht die Liste aufgenommen werde
IL1LUSS eingehen, da ler eın Pfarrer mehr 1St der die Schrift-

270

MSB
Rundschreiben Presseverband Westfalen, raf VO]  - Schwerin 1936 KA  Zn

271

P
Dedeke Presseverband Westfalen, 25 1936 5lg MSB
Dedeke Presseverband Westfalen, 1936 Sio MSB

273 Presseverband Westfalen (Pfafferott) Dedeke, 31 1937 Slg MSB Die
eschäftsstelle des Verbands WarTr uıuntier Führung VO] Essen nach Dortmund
UuMmMsC2ZOSECN. Pfafferott War Hauptschriftleiter der Bochumer NS--Zeitung „Kote Br-
deu Vgl Koszyk (wie Anm 97) 359
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leitung übernehmen könnte.‘274 Er setzte se1ine Hoffnung auf die erfolg-
reiche Vertretung sSeINESs agsHr den Presseverband, der
hatte, die Angelegenheit grundsätzlic klären un Beschwerde EeINZU-
jegen: > Eine Entscheidung kam cht zustande. Pfarrer Dedeke konnte
se1ine redaktionelle ätigkeit auch ohne Eintragung 1n die Berufsliste
fortsetzen, aber S1€ konnte auch jederzeit versagt werden.

Inzwischen hatten die den S-Gaubezirken eingerichteten ropa-
gandaämter die Aufgabe der Beobachtung und Kontrolle der regionalen
Presse auch der kirchlichen Zeitschriften übernommen. Sie gaben die
VO Propagandaministerium herausgegebenen Anweıisungen die
regionale Presse welıter und beobachteten die redaktionelle Einstellung
der Blätter A nationalsozialistischen Politik und Propaganda.?”® Für
Pfarrer Dedeke War zunächst nicht erkennbar, ass sich die Zensurbe-
dingungen für das Mindener Sonntagsblatts geänder hatten. Wiıe bisher
unterrichtete die Mindener Ortspolizei ber Verbote VO Artikeln
wWwI1e ZUuU eispie den Abdruck eiıner Entschliefßung der westfälischen
rauenhilfe, der die Angriffe des NS-Blatts „Der Stürmer”“” zurückge-
wlıesen wurden.277 Während die Mindener Polizei entsprechend der
geordneten Vorzensur die Veröffentlichung beanstandeter Artikel VOT

274 Dedeke KVLP, 1.4.1937 In einem welılteren Schreiben VO 7.4.1937 betonte
noch einmal: „Unser Blatt musste 11U nach einem 60Jährıgen Bestehen, se1n Er-
scheinen einstellen, WE diese Beschwerde keinen Erfol haben würde, da hier
kein Schriftleiter ist, der die ZUT Herausgabe des Blattes ertorderlichen Bedingun-
SCn erfüllen würde.“ Slg MSB

275 Der VEP bemühte sich Klärung 1Nnes äahnlichen Falles, der Pfarrer Va  — Kan-
denborgh (Iserlohn) betraf. uch dessen ntrag, die 1ste der Schriftleiter kon-
fessioneller Zeitschriften aufgenommen werden, wurde cn fehlender Vor-
aussetzung einer achmännischen Ausbildung mıiıt Schreiben des Reichsverbands
der deutschen Presse VO 0.8.1937 abgelehnt. Niemöller (wıe Anm. 44),

200 Der Reichsverband der eutschen Presse miıt Rundschreiben Nr 71
VO 24.2.1937/ den Presse-Landesverbänden die Befugnis entzogen, nach eigenem
Ermessen intragungen In die Berultfsliste unter Befreiung VO] der vorgeschriebe-
1E  z achmännischen Ausbildung vorzunehmen. Bundesarchiv BA) 103

276
(RDP Rundschreiben).
Das Propagandaamt für den (‚au Westfalen-Nord 1n Münster WarTr ines der über

Propagandaämter, die 1935 eingerichtet wurden. Vgl Koszyk (wie Anm. 97),
370 Auf Betreiben des Propagandaamtes üunster hatte die apo den Artikel

1m MSB „Eine Fahrt 1NSs Blaue‘  ‚0I VO 5.3.1936 beanstandet und die polizeiliche
277

Vernehmung Dedekes angeordnet. KAM 1L, 927
Dedeke Pfarrer ermann Bastert, Leiter der westfälischen Frauenhilfe,

Demnach die Gestapo die Veröffentlichung untersag(t, weil das
Sonntagsblatt kein Urgan der Frauenhilfe E1 un die Sache TST durch einen Be-
richt allgemeıin bekannt werden wüuürde. KA  Z Slg MSB Die Ortspolizei hatte
keine FEFinwände den Abdruck. DIie Veröffentlichung SEe1 VO  3 der Stapo
tersagt worden mıit der Begründung, ginge auf keinen Fall, dass das Sonntags-
blatt Stellung den „Stürmer“ beziehe. Vermerk uhlen, IC  Z
1L, 981
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Auslieferung des Sonntagsblatts verhinderte, üubten Reichspressekammer
und Propagandaministerium eine nachträgliche P} Verwelse und
Mahnungen der Reichspressekammer erreichten das Mindener rchen-

oft erst ochen ach dem Erscheinen anstöfßig erscheinender Be1-
träge:”® Auf einen Artikel des Sonntagsblatts ber die „Entkonfessionali-
sıierung des öffentlichen Lebens”27> reagıerte das Propagandaministerium
mıiıt der Feststellung, der Aufsatz sSEe1 rein politischer Art und gehöre da-
her nicht eın kirchliches Sonntagsblatt.“$ kın Artikel, der sich ableh-
end miıt Plänen Z111 Abschaffung VO  a Konfessionsschulen zugunsten
von Gemeinschaftsschulen befasste, führte einem Verwels des ropa-
gandaminister1ums.“* Der Beıtrag ginge „be1l weıtem ber die selbst VO

rein christlich-dogmatischen Standpunkt aus no  endige Verteidigung”
der konfessionell gebundenen Schule hinaus. br enthalte „eıne Stellung-
ahme Staat und Bewegung und ist gee1ignet, die Absichten des
Staates auf diesem Gebiete gegenüber den Lesern In einem falschen 3C
erscheinen lassen”. I hese Tendenz hätte der verantwortliche Heraus-
geber erkennen mussen.

DIie Einbeziehung der kirchlichen Zeitschriften das System der
Kontrolle un! Presseanweisungen urc das Propagandaminister1ium
und die Reichspressekammer veränderte auch die eziehung der Sonn-
tagsblätter Zu Fachverband der evangelischen Presse. Bisher hatte der
Verband hauptsächlich die wirtschaftlichen und organisatorischen Be-
lange der angeschlossenen Blätter vertreten, S1e rechtlichen Fragen
beraten und mıt Artikeln und literarischen eıtraägen versorgt. Von 1936

spielte der Verband eiıne zunehmend aktive O  e die 1inıen
ZUrT politischen Ausrichtung der evangelischen Presse überwachen

278 i he Reichspressekammer rugte AA Beispiel die Veröffentlichung VO  5 Bildern

konfessionellen Presse. Sie hielt ınen Bericht über iıne lokale Theateraufführung
MSB Jg Nr. 1 'J 8.4.1937, als Verstofdfs die Anordnung ZUT Gestaltung der

ıIn MSB Jg 6() Nr. Z 4.7.1937, für „untra bar“ uch Buchbesprechungen wurden
kritisiert erwelse VO] 28.4.1937, 237 1937 1n Slg MSB

279 MSB Jg Nr. 35 30.8.1936,
280 Propagandaministerium Dedeke, 28.9.1936 KA  e Slg MSB Pfarrer Dedeke

wandte sich den VEP und bat Aufklärung, worın nach dortiger Auffas-

Buch VO  3 tto Dibelhius mıiıt dem Titel „Der Galiläer siegt doch“ entnommen.SUN: der „rein politische Inhalt“ bestehe. Der Artikel sSe1 dem soeben erschienenen

281
Dedeke RVEP, 3(0).9.1936 Slg MSB
Propagandaministerium (gez Berndt) Dedeke, KA  Z Slg MSB
Der Artikel 1n MSB Jg Nr 3 J 23.8.1936, „Elternverantwortung heute”)
stammıte VO]  5 Hans Pıutti, dem Vorsitzenden des Westfälischen Elternbundes
und Verantwortlichen für die schulpolitischen Beiträge des Evangelischen Presse-
verbandes Westfalen-Lippe. Puschmann / Riewe (wie Anm. 16),
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und durchzusetzen.282 Er ab Anweisungen des Propagandaministe-
r1ums die Schriftleiter welter.2®5 Der Presseverband Orderte 1m inne
der Aufgabe der evangelischen Kirchenpresse, „Dienst Volk:“
leisten, eiIne ausdrückliche Bejahung nationalsozialistischer Politik bei
der Volksabstimmung Z Wiederbesetzung des Rheinlands.?2%4

In Übereinstimmung mıiıt dieser Auffassung VO der publizistischen
Aufgabe der Kirchenpresse üunschte der Reichsverband eın zeitgemälfses
Erscheinungsbild der Sonntagsblätter. ”  1C. Unrecht erfährt er
die schon oft cht mehr zeiıtgemässe aussere Aufmachung evangelischer
Blätter VO nicht christlicher Seite heute vielerorts einen hartener
den sich dann Betrachtungen anknüpfen, WI1e die, da{fs das Christentum
überhaupt veraltet se1” 285 schrieb der Presseverband. FEın neugestalteter
Kopf für das Mindener Sonntagsblatt wurde entworfen und mıt ahres-
beginn 1937 eingeführt. Dieser eue 1te sollte bewusst die Aufgabe
eines heimatverbundenen Wochenblatts herausstellen: „Da 1ıiser Sonn-
tagsblatt auch eın evangelisches eiıma SsSe1ın will, en WIT ın den

Kopf das für Gegend charakteristische Landschaftsbild
gesetzl. Es ist 1es 1mM Vordergrund die inden, 1M intergrun
die Porta Westfalica mıt den De  alern auf beiden Bergen. 49

282 VEP Rundschreiben Nr. 3 / 7/.9.1936, stellte fest, dass nach Durchsicht VO! 3.500
Zeitschriften „eıne nicht geringe nzahl VO Überschreitungen der Verordnun-
..  gen vorliege. Jle Stoffe rein politischer Natur und solche „mut weltlichem Nach-
richtengehalt“” selen nicht zulässi1g. Das treffe uch auf „Z/itate kultur- der weltan-
schauungskritischer Art“ LKAW 3 48-—-1

283 VEP Information VO] 8.12.1936 mit einer „vertraulichen Information” des Pro-
pagandaministeriums, derzufolge die Erklärung des Vorsitzenden des Reichskir-
chenausschusses /Zoellner Anfang Dezember 1936 weder abgedruckt noch kom-
menHhert werden durfte DIie VEP Rundschreiben Nr un! Nr untersagten
auf Anordnung des Propagandaministeriums Veröffentlichungen kirchlichen
Auseinandersetzungen in Lübeck un AD Rücktritt Zoellners. LKA 3 48—-1 Vgl
Meiler (wie Anm. 29), 135f.

284 VEP Rundschreiben Nr. 2 / 7.3.1936 „Eine Aussprache bei den zuständigen
Stellen hat ergeben, dass eın Wort der kirchlichen Presse diesem Tage keines-
WECBS durch den Erlass des Präsidenten der Reichspressekammer unterbun-
den, sondern 1mM Sinne des Lhienstes Volksganzen erwünscht un! notwendig
ist  w& Zur Abstimmung hiefs 1 MSB Jg Nr 1 J 5.4.1936 „Der christliche Teil
des Volkes hat damıt bewilesen, da{s N  u für die Belange des Vaterlands
und für die Arbeit des Führers einsteht wI1e der zahlenmäfig viel geringere

2585
deutsch-gläubige Volksteil”

286
VEP Rundschreiben Nr 3 / 27.6.1936 LKAW + 48—1
Dedeke RVEP, 51g MSB
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NRS MN
ndenund AAs Wefergebiet

Cyanaeliiches eimatbla: Der KSirchenkreite inDden und igtho

amıt bekräftigte Dedeke das redaktionelle Ziel des Blattes gegenüber
den wiederholten Abmahnungen der Reichspressekammer die darauf
bestand ass lokale erıiıchte Kirchenzeitungen nichts suchen hät-
ten „Unser Sonntagsblatt 1Sst solange 5 besteht auch Heima für
den Kreılis enun! das Wesergebiet gewesen ” 287

Endgültig verboten

In das Jahr 1937 S111S der Herausgeber des Mindener Sonntagsblatts
dem Bewusstsein miıt diesem kirchlichen Blatt z wichtige Aufgabe
ZUT Stärkung des christlichen aubens der Bevölkerung eisten.
Sein Ziel WAär, en estrebungenentgegenzutreten, christliche Werte
und C  en Einfluss aus der Offtfentlichkeit unter dem chlagwort
„Entkonfessionalisierung” verbannen. Zum Jahrgang chrieb

„Wır Sind der festen erzeugung, ass 1I1ISCcI olk und aterlanı
ohne das Evangelium auf die Dauer cht estehen wIrd. Diese Über-

werde ZWaT auf das Leidenschaftlichste bestritten, W as sich i
Zuschriften die onund Abbestellungen geze1gt habe

ber die steigende Zahl der Leser den etzten Jahren die orTOMS SEe1
WI1e nıemals beweise ass sich die Bevölkerung der CHSCICH
Heimat treu ST TC und Z.U111 Evangelium 288 Miıt dem inwels
auf die wachsende Serza des Sonntagsblatts verband der Herausge-
ber die redaktionelle Verpflichtung des Blattes RT auf den hristli-
chen Glauben zurückzuweisen el richtete sich die Kritik des

einzelne Parteiführer, die sich der Tages- un! einschlägigen
287 Dedeke Reichspressekammer, 1936 Slg MSB
288 MSB Jg 60 Nr 1937 Zum Jahrgang
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Parteipresse („Der Stürmer“” „Das schwarze Korps’$) der der Zee1ıt-
schrift „Hitler-Jugend” mıt abfälligen Außerungen hervortaten.289 on

der übernächsten Ausgabe des Sonntagsblatts verdeutlichte der Her-
ausgeber mıiıt drastischen Beispielen wohin die Umdeutung christlicher
TIraditionen In eliNeNnı Aufsatz hatte er Umdichtungen VO  ; hristli-
chen Weihnachtsliedern olprigen Lobgesängen aufer und die
aufs Korn SCHOM$MUNCH 290 Er charakterisierte die gereimten Ergüsse ZWaT
als Poesie deutschgläubiger Gruppen Die ziUuerten Verse bezeichneten
aber eutilic den ührerku als Ziel SEe1INES potts 50 hiefs es ach der
Melodie des Chorals „Stille aC Heilige a P bn Und das
Haus streicht spähend der Wind alle en auch folgsam sind
(sanz WI1e Hitler es 11 (sanz WI1e Hitler eS5 will Aus dem Lied „Mor-
SsCchHh kommt der eihnachtsmann War „He1 WI1Ie die marschiert
geworden mıiıt den Zeilen „Hitler ihnen 1St Dom Für gehen S16
bis ach Rom Im Gleichsce und €ic  an  44 inen Monat ach
Erscheinen dieser Ausgabe bat der Reichsverband der Evangelischen
Presse erl1ın Belegexemplare und Auskunft ber die Quellen
der mdichtungen 291 ber erst Uurc cAnreiben des RVEP-Ge-
schäftsführers Christian Jerem1as erfuhr Pfarrer Dedeke VO der efahr,
die sich Berlin zusammenbraute: „Wiıe mitgeteilt wurde, ist
Sonntagsblatt auf Monate verboten. Wır Ihnen für die UÜbersen-
dung der Verbotsverfügung dankba2972 Tage spater erläuterte Jeremi1as

e11EeNl den Verein für Innere 1SS10N Minden-Ravensberg adres-
sıierten cnreiben ass VO der „Möglichkeit e1iNes eventuellen Ver-
ots  44 unterrichtet worden S11 293 Da die C al8 offensichtlich erfunden be-
anstandeten edichte  44 tatsächlich der Zeitschrift „Die H]'// veröfftent-
licht worden Verhandlungen mıiıt den zuständigen
Stellene rledigung der Angelegenheit erreichen

Das Verbot des Sonntagsblatts wurde nicht verhängt { )ie staatliche
Kirchenpolitik hatte Februar 1937 C111 überraschende en! g_
MLOININEN Das Propagandaministerium csah sich eilleTr ungewollten
Zurückhaltung CZW UNSCI Der Pressereferent Stab OeDDels und

289 Das Thema „Entkonfessionalisierung wurde zahlreichen okumentationen
und Tiıchten für die kirchliche Presse der behandelt ZU Beispiel die Aus-
wertun der NS-Presse unter dem Titel „Kampf dem Konfessionalismus”, ohne
atum Ende LKAW 5.1—108 BI 103-106

290 MSB Jg Nr. S 1937/, 4£. „Noch e 11 Rückblick auf Weihnachten“”.
291 VEP Dedeke, 1937 Slo. MSB Dedeke gab i SC1ITECT Antwort d

dass für SC1I1TEIN Artikel den Materialdienst des Evangelischen Bundes benutzt
habe, der se1iNnerse1ts aus 1ner Veröffentlichung der Zeitschrift A zıllert habe
Dedeke Evangelischen Pressedienst 1937 MSB

297 VEP (Geschäftsführer Jeremias) Dedeke, 1937 Slg MSB
293 VEP (Jeremias) Durchschrift Dedeke, 1937 Slg MSB
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elner der Sprecher der Berliner Pressekonferenz des ropagandaministe-
r1ums, agobert Dürr, schrieb Dedeke „Aus der Veröffentlichung
dieser ‚Weihnachtslieder‘ geht SaNnz offensichtlich die Tendenz hervor,
das Ansehen des Führers und der Partei SOWI1E den Opfermut der
herabzusetzen. Die orm der Herabwürdigung ist schwer un! gehäs-
S1g, da{fs ich mich A  ULL sehe, Ihnen hliermit einen ernstlichen Ver-
wels erteilen. Von einem eigentlich verwirkten [sic!] Verbot sehe ich
LLUT aC der bevorstehenden Kirchenwahlen ab, für die
Zeıt des Wahlkampfes einNne möglichst weitgehende Freiheit der evangeli-
schen Kirchenpresse sicherzustellen. Be1l einem künftigen Versto({fs ähnli-
cher Art werde ich mit den schärfsten itteln Sie einschreiten.”2%
Schriftleiter Dedeke rechtfertigte sich sechs ochen spater 1n einem
chreıben das Propagandaministerium.*?> Er habe den Artikel auf-
grund eines Informationsdienstes für Sonntagsblätter verfasst, dem
die HJ-Zeitsc zıtiert worden Se1. „Unter diesen Umständen konnte
ich, zumal bei elıner Zeitschrift wI1e { Die Hitlerjugend, überhaupt nicht auf
den edanken kommen, da{fs I1a  z AaUus der Veröffentlichung dieser (36
dichte eıne andere Tendenz erblicken würde, als ich S1e meinem Artikel
habe geben wollen Ich kann darum auf die dem ortigen chreıben
VO März mich erhobenen aufserordentlic schweren Beschul-
digungen 1Ur erklären, da{fs ich bei der assung des beanstandeten
Artikels nicht mıt einem einzigen Augenblick daran gedacht habe, den
Führer, die Parte1 der den Opfermut der irgendwie herabzusetzen,
geschweige denn, das VO MI1r herausgegebene Blatt gehässigen und
herabsetzenden Angriffen en Personen der wichtige E1n-
richtungen des Staates missbrauchen.“ Dürr akzeptierte seiner
Antwort die Rechtfertigung Dedekes, monilerte aber, ass der Artikel
eınen usammenhang zwischen der Deutschen Glaubensbewegung und
der S-Partei hergestellt habe er ‚Hegt dieser iırre  enden 1Dar-
stellung eine Herabwürdigung der Parte1 und des ers  ”“ Die Verwar-
HUL} wurde eıne „Mißbilligung” umgewandelt.??®

Der erzıic des Propagandaminister1iums auf chartfe Sanktionen
das Sonntagsblatt hing muıt den dramatischen Entwicklungen

der evangelischen TC ZUSaILEeIl Am 12 Februar 1937 War der Vor-
sitzende des Reichskirchenausschusses, Wilhelm oellner, zurückgetre-
ten. DIie Gestapo hatte ihm auf Betreiben VO Kirchenminister eIr. die
Vermittlung Streit zwischen Pastoren der ekennendenT und
der deutschchristlichen Kirchenleitung Lübeck untersagt. Zoellner

294 Propagandaministerium (Dürr) Dedeke, 831937 Sig. MSB
295 Dedeke Propagandaministerium, 21.4.1937 MSB
296 Propagandaministerium (Dürr) Dedeke, 4.5.1937 Slg MSB

356



erklarte darautfhin „Wır sind cht mehr der Lage, die Verantwortung
für die el  S der Deutschen Evangelischen Kirche GHasen ‘ A Lhes
WAarTr das Ende der VO  > Mınıiıster e[ITr. vertretenen Kirchenpolitik, die
eiıner Zusammenarbeit der rchlichen Gruppen und damıt einer
Neuordnung der TC führen sollte Hitler schaltete sich mıt einem
Erlass VO 15 Februar 1937 e1ın, wonach „die7 1in voller Freihaeit
ach eigener Bestimmung des Kirchenvolkes sich selbst die eue Verfas-
SUN) un damıt eine eue nung geben  44 sollte.298 IDie Ankündigung
VO Kirchenwahlen weckte ın der ekennenden TC die TIN-

die VO eNorden und Parte1i manipuliertenen 1mM Som-
INner 1933 Auf rund der Jüngsten staatlichen Übergriffe Publika-
tionen un! Pfarrer der Bekennenden TC zweiftelte S1e der VerSpIO-
chenen Wahlfreiheit Ebenso misstrauisch WarTr die BK-Führung C”
ber dem Begriff „Kirchenvolk” das Z Wahl eree sSeın sollte, und
hinsichtlich der Zielsetzung einer Kirchenverfassung.???

Der Erlass ZUT Kirchenwahl bedeutete, ass die Parteiführung unter
Hıtler die Entscheidung ber kirchliche Ma{isnahmen sich SCZUSCH
hatte [ )as Propagandaministerium und-die Gestapo bestimmten VO L1U11L

ohne 1el Rücksicht auf das Kirchenministerium den Kurs der
evangelischen TC Be1l seliner Berufung ZU. Reichskirchenminister 1m
Herbst 1935 atte err den Anspruch erhoben, 1ın kirchenpolitischen
Angelegenheiten selbst entscheiden.?0% IIie VO Hitler angekündigte
Kirchenwahl veranlasste das Propagandaministerium, die Ontrolle der
kirchlichen Blätter un! ihrer Übereinstimmung mıiıt den politischen ZIe+
len VO  = Parte1ı un! Staat selbst die and nehmen. Diesen and-
punkt vertrat es gegenüber 1inıster err ” In vielen Fällen der VO MIr
beanstandeten Veröffentlichungen der Kirchenpresse handelt sich

297 „Wort des Reichskirchenausschusses die Gemeinden“ VO 3.2.1937 I e Veröf-
fentlichung wurde auf Anordnung des Propagandaminister1iums verboten. VEP
Rundschreiben Nr. 42, 291 1937 LKAW z 48—1 Rundschreiben Nr 28 / 19137 Sta-

Bielefeld, 1.2.1937 30, 374 /u den Vorgängen vgl Meiler (wie Anm.
29), 135-137.

298 Wahldienst Nr der Vorläufigen Kirchenleitung (VKL) 8.2.1937. LKAW 1-18,
299 Stellungnahme der VEKL, Berlin 7.1.1937. LKAWS Darın wird den

Beschränkungen für die ÖOffentlichkeitsarbeit der geschrieben: „Fast sämtliche
kirchliche Zeitschriften unı Blätter, die 1im Sinne der bekennenden Kirche arbeiten,
Sind verboten. Fast alle Schriftleiter, die der bekennenden Kirche angehören, sind
aus der Schriftleiterliste gestrichen, aus der Reichspressekammer ausgeschlossen
und damit Z.U) Schweigen gebrac worden.“

300 eichsministerium für Kirchliche Angelegenheıiten RMKA) Schnellbrief 5.9.1935
3 / 374 Einvernehmen mıit dem Innenministerium wurden die

nachgeordneten Behörden angewlesen, 1ın Fällen wWw1e Inschutzhaftnahme, Auswel-
SUung, Redeverbot der Beschlagnahme die Entscheidung des Mınısters einzuholen.

257



jedoch ıL  3 rein politische inge, die VO  > hier Aaus einwandtfrei beurteilt
werden können und VO  > anderen Gesichtspunkten aus beurteilt werden
mMUussen als VO  > kirchenpolitischen, nämlich VO  > propagandistischen un!
allgemein-politischen. Hiıer ist eın rasches Durchgreifen mıit geringst
möglicher Verzögerung unbedingt geboten” .91 Das Propagandaministe-
rı1um benutzte zunehmend die evangelischen Presseverbände, An-
welisungen für die gewünschte Behandlung kirchenpolitischer Themen
weiterzugeben. Der Reichsverband der evangelischen Presse Berlin
forderte er VO der kirchlichen Presse, die Anordnung des ropa-
gandaministeriums ZUT Wahl streng eachten der Entschluss Hitlers
ZUT Kirchenwahl durfte nicht kritisiert werden; Parte1 und Staat durften
nicht den a  amp ineingezogen werden; eine Wahlsabotage
und keine Diskussion ber die W  ordnung ollten stattfinden.®02 Die
el  g der ekennenden TC. sSetzte diesem Versuch, die rchen-
wahl Aaus der öffentlichen Diskussion herauszuhalten, eiIne el VO  >
internen Wahlinformationen entgegen:*® Die VO Leiter des Pressever-
an der kirchlichen Presse gegebene eisung diente der Führung der
Bekennenden Kirche als eleg dafür, ass ungehinderte Kirchenwahlen
cht beabsichtigt IDie verbreitete den Text der Pressemuitte1-
lung ihre Mitglieder unter der Überschrift: II1 OKumMen!; ZART:
freiheit! 41304

Iie Bemühungen des Herausgebers des Mindener Sonntagsblatts,
Stellungnahmen aus der ekennenden Kirche Z.UT kirchenpolitischen
ntwicklung 1n dem Blatt unterzubringen, wurden verhindert.®%® Die
Mindener Polizei bhte ihre Vorzensur otrikt aus, ie{s sich die TuckKTaNhN-
1ienNn derenBeıträge VOT Auslieferung der wöchentlichen Ausgabe
301 Propagandaministerium (gez Berndt) RMKA, 6.8.1937 Bundesarchiv (BA)

5101
302 Mitteilung VEP (Hinderer), 9.2.1937 Es SEe1 „standeswidrig” un mMusse den

Ausschluss aus dem Stand ZUT olge haben, WE die Richtlinien nicht eachte
würden. Grundsatz des Standes sel die orderung, „Jede Pressearbeit NUr IM Blıck auf

303
dıe gzesamte Volksgemeinschaft” eisten.
Der Wahldienst Nr. der VKL erschien 8.2.1937 eitere Wahlintormationen
folgten 1M Februar un März 1937 LKAW 1-18, B 8f.

3()4 Bruderrat der Berlin, 25.2.1937 LKAW 1-18, VKL-Wahldienst Nr
2IZwurde der Mitteilungstext mıiıt folgender Einleitung wiedergegeben:
„Folgende ungeheuerliche Anweisung iıst VO Leiter des VEP Dr Hinderer 1m

305
Blick auf die Kirchenwahlenal en.  «“
DIie Anfrage VO Verlagsleiter Lübking 1mMm Auftrag Dedekes, ob der Kerrl g-
richtete Oftfene Brief des vorzeıitig pensionierten Generalsuperintendenten der
Kurmark, tto Dibelius, 1mM Sonntagsblatt veröffentlicht werden könne, wurde
verneınnt. Dieser Brief VO  - Ende Februar 1937 stellte eine Abrechnung mıit der at-
lichen Kirchenpolitik und mıiıt den theologischen Ansichten Kerrls, die miıt der VOT-
herrschenden Kichtun der übereinstimmten, dar' Der Brief Dibelius’ WarTrT 1mM
Wahldienst Nr. VO: 27.21937 abgedruckt. LKAW 1—-18, 43%t
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geben un ordnete die eichung der beanstandeten Stellen an.206 Das
traf auch auf eınen Artikel der aus dem Propagandaministerium
stammte und als Pflichtbeitrag für die evangelischen Blätter gedacht Wa  &.

Pressereferent Dürr, bteilungsleiter für die Ichlıche Presse 1m ropa-
gandaminister1um, hatte aus nlass der angekündigten Kirchenwahlen
einen Beıitrag PE Verhältnis VO  - T und NS-Staat verfasst.307 Er
erschien 1n vielen kirchlichen Wochenschriften Ende pri 1937 unter
dem 1te „Kirche, Staat un:! Partei”. uch 1 ndener Sonntagsblatt
sollte 1n Nr 17 26.4.1937 erscheinen.908 och auf Anordnung der
Staatspolizei Bielefeld wurde der Beıtrag zurückgezogen.>° Verlagslei-
ter u  o informierte auf Anraten des Reichsverbands der Evangeli-
schen Presse das Propagandaministerium, ass die Urtspolizeli den rti-
kel der eisung des Fachverbands verhindert habe.310 el-
lungsleiter Dürr bestätigte, ass der Abdruck des TUKeEels erwünscht SE1
und die Mindener Polizei entsprechend ımnterrichtet werde.311 Das Pro-
pagandaamt ın üunster Orderte die Mindener Polizei auf, grundsätzlich

ihrer bisherigen Pressezensur Stellung nehmen. Bürgermeister
Althaus bestätigte, ass die Ortspolizei his Maı 1937 die Vorzensur des
Sonntagsblatts ausgeübt, seitdem aber eingestellt habe.312 Nachdem der
Verlag sich och einmal eım Propagandaministerium versichert hatte,
ass es eine Einwände den TUC des Artikels 1mM Sonntagsblatt
gebe, erschien der Beıtrag Dürrs 1n der etzten August-Ausgabe des
Sonntagsblatts.>! dem Artikel betonte Dürr, ass sich die Aaus

en relig1ösen und innerkirchlichen Auseinandersetzungen heraushal-
ten werde: „Das gilt nicht 1Ur VO den Auseinandersetzungen innerhalb
der christlichen rche, sondern auch gegenüber den verschiedenen

306 Zahlreiche Beispiele eanstandeter Meldungen Sind 1m Nachlass der Mindener

307
Zeitung erhalten. 150
Der Artikel wWar In dem VO]  - Goebbels herausgegebenen Mitteilungsblatt „Unser
Wille und Weg Monatsblätter der Reichspropagandaleitung der HAT erschie-
1iEIL. Er wurde VO  - den Propagandaämtern die evangelischen Wochenblätter 1ın
der Region verteilt.

308 Der gestrichene Artikel als Druckfahne für MSB und Belegexemplare des Artikels
In anderen Kirchenzeitschriften 1n 150

309 Vermerk Kriminalkommissar Kuhlen, 2T ET IL, 981 Demzufolge
hatte Kreisoberinspektor Seidel den Artikel nach Rücksprache mit Stapo Bielefeld

310
beanstandet.
VEP (Jeremias) Verlag Mindener Zeitung un! MSB, 8./.1937 und 5./.1937.
KAÄA  Z 150

411 Propagandamıinisterium (Dürr) Verlag Mindener Zeıitung, 31./.1937/. KAM
150

3172 Propagandaamt uUunster Althaus, 6.8.1937 KA  Z 1L, 981 In selner Ant-
WOTT teilte Althaus 1.8.1937/ muıt, dass die Ortspolizel se1it Maı 1937 keine Zen-

3153
S UT des Sonntagsblatts mehr ausübe. IL, 981
MSB Jg Nr. 35 29.8.1937,

359



nichtchristlichen und antichristlichen Glaubensbewegungen”. er
habe ein Parteigenosse das BC sich 1im Namen der Partei für eiINne die-
or Gruppen einzusetzen, och könnten die religiösen UOrganisationen
sich auf die Partei der auf den Führer berufen. Der Kernsatz des Artı-
kels autete: „Die Partei hat diesem rchlichen Wahlkampf LLUT eine
einz1ge Aufgabe: unter en Umständen vermeiden, da{fs auch L1IUr der
eın entsteht, als ob S1e irgendwelchen auf den Ausgang der
ahlen nehmen wolle  c Als die parteiamtliche Stellungnahme 1m Sonn-
tagsblatt ach dem und Her zwischen Propagandaamt und Polizei
abgedruckt wurde, War VO: ungehinderten Kirchenwahlen eiıne Rede
mehr.314 DIie Gestapo atte 1mM Sommer 1937 führende Vertreter der Be-
kennendenT verhaftet, die AA Wahlboykott aufgerufen hatten 315
Die Nru. 1n der evangelischen TC 1efs erneut erbitterte Auseinan-
dersetzungen unter den Kirchengruppen efürchten, ass die KI1r-
henwahl schlieflic auf unbestimmte eıt verschoben wurde und nicht
stattfand. Das Ergebnis des internen Streits die Veröffentlichung des
Dürr-Artikels 1mM Mindener Sonntagsblatt WAal, ass das bisherige Sar
sammenspiel VO Ortspolizei, Bezirksbehörden un Staatspolizei be1l der
Zensur des kirchlichen Wochenblatts beendet wurde. Das Propaganda-mıinısterıum un die unterstehenden Presseorganisationen über-
nahmen deren Stelle die Kontrolle der irchenpresse. Sie bestimmten
in Übereinstimmun mıiıt der nationalsozialistischen eologie die The-
I1en und die inhaltliche Tendenz der kirchlichen Zeitschriften

Die Instrumentalisierung der Kirchenpresse 1im Dienst der nationalso-
zialistischen Propaganda erreichte 1m Frühjahr 1938 einen Ööhe-
punkt Die esetzung Osterreichs und der CIZWUNGECNE Anschluss des
Landes das eutsche elcCc lösten eine verordnete Zustimmung dUus,

der sich auch die evangelische Kirchenpresse beteiligen sollte.316 er
Anflug konfessionellen Streits, jede Anspielung auf den historischen
Gegensatz VO Preufßen und absburg, jede Rückschau auf Auseinan-
dersetzungen zwıischen Protestantismus und Katholizismus mMusste Vel-
mieden werden.?317 einer Volksabstimmung 10 Drı 19358 sollte
dem Ausland die uneingeschränkte Zustimmung des Volkes Hitlers

314 Meier (wie Anm. 29), 136f.
315 er Bruderrat der Evangelischen Kirche der altpreufßischen Union rief

7.6.1937 alle Pfarrer der auf, iıch einer eventuellen Kirchenwahl Ende Juni
1937 nicht beteiligen. In Sondergottesdiensten sollte „das Neıin der Gemeinde

316
deutlich ausgesprochen werden. LKAW 1-18,. 154
VEP KRundschreiben Nr. 60, 23.3.1938; Schreiben Verband der Deutschen Evan C-
ischen Sonntagspresse (VDES) 25.3.1938; VEP Rundschreiben Nr. 61, 29.3.1938;
Propagandaamt Westtalen-Nord Evangelische Kirchenpresse, 7.3.1938 LKAW
S4081

Sa S VDES Schreiben Mitglieder, 25.3.1938 LKAW 3 48—1
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Politik demonstriert werden.?18 ochen vorher teilte der Fachverband
der kirchlichen Presse en Mitgliedern die VO ropagandamıiniste-
r1um geforderte Tendenz mıiıt „B1s d Wn 10 pri darf die deutsche Presse
LLUT VO der eınen grossdeutschen rage beherrscht se1n, alle Zwist1ig-
keiten ber andere Dıinge en 1in dieser Zeıt schweigen. Es wird
er VO der gesamten Presse einschliesslich der Kırchenpresse erwartert,
da{fs S1€e bis dahin jede Auseinandersetzung miıt anderen Gruppen inner-
halb der deutschen Volksgemeinschaft, jeden Streıt ber andere Fragen
ruhen lässt Es gilt, dem Ausland zeigen, da{fs das eutsche olk
dieser rage WI1e ein OC zusammensteht, un: gleichzeitig dem ührer
den heissen ank auszusprechen für SE1INE geschichtliche Tat, auf der der
Segen des Allmächtigen sichtbar ruhte.”319 Blätter, die WI1e das Mindener
Sonntagsblatt in der ersten Apriıl-Nummer och keinen Belitrag ZUrT Ab-
stimmung gebrac hatten, erhielten „den dringenden Kat:. der Aus-
gabe .1 Sonntag, dem April, einen Z Wahl bringen.>?0
| hesen Weisungen entsprechend rief das Sonntagsblatt ın seliner Ausgabe
VBan 10 pri 1938 mıit Artikeln, Bildern, Anzeigen und tett gedruckten
UuIrufen A Stimmabgabe mıt Ja auf.921 ogar die SONS dem Predigttext
gewidmete Andacht auf der ersten Seite brachte eın Bild VO Kreuz auf
dem Großsglockner, der aut Bildunterschrift die Zugspitze als bisher
höchsten Gipfel 1mM Deutschen elCcC entthront habe Daran knüpfte Pfar-
1LEl Dedeke den Gedanken, ass „WIrTr Deutsche erst unter dem Kreuze
einem olk geworden Sind und auch LLUT unter dem Kreuz eın ein1ges
un! starkes olk bleiben werden“.322 Er ekräftigte das Leitmothiv der
Wochenschri ın den etzten ahren, die arnung VOT einemQrauf
christliche Werte durch germanisch-heidnische un! völkisch-rassistische
Ideologien, die inzwischen Öffentlich VO  z nationalsozialistischen Partei-
führern vertreten würden. Ausgerechnet diese Ausgabe des Mindener
Sonntagsblatts sollte der Anlass für eın endgültiges Verbot der rchen-
zeitschrift seın

Bıs Anfang 1938 erschien das wW1e gewohnt jedem Wo-
chenende. Erst Juni 1938 erhielt der Verlag die Mitteilung der
Staatspolizei iın Bielefeld VO Verbot der Zeitschrift mıt sofortiger WIr-

318 VEP Rundschreiben Nr 6 / 23.3.1938 den „Richtlinien für die redaktionelle
Gestaltung“ hei{fst „Auch für die kirchliche Presse ıst die Aufgabe der tunde,
ihre vorbehaltlose deutsche Gesinnung uınter Bewels tellen, das SIOSSE Werk
uch ihrerseits unterstutzen un ihre Leser Z grossdeutschen Bekenntnis

April aufzutordern.“ Belegexemplare der Sonntagsblätter sollten GGoebbels ZUL

319
Bewels der positıven Einstellung der kirchlichen Presse übergeben werden.
VEP undschreiben Nr 6 / 22331938 LKAW + 48—1

320 DES Schreiben VO 24.19538 LKAW 3 48-—1
321 MSB Jg 61 Nr IS 0.4.1938
397° A.a.O.,
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kung für TEel Monate 3723 Zur Begründung wurde eın Artikel der Ru-
brik „Aus eit un! Welt der Ausgabe Nr VO 1938 aANSCHE-
ben 324 Verlagsleiter U  o un! Pfarrer Dedeke VO dem Verbot
völlig überrascht Was konnte dieser Ausgabe un besonders der
beanstandeten Rubrik als Störung der öffentlichen Ruhı  M und Ordnung
angesehen werden? Dedeke chrieb den Reichsverband der Evangeli-
schen Presse Berlin „Wo 1ST Reichsgebiet auch LLUT e1iINe

CINZIEC Zeitschrift e CHLZIECS Sonntagsblatt SCWESCH dem der Eınsatz
für die ahlen als Störung der öffentlichen Ruh:  M und Ordnung C
legt worden wäre? ere Zeitschriften Sind für ihren Einsatz Ööffentlich
gelobt worden unNnser Sonntagsblatt dagegen wird gemaßregelt! Womiut
en WIT 1es verdient?/325 Er bat den Presseverband sich muıt en
Kräften für die Rücknahme des Verbots einzusetzen, un! eendete den
Brief mıiıt der rage „Wo sollen WIT denn mıiıt uULSerifer kirchlichen Presse
hinkommen, WEe1ll WIT selbst bei dem besten Einsatz der uns verliehenen
Möglichkeiten für die vaterländischen Belange nıcht mehr VOT olchen
I1SO0TOSCH assnahmen sicher sSind?”“” DIie Fachschaft für die konfessionel-
le Presse intervenıljerte eiım Propagandaministerium und erhielt
Termin für CIM Unterredung Ministerium Berlin der Pfarrer
Dedeke miıt Verlagsleiter ul  g 1938 gebeten WUT-
de 326 dieses espräc Su1S der Herausgeber der Hoffnung, ass das
Verbot rückgängig gemacht werden könne, da die betreffende Nummer
ach S<e111eT erzeugung die geforderten Auflagen Z.UE Wahlpropagan-
da für die Volksabstimmung und ZU Anschluss Osterreichs erfü
hätte

323 apo Bielefeld Dedeke, 31 1938 KAM Slg Verlagsleiter Lübking VeI-
merkte, dass der Bescheid Dedeke VO  - der Mindener Polizei 1938 dUSSC-
händigt wurde. 151

324 Der Artikel würdigte, dass Hitler die .rund äaufßeren Voraussetzungen für
die Entstehung des Gro{isdeutschen Reiches geschaffen habe „ES 1ST @111 Selbstver-
ständlichkeit dass WITL uUu11Ss mi1t freudigen Ja diesem Werk des Führers

3725
bekennen.“ M5SB j 61 Nr
Dedeke VEP 19358 Slg MSB Der lter des evangelischen Presse-
verbands Württemberg, arl utten, der VO  - Lübking einung
dem beanstandeten Artikel gebeten worden War nNntwortetll „Was diesem Ar-
tikel der durch und durch POSIULV gehalten 1st und MIt jedem Wort yr B Ja bei der
Abstimmung aufrief politisch beanstanden SC soll ist I1T unertindlich Hut-

326
ten Lübking, 1938 151
VEP (Jeremias) Lübking, 193585 KAÄA  e Slg MSB Der Geschäftsführer des
VEP der den Kontakt S18 ropagandamıinisterium geknüpft hatte, auflserte sich
optimistisch dass das Verbot nach erneuter Prüfung aufgehoben werde
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Über das espräc 1mM Propagandaministerium geben Zzwel Briefe VO  ;
Pfarrer Dedeke VO 10 Juni Auskunft.327 Es nahm einen völligdIi-
etien Verlauf IC die Nr des Sonntagsblatts ieferte den rund YABE

Verbot, sondern die Ausgabe Nr 100 VO 6.3.1938 mıt der Kolumne „AUus
Zeıt un! olt” DIie sorgfältig überlegte Argumentatıon zugunsten der
Ausgabe Zu 10 pri TaC sich Auf die Beanstandung
einer anderen Ausgabe WarTr Dedeke nicht vorbereitet. Schlimmer och
Er erfuhr, ass das Verbot unbefristet gelten SO Das espräc 1m Pro-
pagandaministerium mıiıt Referent Wilhelm Ohlenbusch ie{s die Teil-
nehmer aus inden ratlos, welcher Beitrag 1mM Sonntagsblatt das Verbot
ausgelöst en konnte und W1e elıne Rücknahme oder zumiıindest eiInNne
efristung erreichen Wa  z Pfarrer Dedeke WarTr zutiefst skeptisch, ass
die Entscheidung des Propagandaministeriums beeinflusst werden kön-

Er frage sich, schrieb Geschäftsführer Jerem1as VO RVEP, ob
seın Rücktritt VO der Schriftleitung das retten onne iınen äahnli-
chen Versuch habe seın Pfarrkollege Va  z Randenborgh ın serlohn unter-
NOINNEIL, den Bestand des dortigen Sonntagsblatts sichern, aller-
dings ohne Erfolg. ulserdem befürchtete CI „dafs vielleicht 11rc eine
weıtere Behandlun: dieser Angelegenheit der jetzt och myster1öse 15
sammenhang zwischen dem unbefristet ausgesprochenen Verbot des
Mınısters und dem befristeten der apo Bielefeld uUunLniseTeNl Schaden
aufgeklärt werden könnte. ” 328

Pfarrer Dedeke vermutete, ass der eigentliche TUn das Verbot
des Sonntagsblatts mit selner erhaftung Ende pri 1rc die taatspo-
lizei zusammenhing.>?° Er wurde beschuldigt, eiINeEe Schrift der Bekennen-
den Kirche ZUT Einlieferung Martın Niemöllers 1n das Konzentrationsla-
SCI Sachsenhausen Gemeindeglieder en verbreitet en
I Dhie ekennende D hatte Anfang Maärz Bittgottesdiensten und
Trauergeläut aufgerufen. Idie Gestapo 1efs die Fürbittgottesdienste be-
obachten un! das Läuten verbieten.°>% einem dieser Gottesdienste 1n
nden, den Dedeke geleite hatte, wurde die eschlagnahmt

327 Dedeke Jerem1as (RVEFP) und Regierungspräsident VO:  = Veynhausen,
0.6.1938 MSB

328
379

Dedeke Jeremi1as (RVEP) 0.6.1938 KA  Ca Slg MSB
Dedeke wurde 3().4.1935 1n Minden verhaftet un 1n das Polizeigefängnis nach
Bielefeld gebracht. Die Verbreitung staatsgefährdender Schriften konnte ihm nicht
nachgewiesen werden. Als Haftgrund wurde „Verdunklun efahr“ angegeben.
Nach s1ieben Tagen Haft wurde Dedeke 6.5.1938 entlassen (aufgrund einer
Amnestie ZU „lag der Arbei Mai)

33() Vermerk Regierungspräsident über eın Telefongespräch miı1t Stapoleiter VO Felde
1in Bielefeld, 7.3.1938 LKAWi
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und Dedeke Verstofßes das >Sammlungsgesetz angeklagt.®!
Sein Name stand auch uınter der Protestentschlieisung VO Pfarrern und
Gemeindeältesten des Kirchenkreises inden den Justizminister,
der „die unverzügliche Freilassung”“ Niemöllers un anderer verhafteter
Pfarrer gefordert wurde. Nachdem die Polizei die Niemöller-Schri ach
einem (Gottesdienst 1ın der Mindener artını-Kirche gefunden hatte, Vel-
nahm S1€e den Gottesdiensthelfer Julius Brandt, der den 1920er ahren
für die Kommunisten inden agıtıert hatte In Kenntnis seiner Vor-
strafen atte die Polizei versucht, unter TUC setzen und die
Aussage erzwingen, ass Pfarrer Dedeke ihm die Niemöller-Denk-
schrift für die Kirchenbesucher ausgehändigt habe Dedeke wehrte sich

die Beschuldigung und 1efs Brandt eiıne eidesstattliche rklärung
unterschreiben.®°°? Darın bestritt Brandt die unterstellte Aussage un!
erklärte, der vernehmende iminalbeamte der Gestapo habe Dedeke
belogen, als elr ihm die angebliche AÄußerung Brandts vorhielt

ochen ach der Entlassung Dedekes AaQus der aft erschien
Maıi 1938 den 1mM Wesergebiet verbreiteten Tageszeitungen eın

wortgleicher Artikel mıiıt der Überschrift ‚„  ucC  ausler als Kinderbe-
treuer“ .° Brandt wurde als eın Mannn geschildert, der Zuchthausstrafen
verbülst habe, des versuchten Totschlags schuldig gesprochen und

VOI der Machtergreifung D-F  tionär SCWESCNH SEe1

331 apo Bielefeld, Monatsbericht „Massnahmen Geistliche”, 4.5.1938; Eingabe
Justizminister (gezeichnet Dedeke) mit Durchschrift keglerungspräsident

Minden, 1.3.1938 LKAW— Z
33° Eidesstattliche Erklärung Brandts VO! 20.4.1938 Am selben lag schrieb Dadeks

die Staatspolizei In Bielefeld, S1e sSe1 „nicht mıt der ahrheit umgegangen”, als
S1e ihm bei seliner Vernehmung die angebliche Aussage Brandts vorhielt Dedeke

333
Kriminalassistent Krumme, Stapo Bielefeld, 20.4.1938 MSB

Der Artikel erschien In der „Mindener Zeitung“ unı 1n den „Westfälischen Neues-
ten Nachrichten“ 23.5.1938, 1n der „Lippeschen Staatszeitung” un In der
„Schaumburger ıtung“ 24.5.1938 )Das Verbreitungsgebiet der eiıtungen
timmte mıiıt dem Zuständigkeitsbereich der apo Bielefeld überein.
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pr  uals Qinderbetreuer“
<Die Novgqaänge Yfarrer MDedeke umnmd „MiNionar®

Tan MYinden, ern Iundg VD Der Deffent[ich«
feit. efe, DEr Ne na verboiener
Oriften Datt geNDYUNEya wWurde, ha ra
ein Mitarbeiter gejucht, Der Durch Teine 1110
ein rieben al8 enfbar ungeelanet au Smwment.

Lanı 01 1DE Sher neunzehumntal itraftällig, verbiüßte
17 e ZırDibaus 1nd olt Kalhre XDELLuNM, Yiem
ben eine nzabhl Don Sigentumsdelikfien macte D
aul  F& DEeS ve Totkhlages WD{a SOM 1928 Dia A

üibernahmnte Can DEr AD
al8 Stmitiondr it110 1n rach erlammlungen e Daß
ent „Neliaqion ü \ 110 FÜr 0a3 110e
‚Defehrt“ mertmürdigevumeilje aDer DULOD einen MEiNiONaAT,
Der ÜE marı HlticH OTgANTE 11110 ÜEr in DEr CSoz10=
Litichen Yrhbeiterjugend JDAT.

Demjeniagen, Die hbei Dand DD einemnt „Triher” irnud
„‚Beute“” yrecdhen molen, jei geraten, eimmal einen Lick
Die Hau STichen Mexkältnifie De8 Xand Iun, un  IDEeT
duxch Wie YEDT jeinert yantilie, 20a Ga TALenNTD
ND ıtit würdigen \  C  hrifien jeiner xbei OCr 12
gemd“”. (Sine jeiner Nıtlaaben 1DAT e8S, ein ruHDE 1  {  S
&1  MS ndern Hibelunterricht A ertieilen 1D ite alge
i reliatÖjer HinfecHt eireuen.,
nae FTatbeitandes T1TD H fein anitändie

Ger Nolksgenone DEr enn veBeN, DAaB hier Das
ertirauen eine Siternfreijes8 a50D un a 101110 €, (Sin
ehemaliger D”40fHäusier nD RD  FAunkiionar, Der jeine
eigene S amilie arben 119 verbommten LäRt, n iche
Der Yeann jein, Dem ein Kind unbeiwrat AUL Heireits
211110 1110 religiöjen Unterme iberaibht. MHiarter S
defe, DEr Die Yeranbımo {rAäOT, jtellte unier
ÖaB en Dn feine Ir bieteft, DAaß Ü{e ir
anyertrautien nde AA Lichen Sinflünen ge
werden.

habe Dedeke ZU Bibelunterricht für Kinder eingesetzt. „Pfarrer
Dedeke, der die Verantwortung tragt, tellte unter Bewels, dafs se1ine
Person eine ewähr dafür bietet, da{fs die ihm anvertrauten Kinder VOT

SCHNa:  ıchen FEinflüssen geschützt werden“”, schloss der Artikel
Der hinterhältige Angriff überrumpelte Pfarrer un Gemeinden

en IDEN Presbyterium der Martini-Gemeinde unter Vorsıiıtz VO

Pfarrer Joachim Steinbrück®> verfasste eine Kanzelabkündigung für den

334 Bauks (wıe Anm. 9)/ NT. 6064
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kommenden Sonntag, den Maı 1938 Darın wurden die kehrungund innere Wandlung des rüheren Kommunisten Brandt angesprochen.Hr E1 nicht 1m Sinne des Zeitungsartikels Mitarbeiter VO Pfarrer Dedeke
SCWESCH, sondern VO Presbyterium der Martini-Gemeinde als Helfer
1M Kindergottesdienst eingesetzt worden. Diesen Helferdienst habe etr
inzwischen niedergelegt. Pfarrer Dedeke, der Amcht Verbreitungverbotener Y  en, sondern Verdunkelungsgefahr verhaftet
und acht Tage seiner Gemeinde und seinem verantwortungsvollen Amt
entzogen Waäal, trifft VO all den dem Zeitungsaufsatz gerich-
etifen Vorwürtfen kein EINZISEr »

Minden ahnte I1a  z diesem Zeitpunkt och nichts VO  e dem
Verbot des Sonntagsblatts, das bereits 21 Maı 1938 beschlossen WOTI-
den war.>6 Pfarrer Steinbrück nahm als Vorsitzender des Presbyteriumsder artıniı-Gemeinde Kontakt mıiıt eglerungspräsident VO e  au-
Sen auf, die Erklärung des Presbyteriums mıiıtzuteilen und eiıne eröf-
fentlichung 1mM Mindener Sonntagsblatt anzukündigen.?37 Er schrieb
„Um das Sonntagsblatt erbei nicht der efahr eiıner Beschlagnahmeder Sal eines Verbotes auszusetzen, gestatten WITr uns, Sie, hoch Vel-
ehrter Herr egierungspräsident, als der zuständigen Zensurstelle mıiıt
der vorsorglichen Bıtte heranzutreten, diese Erklärung 1MmM Sonntagsblattunbeanstandet durchgehen lassen. Darüber hinaus bitten WIT CIBe-benst, sich auch dafür einsetzen wollen, da{fs dieses Artikels willen
dem Sonntagsblatt cht VO anderer Seite Schwierigkeiten bereitet WEeTl-
den. Das Schreiben Pfarrer Steinbrücks den RKegilerungspräsidentenkreuzte sich mıiıt der Verfügung der Staatspolizei 1n Bielefeld VO 31 Maı
1938, die das Verbot des Sonntagsblatts aufgrund der EIOT:  ung
ZU VO  - olk und Staat VO 28.2.1933 „muıt sofortiger Wirkungauf die Dauer VO'  5 Oonaten“ vorsah.3338 Das Verbot wurde erst eINe
OC späater dem Herausgeber und dem Verlag der „Mindener Ze1-

335 Abkündigung  103. (gez Steinbrück), 24.5.1938 Slg MSB; LKAW 5.1—-248,1 Bl
336 Propagandaministerium Gestapa, 21.5.1938 Abschrift Reichskirchenminis-

teriıum. 5101 /(237.32 Das Verbot War unbefristet. Belegexemplare der Aus d-
be MSB Jg 61 Nr. 10, 6.3.1938, beigefügt un! laut Vermerk VO] 27.5.1938
„Zustimmen 0 zurückgegeben.

337 Steinbrück Regierungspräsident, 30.5.1938 Slg MSB
338 Stapo Bielefeld, 31.5.1938 DIie genannte Verbotsfrist stimmte mıit der Mitteilungdes Propagandaministeriums VO] 21.5.1938 nicht überein. Die Stapo bezeichnete

die beanstandete MSB-Ausgabe mıit Nr VO 0.4.1938 Am 21.6.1938 teilte Sta-
Bielefeld mıt, dass das Verbot cn Nr VO 6.3.1938 verhängt worden sSe1

Am 27.6.1938 wurden indes die bisherigen Verfügungen zurückgezogen unı das
Blatt ıner Verfügun „Jauf unbestimmte Zeıt“ verboten. Stapo Bieleteld

Dedeke, Schreiben VO] 31.5.1938; 21.6.1938, 27.6.1938 mit Anlagen. KAM SlgMSB.
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l _ gll mitgeteilt, ass die letzte Ausgabe des Mindener Sonntagsblatts
Sonntag, dem 1938, erschien.
Die Widersprüche zwıischen den Informationen aus dem ropagan-

daministerium und der Verbotsverfügung der Staatspolizei für
die Beteiligten aus inden nicht erklären. Was sollte gelten, WerTr hatte
das Sagen? Pfarrer Dedeke sah eine Hoffnung mehr, ass das Verbot
zurückgenommen werden könnte Hr 1ef1s den Regierungspräsidenten
wI1ssen, verzichte auf welıtere Schritte dieser aCcC „Nach den Eıin-
drücken, die ich bei Gelegenheit me1lner Vorstellung Mıiınisterium
erhalten habe, dürfte auch eın Versuch, das Verbot wieder rückgängig
machen, vergeblich sSeıin. Deshalb mufßs ich auch meılne Sie gerichtete
Bıtte, sich dieser Angelegenheit freundlichst für einsetzen wol-
len, wieder zurückziehen.“>>

An der Entschlossenheit des Propagandaminister1ums, das Mindener
Sonntagsblatt eın für alle Mal als Offentlıche Stimme der ekennenden
Kirche 1mM Wesergebiet A Schweigen bringen, WarTr nicht ZWwWwel-
fe  5 Das War den Wächtern der nationalsozialistischen Propaganda
se1t einem Jahr mıiıt kritischen Berichten Schulpolitik und ugender-
ziehung der Regierung SOWI1E gezielten eldungen ber antichristliche
Agıtatiıonen aus der Parte1ı aufgefallen. Dennoch rätselten die Betroffenen
in inden, welche Beiträge den usgaben des Sonntagsblatts, die VOL

Onaten erschienen das endgültige Aus die Zeitschri DE
löst en könnten. den erhaltenen en des Reichsministeriums für
Ychlıche Angelegenheiten einde sich der chri  echsel des ropa-
gandaminister1ums mıit der Behörde Kerrls und dem Staatspolizeiamt
erlnP Verbot des Sonntagsblatts.*+0 Auslöser WarTr eın Artikel 1n der
Rubrik „Aus eıt un elt“ der Ausgabe Nr 10 VO März 1938
Darın hatte Pfarrer Dedeke den Ausschluss jJunger eologen aus NS-
Parteitormationen SOWI1Ee die Aufforderung Geistliche, AUs der
auszutreten, mi1t den Worten kommenhHhert: „Offenbar ist der einz1ge
Grund, der für diese Massnahme angeführt werden könnte, die Tatsache,
da{fs S1€e Jräger elınes rchlichen Amtes sSind der sich darauf vorberei-
ten  LL Dadurch würden Theologen, schrieb er, „Volksgenossen zweıten
der dritten Grades, jedenfalls minderen Rechts”.941 Das Propagandami-
nisteriıum sah arın einen Vorwurtf die Parteı, Geistliche diskrimi-
nieren und dadurch ihre zugesicherte Neutralität gegenüber kirchlichen
Gruppen verletzen. „  urc eine derartige Aufforderung ILLUSS der

339
340

Dedeke Regierungspräsident, 0.6.1938 Slg MSB
Korrespondenz VO: 21.5.-23.8.1938 zwischen Propagandaminister1um, Gestapa
un:« Kirchenministerium über MSB und die angebliche Verbreitung der Niemöller-
Schrift durch Dedeke. 5101 F283732
MSB Jg 61 Nr 10, 6.3.1938, „AUus eit und eit“
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Eindruck entstehen, ass eın bestimmter an 1in uniseIelll en
anderen gegenüber bewusst zurückgesetzt werden SOM olgerte der
Mitarbeiter des Propagandaminister1iums.** IDie Anweisung die (;e-
sStapo, das unbefristet verbieten, begründete damit, „dass
darüber hinaus VO einem Teil der Geistlichen jede Gelegenheit benutzt
wird, VO  x den anze era den nationalsozialistischen Staat
anzugreifen Unter keinen Umständen kann ich aber eINE Polemuik
dulden, die sıch Massnahmen der obersten Parteıistellen ichtet, die sich
als unbedingt notwendig erwıesen aben, eINeEe konfessionelle Zerset-
ZUL Nnnerha der Parteigliederungen verhindern Zu der scharfen
assnahme eines Verbots 111USS schon deshalb gegriffen werden, weil das

ereıts Mal Beanstandungen Anlass gegeben hat.>4
Das Kirchenminister1ium, das VO dem orgehen die Zeıt-

schrift informiert wurde, akzeptierte die Argumentatıon. Es stimmte der
Ma{isnahme Zzu 344 I )as Propagandaministerium hatteu freie Hand, das
endgültige Verbot des Mindener Sonntagsblatts durchzusetzen. Die Be-
anstandung der einzelnen Artikel 1 Sonntagsblatt konnte aber als Be-
grundung eın dauerndes Verbot aum ausreichen. Solche Verstöße
wurden der ege mi1t elıner dreimonatigen Sperre geahndet. DIie Un
terdrückung der Zeitschrift wurde mıiıt staatspolizeilichen Ma{isnahmen

die ekennende T Westfalen verknüpft. 1)as er
zwischen Bekennender DC und Staat War 1mM Frühjahr 1938 Urc die
Einweisung Martın Niemöllers 1Ns KZ£); Urc den verlangten Treueeid
der Pfarrer auf Hitler und UTC Prozesse en!Mitglieder der

Westfalen äuiferst gespannt.* IDIe Verhaftung Dedekes aufgrund
der Beschuldigung, staatsgefährdende Schriften verbreiten, wurde
einem publizistischen OT1 genutzt, den Herausgeber der Of-
fentlic  el diskreditieren Der VO Propagandaamt Muüunster den
Tageszeıtungen in inden und Umgebung zugespielte Pflichtartikel
sollte gezielt das Vertrauen Dedekes irken als Pfarrer und relig1öser

3472 Propagandaministerium (gez Goebbels) Gestapa, 21.5.1938, miıt Durchschrift
Reichsministerium für Kirchliche Angelegenheiten. 5101 TZFSZ

345 eıtere rüunde für das Verbot lieferte die Ausgabe MSB Nr. V-O! 0.4.1938
uch dieser Nummer sSe1 „gerade die Schaffung Grossdeutschlands
Angriffen auf relig1Öös anders Denkende“” genutzt worden. Aufßfßerdem wurde eın
1nwels iın dem beanstandet, der dem Erziehungsminister die gezielte Behin-
derung VO:  5 Andachten und Gottesdiensten ZUI11 Schulbeginn vorwarf, da die KIr-
hen die 1STte der Schulanfänger nicht mehr einsehen durtften. 5101 /23732

344
Die beanstandeten Artikel mıiıt Vermerk Lübkings 1n 151

345
Vermerk 27.5.1938 5101 723732
Niemöller (wie Anm. 44), 265-271
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Erzieher untergraben un! damit das Verbot des Sonntagsblatts rechtfer-
hgen.?

Die unterschiedlichen Verfügungen AT Dauer des Verbots gaben den
Pfarrern 1mM Kirchenkreis inden Hoffnung, ass das Sonntagsblatt bald
wieder erscheinen onne Der Evangelische Presseverband Berlin
wurde angesprochen, eiıne efristung des Verbots erreichen.?4/ ETr
ahm Kontakt ZU Reichskirchenministeriıum auf un! erfuhr, ass das
Verbot möglicherweise auf zwel Monate befristet werden könne.°48 Be-
sonders Verlagsleiter unternahm verschiedene Versuche, die
Wochenschrift wieder Z TUuC bringen. el vertrat aupt-
ächlich wirtschaftliche ründe, plädierte 1MmM Namen der Zeıtungsaus-
trager unter Hıiınwels auf deren Verdienstaustfal für eiINe Aufhebung des
Verbots un! hatte el auch den Wegfall der iınnahmen aus Anze1igen
und Druckaufträgen für seinen Verlag 1mM Sinn.>49 Diese Bemühungen
liefen aber allesamt 1Ns Leere. DDas Propagandaministerium und die
Dienststelle 1in Muünster verstanden ©S) die Bittsteller aus enu-
halten, ihnen die Möglichkeit ZU Wiedererscheinen des Blatts
vorzuspiegeln, allerdings unter Bedingung, ass eın Schriftleiter
die Zeitschrift 1M Sinne der gewünschten inhaltlichen Vorgaben heraus-
gebe,? Am Juli 19358 erhielt Pfarrer Dedeke eın chreıben Dürrs aus

dem Propagandaminister1um. Da sich, das Argument, der Verbrei-
tung der staatsfeindlichen Niemöller-Schrift schuldig gemacht habe,
bhilete „nicht die ewähr für eiıne loyale a  o als Schriftleiter” Das
Verbot des Sonntagsblatts werde er nicht aufgehoben.*' Unverblümt

346 Propagandaamt Westfalen-Nord ndener Zeitung, 21.5.1938, lext des Artikels
VADEN Veröffentlichung. KA  Z 151 Verlagsleiter Lübking erklärte dem empörten
Dedeke, habe sich ıne Auflagemeldung gehandelt, die eine Zeıtung habe
bringen mussen. Lübking hatte VO Leıiter des Propagandaamts, hultz, erfahren,
dass der Artikel VO  5 der Staatspolizei stamme und mıiıt dem Propagandaminister1-

abgesprochen worden sSe1l Eiıne Stellungnahme den Artikel werde VO

347
Propagandaamt nicht geduldet. Vermerk Lübkın ohne Datierung. KA  - 151
Dedeke RVEP, 7.6.1938 KA  z Slg MSB; K A}  e 151 Dedeke Hinderer,
2.8.1938 5lg MSB

348 Kirchenminıisterium Gestapa, 5.6.1938, muit der e, das Verbot auf Zzwel
onate beschränken 5101(3 Hinderer Dedeke, 271938 KAÄA  e
151

349
350

Lübking Dürr (Propagandaministerium), 5.6.1938 A  Z 151
ILhe bis die Grenze der Selbstverleugnung gehenden Bemühungen der Pfarrer
1MmM Kirchenkreis Minden, einen für das Propagandaministerium akzeptablen
Schriftleiter finden, schildert üller (wie Anm. 1 '/ 451-455

351 |)ürr Dedeke, 9.7.1938 se1iner Nntwor' VO 21.7.1938 wI1es Dedeke die
Anschuldigung zurück: habe die Niemöller-Schrift nicht verbreitet, sondern

mıit amtlichen Mitteilungen seiner „Kirchenleitung“ die Pfarrkollegen,
nıcht ber Gemeindeglieder verteilt. Es habe sich nicht eın „staatfeindliches
Flugblatt” gehandelt, sondern ine rein sachliche Darstellung bekannter atsa-
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hatte der Leiter des ropagandamts Westfalen-Nord Verlagsleiter LÜüb-
king mitgeteilt: „Ein Pfarrer, der Mitglied der Bekenntnisfront se1l lwerde künftig nicht mehr als Schriftleiter des Sonntagsblatts anerkannt
und zugelassen. Di1ie Bekenntnisfront werde als illegale Urganisationangesehen, die den Staat bekämpfe”.92 Der eschnel: des Propagandami-nısteriıums VO UOktober 1938 bestätigte das endgültige Aus für eINe
Fortführung des Mindener Sonntagsblatts. Dürr schrieb den für die
erwaltung des Kirchenkreises zuständigen Pfarrer Heim®>, die 1eder-
zulassung eiINes verbotenen Blattes SEe1 1Ur unter der Voraussetzungmöglich, ass die Schriftleitung VO  a} eıner staatspolitisch bsolut el-
lässigen Persönlichkeit übernommen werde. „DBel der Stellung, die die
sogenannte ekennende Kirche AStaat einnımmt, ist diese Vorausset-
ZUM bei ihren Anhängern cht gegeben. ”9

Die Verbitterung, die Pfarrer Dedeke ber das Ende des Mindener
Sonntagsblatts empfand, kommt 1n einem T1e Schriftleiter
VO Evangelischen Presseverband WittenZUSdTrucC Aich kann
Sie also auch als Schriftleiter LUr WAarnen, irgendwann -oder irgendwoeinmal gegenwaärtiger Zeit mıit der Schrift für die Wahrheit eintreten

wollen. Sie können dabei üble Erfahrungen machen | Es ist cht
rten, da{fs das Sonntagsblatt wieder aufgemacht wird. Wir STOSSEeN

dabei auf einen einlichen Widerstand der ma{isgebendenMünster, da{fs ach meılner etrachtung diese Stelle die Wiederaufma-
chung des Blattes aCcC cht will, es SEe1 denn, da{fs eın deutschchristli-
cher Pfarrer Z Schriftleiter bestellt würde. Das aber würde gleichbe-deutend sSe1INn mıiıt dem Untergang u1IllseTrTes Blattes.” Eın etzter Versuch,
115e Eingaben un:! Protestschreiben das Propagandaministeriumdas Erscheinen der Kirchenzeitschrift erreichen, wurde VO ropa-gandaamt zurückgewiesen: „Nachdem Mrc evangelische Geistliche
Unterschriften In den Gemeinden gesamme worden sSind und diese
dem Herrn Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda Pa-
cketen sic!] übersandt wurden, ist mıiıt einer Aufhebung des Verbotes

hen. „Hunderte VO Pfarrern haben hier Westfalen das verbreitet; bis Z
Stunde habe ich nichts davon gehört, da{s dusser mMI1r uch LIUT einem einz1gen die-
erhalb der Vorwurftf der staatsfeindlichen Handlung gemacht worden wäre.“
IA  e MSB Im Schreiben des Propagandaministeriums Gestapa,9.7/.1938, heifßt C>D, die „Jlatsache, dass der Pfarrer Dedeke der Verbreiter des e1in-
gereichten Flugblattes ist, das sich für artın Nıemöller einsetzt, ist für mich eın

schrift Kirchenministerium. 5101 4723732
welıterer Bewels, dass Dedeke sich ZU Schriftleiter In keiner Weise eignet.“ Ab-

3572
353

Vermerk Lübkings über eın Gespräch mit Schultz, 26.8.1938 151
Bauks (wie Anm. 9 / Nr. 2444

355
Dürr Pfarrer Heim, 8.10.1938 KA  Z 151
Dedeke Jahnel, 2.9.1938 Slg MSB
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nicht mehr rechnen.“ >> Künftig werde 1mM (Jau Westfalen-Nord LLUTI

och das VO Evangelischen Presseverband Westfalen-Lippe herausge-
gebene Gemeindeblatt zugelassen. LDas Propagandaministerium WAar

seinem Ziel, die bekenntnistreue evangelischen Presse beseitigen un!
LLUTL och ausgewählte, VO den regionalen Propagandaämtern kontrol-
lierte Blätter dulden, einen Schritt nähergekommen. Im 61 Jahrgang
sSe1INeEeSs Bestehens mMusste das „Sonntagsblatt für enund das Weser-
gebiet, Evangelisches Heimatblatt der Kirchenkreise inden und Vlo-
tho“ se1n Erscheinen einstellen. Die Offentlıiıche Stimme der Bekennenden
C Kreis inden WarTr Z Schweigen gebrac worden.

Zusammenfassung
Das außergewöhnlich angreiche Quellenmaterial ZU Mindener
Sonntagsblatt ermöglicht einen detaillierten 1INDI1IC die edaktio-
ne Arbeit der Herausgeber der eıt des ationalsozialismus.
[ )he Auseinandersetzungen mıiıt der Zensur, die Auflagen für den
erleger SE Oontrollie der Zeitschrift, die Verbindungen des Blattes
mıiıt den erbänden der evangelischen Kirchenpresse, deren Einord-
NUunNng die VO Propagandaministerium geschaffenen un! kontrol-
jerten gane der nationalsozialistischen Pressekontrolle können 1m
Einzelnen eschrieben werden. Zusätzlich den en der Ortspo-
lize1 ST Beobachtung der Kirchenpresse, Anweisungen übergeord-
neter Provinzial- und ommunalbehörden und der Geheimen
Staatspolizei SOWI1eEe dem Nachlass des Zeitungsverlags wurden für
diesen Beıtrag eUe Quellen herangezogen. Dazu gehören die and-
akten der für den Inhalt des Sonntagsblatts verantwortlichen edak-
eure Ple4fs und Dedeke, die inzwischen dem Kommunalarchiv Miın-
den übergeben wurden, und die undschreiben des Reichsverbands
der Evangelischen Presse un! des Propagandaamts Westfalen-Nord
aus dem Nachlass Dedeke Landeskirchlichen rchiv der vange-
ischen Kirche VO Westfalen 1ın Bielefeld Weiter konnten die 1m
Bundesarchiv befindlichen Restbestände der en des Reichsminis-
er1ums für Kirchliche Angelegenheiten und des Reichsministeriums
für Propaganda und Volksaufklärung eingesehen werden, sSsOWwelt S1€e
das Mindener Sonntagsblatt betreffen. Aufgrund des zusätzlichen
Quellenmaterials konnte die Untersuchung VO  z Andreas iüller
ber das Mindener Sonntagsblatt 1MmM Jahrbuch für Westfälische Kıars
chengeschichte, Band 100, ahrgang 2005, erganzt, ein1ge der OIfen-
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gebliebenen Fragen beantwortet, die Mstande un Gründe des
endgültigen Verbots beschrieben werden.
Die zunächst abwartende, posıtıve Einstellung des Mindener Sonn-
tagsblatts ZUT Hitler-Regierung äanderte sich unter dem Eindruck der
gewaltsamen staatlichen Eingriffe die nung und Rechtsgrund-
lagen der Ekvangelischen TC Die VO der und der Partei-
führung MAaSsSsS1ıv unterstutzten Versuche der Gruppierung Deutsche
Christen der „evangelische Nationalsozialisten”, die er  < einer
dem NS-Staat untergeordneten Evangelischen TC überneh-
IMen, riefen den entschiedenen Wiıderspruch der Wochenschrift her-
VO  Z Das tellte sich früh und eindeutig hinter westfälische Kır-
chenführer WI1e Friedrich VO Bodelschwingh der arl och Der
ma{isgebliche Einfluss des Sonntagsblatts der Bevölkerun des
andkreises iınden inderte die Deutschen Christen 1mM Weserge-biet daran, ihre Werbung Anhänger un! ihre Kirchenpolitik un
ihre theologischen Ansichten 1mM ang mıiıt dem Nationalsozia-
lismus durchzusetzen.
DIie evangelische kirchliche Presse erhielt TOTZ ihrer Eingliederung In
die VO Propagandaministerium und der kontrollierten
Fachorganisationen anfangs einen erstaunlich grofßen Freiraum für
die inhaltliche Gestaltung und die publizistische Verbreitung ihrer
Blätter Ihe Reichsregierung unter Hitler scheute Adus aufßen- und 1N-
nenpolitischen Gründen eıinen offenen Konflikt miıt den rtchen Das
Propagandaministerium andererseits übersah Aaus Nnkenntnis oder
Desinteresse die öffentliche Wirkung der Kirchenpresse. erıichte ıIn
den rchlichen Zeitschriften, die sich mıt Ma{fnahmen der National-
soOzlalisten auseinandersetzten und der offiziellen Propaganda WI1-
dersprachen, wurden 1mM Ausland als Anzeichen der position g..
SCHh Hitler bewertet. Anschuldigungen des Verrats und staatsfeindli-
cher Umtriebe gegenüber rchenführern verschärften den inner-
kirchlichen Streit und veranlassten Berichtsverbote, Beschlagnahmen
und Zensur 170e staatliche ehorden.
Die miıt der Beobachtung und ONTtrolle des Mindener Sonntagsblatts
beauftragte Ortspolizei WarTr offensichtlich mıt dieser Aufgabe über-
fordert, zumal die übergeordneten Behörden 1mM Kreis, 1im egle-
rungsbezirk und 1n der Provınz unterschiedliche Auffassungen
der Bewertung bestimmter Beiträge des Blattes hatten. angs fehl-
te eine klare Richtlinie für die Beurteilung VO Berichten Sonn-
tagsblatt. Die Veröffentlichungen der ekennenden rche, die sich

die Gleichschaltung der Evangelischen Kirche muiıt dem NS-
Staat wehrten, standen unter dem Pauschalverdacht, den inneren
Frieden und die Sicherheit der öffentlichen nung gemä den
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Notverordnungen des Reichspräsidenten VO Februar 1933 DE“
fährden. dieser Situation konnten wiederholt ma{fsgebliche Vertre-
ter der Deutschen Christen 1mMm Landratsamt und 1mM eglerungspräa-
sidium ihren internen uss ZUTT nterdrückung missliebiger Artı-
kel 1mM Mindener Sonntagsblatt geltend machen. DIie staatlichen Zen-
surmaisnahmen gyipfelten 1m FErlass des Reichsinnenministers VO

November 1934, der jegliche Berichterstattung ber die erhältnisse
in der EvangelischenCverbot.
An die Stelle der kirchenpolitischen Beıtrage rückte mıt dem Wechsel

derondes Sonntagsblatts se1t Anfang 1935 die Auseman-
dersetzung mıit völkischen und rassistischen Grupplerungen. Unter
dem chlagwort „Neuheidentum“ und eıne „Religion aus Blut
und en  44 wıidmete das Sonntagsblatt den tellungnahmen einer
weitgehend ein1gen Bekennenden FC breiten Kaum. IDIie eut-
schen Christen dagegen zerfielen 1in mehrere, sich bekämpfende
Gruppen un! hatten nicht 1Ur ihren Einfluss 1n der Evangelischen
rche, sondern auch die Unterstützung der und der politi-
schen Polize1 verloren. Artikel ber Weltanschauungsfragen blieben
unbehelligt VO:  a der Zensur.
Miıt der Schaffung e1INnes Reichsministeriums für T  4C Angele-
ze  eiten unter Mıiınıiıster err 1mM Herbst 1935 nahm die Hitler-
Regierung die Neuordnung der Evangelischen PE staatliche
Hände 7Zensurmafsnahmen wurden verschärft, die position
der rchlichen Publizistik die Politik Kerrlis unterbinden.
Darüber hinaus wurde jede Ööffentliche Kritik Ma{isnahmen der
Nationalsozialisten, mıt denen der FEinfluss der IC zurückge-
ran: werden sollte, MC Verbote, Beschlagnahmen und tre1-
chung VO  > Trukeln unterdrückt. Der Regierungspräsident Mın-
den erliefs 1mM Herbst 1935 eine für das Sonntagsblatt bestimmte AN-
ordnung, die jede „anti-nationalsozialistische Tendenz“ untersagte.
DIie Reichspressekammer gab Richtlinien für die inhaltliche estal-

der Kirchenpresse muıt der Absicht ihrer „Entpolitisierung” her-
au  N lle Anweısungen zielten 1n die C  &, Stellungnahmen und
Kommentierung 1n rchlichen Publikationen antikirchlichen Ke-
gjerungsvorhaben un! Meinungsäufßerungen verhindern.
I Jas Propagandaminister1um schaltete sich Anfang 1936 eın und
wandte Se1nNn System der Pressekontrolle und inhaltlichen Sprachre-
gelung auf die Kirchenpresse I dDie Ma{isnahmen betraten alle
kirchlichen Publikationen, die, w1e die me1listen evangelischen Sonn-
tagsblätter, sich nicht auf die Veröffentlichung amtlicher Verord-

und Nachrichten beschränkten. Als „politische” Zeitschrif-
ten unterlagen S1€e den gleichen Auflagen WI1Ie die Tagespresse. {[DIie
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inhaltlichen orgaben wichtigen Themen wurden ber die reg10-
nalen Propagandaämter den kirchlichen Zeitschriften ıIn ihrem Ge-
jet zugestellt der urc Anweisungen Fachorganisationen WI1e
den Reichsverband der Evangelischen Presse ZUT Weitergabe die
Zeitsc  en übermiüttelt. Die inhaltliche euerung der rchen-
PTesSse ersetzte Schritt für Schritt die Zensur VOT (Irt E1ine Kontro-

mıiıt der Mindener Urtspolizei ber einen VO ropagandami-
nısteri1um gewünschten Artikel führte ZUT Einstellung der Zensur
117e die Mindener Polizel, die durch eichung missliebiger Arti-
kel un! eldungen Y kontinuierlichen Erscheinen des „ gerei-
nıgten“ Sonntagsblatts beigetragen hatte
Im des Verbots VO rchlichen Zeitschriften mMusste das ropa-
gandaministerium sich mıiıt dem Kirchenministerium abstimmen, das
sich Entscheidungen ber IcAlLıche Publikationen Vorbehnalten hat-
te Miıt dem Scheitern der VO eIr betriebenen Kirchenpolitik hatte
sSeıin Mınısterium politischer Kraft verloren, ass den Maf{(s-
nahmen des Propagandaministeriums wenig entgegensetzen konnte
Das endgültige Verbot des Sonntagsblatts mMmusste S akzeptieren, da
die egründung der Goebbels-Mitarbeiter eiINe Angelegenheit der
Parte1aber die das Kirchenministerium eiıne tellungnahme
abgeben konnte Die Umstände des Verbots zeıgten, ass das ropa-
gandaministerium eın orgehen eTrTsornnNen hatte, das den Ruf des
verantwortlichen edakteurs 1ın Misskredit bringen, die Geschlos-
senheit der Pfarrer un Gemeindeglieder 1mM Kirchenkreis erschüt-
tern und VO dem Verschwinden der 1MmM Wesergebiet beachteten
Kirchenzeitschrift blenken sollte
Irotz der Einschränkungen 110e inhaltliche Auflagen und Zensur
hat die on des Mindener Sonntagsblatts ihrem u  ag
festgehalten, die Posıtion der ekennenden TC. vertreten und
die ideologischen wWwI1e politischen Angriffe VO:  5 RKeglerung und Parte1i
auf die Stellung der TC abzuwehren. Das gerlet zunehmend
1Ns Visier des Propagandaministeriums. Im Fall des Mindener Sonn-
tagsblatts gyaben nicht einzelne T1USCHeEe Artikel verschiedenen
usgaben den rund für das endgültige Verbot der Wochenschrift
Der OIfentlıche Widerspruch der Zeitschrift die urückdrän-

des kirchlichen Einflusses der Bevölkerung fand den uück-
halt der Leserscha Mit der Unterdrückung dieser irchlichen
Stimme 1M Wesergebiet wollte das Propagandaministerium eın Hın-
ernıs für se1INe ausschlie{islich ideologische und politische Beeinflus-
SUun aus dem Weg raumen.
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